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Haushaltswirtschaft
§ 82 Allgemeine Haushaltsgrundsätze
§ 82a Haushaltssanierungsplan, Sanierungshaushalt
§ 83 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung
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§ 84 Haushaltssatzung
§ 85 Haushaltsplan
§ 86 Erlass der Haushaltssatzung
§ 87 Nachtragssatzung
§ 88 Vorläufige Haushaltsführung
§ 89 Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
§ 90 Mittelfristige Ergebnis- und Finanz- planung, Investitionsprogramm
§ 91 Verpflichtungsermächtigungen
§ 92 Kredite für Investitionen
§ 93 Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte
§ 94 Kredite zur Liquiditätssicherung
§ 95 Vermögensgegenstände
§ 96 Inventur, Inventar und Vermögensbewertung
§ 97 Gemeindekasse
§ 98 Übertragung von Kassengeschäften, Automation
§ 99 Jahresabschluss
§ 100 (aufgehoben)
§ 101 Prüfung und Feststellung des Jahres- abschlusses, Entlastung
II. Abschnitt:
Sondervermögen, Treuhandvermögen
§ 102 Sondervermögen
§ 103 Treuhandvermögen
§ 104 Sonderkassen
§ 105 Freistellung von der Finanzplanung
§ 106 Gemeindegliedervermögen
§ 107 Örtliche Stiftungen
III. Abschnitt:
Wirtschaftliche Betätigung und privatrechtliche Beteiligung
§ 108 Zulässigkeit wirtschaftlicher Betätigung
§ 109 Eigenbetriebe und sonstige Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit

Sonderrechnung
§ 110 Unternehmen in Privatrechtsform
§ 111 Mehrheitsbeteiligungen
§ 112 Mittelbare Beteiligungen
§ 113 Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen
§ 114 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform
§ 115 Unterrichtungspflicht und Beteiligungsbericht
§ 116 Wirtschaftsgrundsätze
§ 117 (aufgehoben)
§ 118 Anzeigepflicht und Befreiung
IV. Abschnitt:
Prüfungswesen
§ 119 Rechnungsprüfungsamt
§ 120 Rechtsstellung des Rechnungsprüfungsamts
§ 121 Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts
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§ 122 Prüfung des Jahresabschlusses
§ 123 Überörtliche Prüfung
§ 124 Prüfung der Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen ohne eigene Rechtspersön-

lichkeit mit Sonderrechnung
V. Abschnitt:
Gemeinsame Vorschriften
§ 125 Unwirksame und nichtige Rechtsgeschäfte
§ 126 Befreiung von der Genehmigungspflicht
§ 126a Ausnahmen zur Erprobung
Vierter Teil
Kommunalaufsicht
§ 127 Grundsatz
§ 128 Kommunalaufsichtsbehörden
§ 129 Informationsrecht und Informationspflicht
§ 130 Beanstandungsrecht
§ 131 Aufhebungsrecht
§ 132 Anordnungsrecht
§ 133 Ersatzvornahme
§ 134 Bestellung einer Beauftragten oder eines Beauftragten
§ 135 Form und Inhalt aufsichtsbehördlicher Entscheidungen
§ 136 Rechtsmittel
§ 137 Beschränkung der Kommunalaufsicht
§ 138 Zwangsvollstreckung gegen Gemeinden
§ 139 Beteiligung des Ministeriums für Inneres und Sport
Teil B
Landkreisordnung
Erster Teil
Grundlagen
I. Abschnitt:
Wesen, Rechtsstellung und Aufgaben
§ 140 Wesen der Landkreise
§ 141 Name und Sitz
§ 142 Wappen, Farben und Dienstsiegel
§ 143 Selbstverwaltungsangelegenheiten
§ 144 Auftragsangelegenheiten
§ 145 Kommunale Gemeinschaftsarbeit
§ 146 Sicherung der Mittel
II. Abschnitt:
Kreisgebiet
§ 147 Satzungen
§ 148 Gebietsbestand
§ 149 Gebietsänderungen
§ 150 Auseinandersetzung
III. Abschnitt:
Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises
§ 151 Begriff
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§ 152 Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und Einwohner
§ 153 Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger der kreisangehörigen Gemeinden
§ 153a Einwohner-, Bürgerbeteiligung
§ 154 Anschluss- und Benutzungszwang
Zweiter Teil
Organe und Verwaltung
I. Abschnitt:
Allgemeine Vorschriften
§ 155 Organe
II. Abschnitt:
Kreistag
§ 156 Zusammensetzung und Wahl des Kreistages
§ 157 Rechtsstellung der Mitglieder des Kreistages
§ 158 Amtszeit
§ 159 Aufgaben des Kreistages
§ 160 Vorbehaltene Aufgaben
§§ 161 bis 170 (aufgehoben)
§ 171 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 172 Kreistagsausschüsse
§ 173 Vorzeitige Beendigung der Amtszeit des Kreistages
III. Abschnitt:
Kreisausschuss
§ 174 Zusammensetzung, Berufung und Amtszeit
§ 175 Rechtsstellung, Aufgaben
§ 176 Verfahren des Kreisausschusses
IV. Abschnitt:
Landrätin, Landrat und Kreisbeigeordnete
§ 177 Landrätin, Landrat
§ 178 Aufgaben der Landrätin oder des Landrats
§ 179 Widerspruchs- und Vorlagepflicht bei rechtswidrigen Beschlüssen
§ 180 Anordnungsbefugnis der Landrätin oder des Landrates in dringenden Fällen
§ 181 Verpflichtungserklärungen
§ 182 Vertretung der Landrätin oder des Landrats
§ 183 Übertragung von Aufgaben der Landrätin oder des Landrats
§ 184 Kreisbeigeordnete
V. Abschnitt:
Kreisbedienstete
§ 185 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 186 Kreisfrauenbeauftragte
§ 187 und § 188 (aufgehoben)
Dritter Teil
Kreiswirtschaft
§ 189 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 189a Haushaltsausgleich
§ 190 Rechnungsprüfungsamt
§ 191 Überörtliche Prüfung
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Vierter Teil
Kommunalaufsicht
§ 192 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 193 Kommunalaufsichtsbehörde
Teil C
Regionalverbandsordnung des Regionalverbandes Saarbrücken
Erster Teil
Grundlagen
§ 194 Wesen des Regionalverbandes
§ 195 Name und Sitz
§ 196 Wappen, Farben und Dienstsiegel
§ 197 Selbstverwaltungsangelegenheiten
§ 198 Auftragsangelegenheiten
§ 199 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§§ 200 bis 203 (aufgehoben)
Zweiter Teil
Organe und Verwaltung
I. Abschnitt:
Allgemeine Vorschriften
§ 204 Organe
II. Abschnitt:
Regionalversammlung und Regionalverbandsausschuss
§ 205 Zusammensetzung und Wahl der Regionalversammlung
§ 206 Rechtsstellung der Mitglieder der Regionalversammlung
§ 207 Amtszeit
§ 208 Aufgaben der Regionalversammlung
§ 209 Anzuwendende Vorschriften der Landkreisordnung
§ 210 Regionalverbandsausschuss
III. Abschnitt:
Kooperationsrat
§ 211 Zusammensetzung des Kooperationsrates und Verfahren
§ 211 a Aufgaben des Kooperationsrates und Verfahren
IV. Abschnitt:
Regionalverbandsdirektorin, Regionalverbandsdirektor und Regionalverbandsbeige-
ordnete
§ 212 Regionalverbandsdirektorin, Regionalverbandsdirektor
§ 213 Aufgaben der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektoren
§ 214 Regionalverbandsbeigeordnete
V. Abschnitt:
Regionalverbandsbedienstete
§ 215 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 215a Frauenbeauftragte des Regionalverbandes
Dritter Teil
Regionalverbandswirtschaft
§ 216 Anzuwendende Vorschriften der Landkreisordnung
Vierter Teil
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Kommunalaufsicht
§ 217 Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
§ 218 Kommunalaufsichtsbehörde
Teil D
Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 219 Einwohnerzahl
§ 220 Beitreibung von Geldbußen und Zwangsgeldern
§ 221 Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes
§ 221a Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände
§ 222 Durchführung dieses Gesetzes
§ 223 (aufgehoben)

Teil A
Gemeindeordnung

Erster Teil
Grundlagen

I. Abschnitt
Wesen, Rechtsstellung und Aufgaben

§ 1
Wesen der Gemeinden

(1) 1Die Gemeinden sind die in den Staat eingeordneten Gemeinwesen der in örtlicher Gemeinschaft
lebenden Menschen. 2Sie regeln alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Ge-
setze durch die von der Bürgerschaft gewählten Organe oder durch Bürgerentscheid in eigener Ver-
antwortung.

(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften.

§ 2
Namen und Bezeichnungen

(1) 1Die Gemeinden führen ihre bisherigen Namen. 2Das Ministerium für Inneres und Sport bestimmt
den Namen einer neu gebildeten Gemeinde, wenn der Name nicht durch Gesetz bestimmt wird. 3Auf
Antrag einer Gemeinde kann es den Gemeindenamen ändern.

(2) 1Die Bezeichnung Stadt führen die Gemeinden, denen diese Bezeichnung nach bisherigem Recht
zusteht. 2Das Ministerium für Inneres und Sport kann auf Antrag die Bezeichnung Stadt solchen Ge-
meinden verleihen, die nach Einwohnerzahl und Siedlungsform sowie kultureller und wirtschaftlicher
Bedeutung städtisches Gepräge tragen.

(3) Kreisangehörige Städte, die Sitz der Landkreisverwaltung sind, führen die Bezeichnung Kreisstadt.

(4) Die Stadt Saarbrücken führt die Bezeichnung Landeshauptstadt.

§ 3
Wappen, Farben und Dienstsiegel

(1) 1Die Gemeinden führen ihre bisherigen Wappen und Farben. 2Das Ministerium für Inneres und
Sport kann Gemeinden auf ihren Antrag das Recht verleihen, Wappen und Farben zu führen; es kann
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Wappen und Farben auf Antrag der Gemeinden ändern. 3Gemeindewappen dürfen von Dritten nur mit
Genehmigung der Gemeinden verwendet werden.

(2) 1Die Gemeinden führen Dienstsiegel. 2Gemeinden, die zum Führen eines Wappens berechtigt sind,
führen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, dieses Wappen in ihrem Dienstsiegel; die üb-
rigen Gemeinden führen als Siegel das Bild des kleinen Landessiegels[1] mit einer die Gemeinde be-
zeichnenden Umschrift.

Fußnoten

[1])
Vgl. Anl. 8 in BS-Nr. 1130-1.

§ 4
Gemeindearten

(1) Kreisangehörige Gemeinden sind Gemeinden, die einem Landkreis angehören.

(2) Regionalverbandsangehörige Gemeinden sind Gemeinden, die dem Regionalverband Saarbrücken
angehören.

(3) Mittelstädte sind kreisangehörige oder regionalverbandsangehörige Städte, denen diese Rechts-
stellung auf Antrag durch Rechtsverordnung der Landesregierung zu verleihen ist, wenn sie mehr als
30.000 Einwohnerinnen und Einwohner haben und nicht Sitz der Landkreisverwaltung oder der Regio-
nalverbandsverwaltung sind.

(4) Kreisfreie Städte sind Städte, die weder einem Landkreis noch dem Regionalverband Saarbrücken
angehören, denen diese Rechtsstellung durch Gesetz verliehen wird.

§ 5
Selbstverwaltungsangelegenheiten

(1) Die Gemeinden sind berechtigt und in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit verpflichtet, zur För-
derung des Wohls ihrer Einwohnerinnen und Einwohner alle öffentlichen Aufgaben zu erfüllen, soweit
diese nicht kraft Gesetzes anderen Stellen übertragen sind.

(2) 1Die Gemeinden haben insbesondere die Aufgabe, das soziale, gesundheitliche, kulturelle und
wirtschaftliche Wohl ihrer Einwohnerinnen und Einwohner zu fördern; hierbei haben sie die Belange
des Natur- und Umweltschutzes zu wahren, die sportliche Betätigung ihrer Einwohnerinnen und Ein-
wohner zu unterstützen, der Interessenvertretung von Kindern und Jugendlichen ein besonderes Ge-
wicht beizumessen und die Gleichberechtigung von Mann und Frau zu verwirklichen. 2Sie können sich
an Städtepartnerschaften beteiligen. 3Sie arbeiten mit benachbarten kommunalen Gebietskörper-
schaften anderer europäischer Regionen grenzüberschreitend zusammen.

(3) 1Den Gemeinden kann durch Gesetz die Erfüllung einzelner Aufgaben zur Pflicht gemacht wer-
den (Pflichtaufgaben); dabei sind gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen.
2Führt die Übertragung neuer Aufgaben durch Gesetz oder die Veränderung bestehender Aufgaben
durch Gesetz oder Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Gemein-
den, ist dafür aufgrund einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu
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schaffen. 3Das Nähere regelt ein Gesetz. 4Verordnungen zur Durchführung solcher Gesetze sowie Ver-
ordnungen nach Satz 2 bedürfen der Zustimmung des Ministeriums für Inneres und Sport.

(4) In Selbstverwaltungsangelegenheiten sind die Gemeinden nur an die Gesetze gebunden.

§ 6
Auftragsangelegenheiten

(1) Die Gemeinden erfüllen die ihnen übertragenen staatlichen Aufgaben nach Weisung der zuständi-
gen Behörden (Auftragsangelegenheiten).

(2) 1Die Gemeinden sind bei der Erfüllung von Auftragsangelegenheiten zur Geheimhaltung verpflich-
tet, soweit dies von den zuständigen Behörden angeordnet wird. 2Sie haben hierbei die für die staatli-
chen Behörden geltenden Vorschriften zu beachten. 3Das Ministerium für Inneres und Sport kann hier-
zu weitere Verwaltungsvorschriften erlassen.

(3) 1Den Gemeinden können neue staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung nur durch Gesetz
übertragen werden; dabei sind gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen.
2Führt die Übertragung neuer Aufgaben durch Gesetz oder die Veränderung bestehender Aufgaben
durch Gesetz oder Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Gemein-
den, ist dafür aufgrund einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu
schaffen. 3Das Nähere regelt ein Gesetz.

§ 7
Besondere Aufgaben der Mittelstädte

Die Mittelstädte erfüllen neben ihren Aufgaben als Gemeinden in ihrem Gebiet auch den Landkreisen
übertragene staatliche Aufgaben nach Maßgabe einer Rechtsverordnung[2] der Landesregierung.

Fußnoten

[2])
Vgl. BS- Nr. 2020- 1- 14.

§ 8
Besondere Aufgaben der kreisfreien Städte

Die kreisfreien Städte erfüllen neben ihren Aufgaben als Gemeinden in ihrem Gebiet alle Aufgaben,
die den Landkreisen obliegen.

§ 9
Besondere Aufgaben der Landeshauptstadt Saarbrücken

(1) Die Landeshauptstadt Saarbrücken erfüllt neben ihren Aufgaben als Gemeinde in ihrem Gebiet die
den Landkreisen übertragenen staatlichen Aufgaben, soweit sie nicht durch Gesetz oder Rechtsver-
ordnung dem Regionalverband Saarbrücken übertragen sind.

(2) Der Landeshauptstadt Saarbrücken können den Landkreisen übertragene staatliche Aufgaben
durch Gesetz für das übrige Regionalverbandsgebiet übertragen werden.

§ 10
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Kommunale Gemeinschaftsarbeit

1Gemeinden können zur gemeinsamen Erfüllung bestimmter Aufgaben Zweckverbände oder Arbeits-
gemeinschaften bilden oder öffentlich-rechtliche Vereinbarungen abschließen. 2Das Nähere wird
durch Gesetz [3] bestimmt.

Fußnoten

[3])
Vgl. BS- Nr. 2020- 5.

§ 11
Sicherung der Mittel

(1) 1Die Gemeinden regeln ihre Finanzwirtschaft in eigener Verantwortung. 2Sie haben das Recht,
Steuern und sonstige Abgaben nach Maßgabe der Gesetze zu erheben.

(2) Soweit die eigenen Einnahmen nicht ausreichen, sichert das Land den Gemeinden die zur Durch-
führung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs.

§ 12
Gemeindesatzungen

(1) 1Die Gemeinden können ihre Selbstverwaltungsangelegenheiten durch Satzung regeln. 2Sie kön-
nen mit gesetzlicher Ermächtigung auch in Auftragsangelegenheiten Satzungen erlassen.

(2) Satzungen bedürfen der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde nur, soweit diese gesetz-
lich vorgeschrieben ist.

(3) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund des Absatzes 1 erlasse-
nen Satzung zuwiderhandelt, soweit die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 3Zuständige
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 3387), in der jeweils geltenden Fassung ist die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister.

(4) 1Satzungen sind öffentlich bekannt zu machen. 2Soweit Satzungen nach gesetzlichen Vorschrif-
ten einer Genehmigung bedürfen, ist diese zusammen mit der Satzung öffentlich bekannt zu machen.
3Das Gleiche gilt, wenn gesetzlich eine Zustimmung vorgeschrieben ist.

(5) Satzungen treten, wenn in ihnen kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der Bekannt-
machung in Kraft.

(6) 1Satzungen[4], die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder
auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der öffentlichen Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 2Dies gilt nicht, wenn
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1. die Vorschriften über die Genehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung ver-
letzt worden sind,

 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister dem Be-
schluss widersprochen oder die Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat
oder der Verfahrens- oder Formmangel gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der Tatsa-
che, die den Mangel ergibt, schriftlich gerügt worden ist.

 

3Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.

(7) Absatz 6 gilt für Beschlüsse über Flächennutzungspläne entsprechend.

Fußnoten

[4])
Vgl. hierzu Übergangsvorschrift in Art. 2 des Gesetzes vom 18. Januar 1989 (Amtsbl. S. 321):

,,(1) Für Satzungen der Gemeinden, die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in Kraft getreten
sind, kann die Wirkung des § 12 Abs. 5 nachträglich herbeigeführt werden, wenn innerhalb von
sechs Monaten nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes durch öffentliche Bekanntmachung auf die
in § 12 Abs. 5 bezeichneten Rechtsfolgen und auf die in § 12 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 bezeichnete
Frist, die mit der Bekanntmachung beginnt, hingewiesen wird.

(2) Absatz 1 gilt für Flächennutzungspläne entsprechend.“

II. Abschnitt
Gemeindegebiet

§ 13
Gebietsbestand

(1) 1Das Gebiet der Gemeinde bilden die Grundstücke, die nach geltendem Recht zu ihr gehören.
2Grenzstreitigkeiten entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde.

(2) Jedes Grundstück muss zu einer Gemeinde gehören.

(3) Das Gebiet jeder Gemeinde soll so bemessen sein, dass die örtliche Verbundenheit der Einwohne-
rinnen und Einwohner gewahrt und die Leistungsfähigkeit der Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben
gesichert ist.

§ 14
Gebietsänderungen

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können Gemeindegrenzen geändert, Gemeinden aufgelöst
und Gemeinden neu gebildet werden.

(2) 1Die Änderung von Gemeindegrenzen als Folge von Überflutung, Verlandung oder Uferabriss regelt
das Saarländische Wassergesetz. 2Die Änderung von Gemeindegrenzen im Rahmen der Flurbereini-
gung regelt das Flurbereinigungsgesetz.

§ 15
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Verfahren

(1) Die Gemeinden können über die Änderung ihrer Grenzen Vereinbarungen treffen (Grenzände-
rungsverträge).

(2) Grenzänderungsverträge bedürfen der Zustimmung des Ministeriums für Inneres und Sport; es
macht sie öffentlich bekannt.

(3) 1Grenzänderungen, die gegen den Willen einer Gemeinde durchgeführt werden sollen, bedürfen
einer Rechtsverordnung der Landesregierung. 2Die beteiligten Gemeinden sind zuvor zu hören.

(4) Die Auflösung und die Neubildung von Gemeinden erfolgen

1. bei Zustimmung der beteiligten Gemeinden durch Rechtsverordnung der Landesregierung,

 

2. gegen den Willen einer beteiligten Gemeinde durch Gesetz.

 

§ 16
Auseinandersetzung

(1) Der Grenzänderungsvertrag soll die näheren Bedingungen der Grenzänderungen, insbesondere
die Auseinandersetzung, die Rechtsnachfolge, das Ortsrecht und die neue Verwaltung regeln.

(2) 1Vereinbarungen im Sinne des Absatzes 1 können von den beteiligten Gemeinden auch getroffen
werden, wenn eine Gebietsänderung durch Rechtsverordnung oder durch Gesetz erfolgt. 2Kommt eine
Vereinbarung nicht zustande oder enthält der Grenzänderungsvertrag oder die Vereinbarung keine er-
schöpfende Regelung, so erlässt die Kommunalaufsichtsbehörde, sofern Grenzen von Landkreisen be-
rührt werden das Ministerium für Inneres und Sport, die notwendigen Bestimmungen.

(3) 1Der Grenzänderungsvertrag und die gemäß Absatz 2 erlassenen Bestimmungen begründen im
Zeitpunkt ihres In-Kraft-Tretens Rechte und Pflichten der Beteiligten und bewirken den Übergang, die
Beschränkung oder die Aufhebung von dinglichen Rechten. 2Die Kommunalaufsichtsbehörde bean-
tragt die Berichtigung des Grundbuchs und anderer öffentlicher Bücher; sie ist befugt, Unschädlich-
keitszeugnisse auszustellen.

§ 17
Abgabenfreiheit

1Rechtshandlungen, die aus Anlass der Änderung des Gemeindegebiets erforderlich werden, sind frei
von öffentlichen Abgaben. 2Das Gleiche gilt für Berichtigungen, Löschungen und sonstige Eintragun-
gen gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2.

III. Abschnitt
Einwohnerinnen und Einwohner, Bürgerinnen und Bürger

§ 18
Begriff

(1) Einwohnerin oder Einwohner ist, wer in der Gemeinde wohnt.
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(2) 1Bürgerin oder Bürger der Gemeinde ist jede oder jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes und jede oder jeder Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (Unionsbürger), die oder der das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und mindestens drei Mo-
nate in der Gemeinde wohnt. 2Wer in mehreren Gemeinden wohnt, ist Bürgerin oder Bürger nur in der
Gemeinde, in der sie oder er ihre oder seine Hauptwohnung hat.

§ 19
Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Die Einwohnerinnen und Einwohner sind im Rahmen der bestehenden Vorschriften berechtigt, die
öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde zu benutzen und verpflichtet, zu den Gemeindelasten beizu-
tragen.

(2) Grundbesitzerinnen, Grundbesitzer und Gewerbetreibende, die nicht in der Gemeinde wohnen,
sind in gleicher Weise berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen zu benutzen, die in der Gemeinde für
Grundbesitzerinnen und Grundbesitzer oder Gewerbetreibende bestehen, und verpflichtet, für ihren
Grundbesitz oder Gewerbebetrieb im Gemeindegebiet zu den Gemeindelasten beizutragen.

(3) Die Vorschriften gelten entsprechend für juristische Personen und nicht rechtsfähige Personenver-
einigungen.

§ 20
Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister soll die Einwohnerinnen und Einwohner über wichtige
Gemeindeangelegenheiten in geeigneter Form unterrichten. 2Zu diesem Zweck kann sie oder er auch
Einwohnerversammlungen einberufen; diese können auf Gemeindeteile beschränkt werden.

(2) Bei der Gemeinde ist eine Sammlung der geltenden Gesetze und Rechtsverordnungen des Bundes
und des Landes sowie eine Sammlung aller in ihrem Gebiet geltenden Satzungen und Verordnungen
anzulegen und zu gewährleisten, dass jedermann während der Geschäftszeiten der Gemeindeverwal-
tung Einsicht nehmen und sich auf seine Kosten Ausdrucke oder Kopien anfertigen lassen kann.

§ 20a
Einwohnerfragestunde

1Der Gemeinderat kann bei öffentlichen Sitzungen Einwohnerinnen und Einwohnern und den ihnen
nach § 19 Abs. 2 und 3 gleich gestellten Personen und Personenvereinigungen die Gelegenheit geben,
Fragen aus dem Bereich der kommunalen Selbstverwaltung zu stellen sowie Anregungen und Vor-
schläge zu unterbreiten. 2Das Nähere bestimmt eine Satzung.

§ 20b
Einwohnerbefragung

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, dass zu wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde eine Befra-
gung der Einwohnerinnen und Einwohner durchgeführt wird.

(2) 1Wird eine Befragung durchgeführt, müssen den Einwohnerinnen und Einwohnern zuvor die von
den Gemeindeorganen vertretenen Auffassungen in der Form einer öffentlichen Bekanntmachung

- Seite 23 von 111 -



dargelegt werden. 2Eine Befragung hat in anonymisierter Form zu erfolgen. 3Die Teilnahme ist freiwil-
lig.

(3) Das Nähere bestimmt eine Satzung.

§ 21
Einwohnerantrag

(1) Die Einwohnerinnen und Einwohner einer Gemeinde, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet ha-
ben, können beantragen, dass die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister dem Gemeinderat eine be-
stimmte dem Gemeinderat obliegende Selbstverwaltungsangelegenheit zur Beratung und Entschei-
dung vorlegt (Einwohnerantrag).

(2) 1Der Einwohnerantrag muss schriftlich eingereicht werden. 2Er muss einen bestimmten mit Be-
gründung versehenen Antrag enthalten und von mindestens 5 vom Hundert der Einwohnerinnen und
Einwohner nach Absatz 1 unterzeichnet sein.

(3) 1Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrags nach den Absätzen 1 und 2 entscheidet die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister. 2Ist der Einwohnerantrag zulässig, so hat der Gemeinderat oder,
wenn die Angelegenheit einem Ausschuss zur Beschlussfassung übertragen ist, der Ausschuss inner-
halb von drei Monaten nach seinem Eingang die Angelegenheit zu behandeln; hierbei sollen Vertrete-
rinnen oder Vertreter der Antragstellerinnen und Antragsteller gehört werden. 3Die Entscheidung ist
öffentlich bekannt zu machen.

(4) § 1 des Saarländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes findet keine Anwendung.

§ 21a
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

(1) 1Die Bürgerinnen und Bürger einer Gemeinde können beantragen (Bürgerbegehren), dass sie
an Stelle des Gemeinderats über eine Angelegenheit der Gemeinde selbst entscheiden (Bürgerent-
scheid). 2Der Gemeinderat kann die Durchführung eines Bürgerentscheids beschließen.

(2) 1Das Bürgerbegehren ist schriftlich bei der Gemeinde einzureichen; richtet es sich gegen einen Be-
schluss des Gemeinderats, muss es innerhalb von zwei Monaten nach der Beschlussfassung einge-
reicht sein. 2Es muss die zu entscheidende Angelegenheit in Form einer mit "Ja" oder "Nein" zu beant-
wortenden Frage, eine Begründung und einen nach den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren
Vorschlag für die Deckung der Kosten der begehrten Maßnahme enthalten sowie bis zu drei Personen
benennen, die berechtigt sind, das Bürgerbegehren zu vertreten.

(3) 1Das Bürgerbegehren muss von mindestens 15 vom Hundert der Bürgerinnen und Bürger unter-
zeichnet sein. 2Ausreichend sind jedoch in Gemeinden

- mit nicht mehr als 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 2.000 Unter-
schriften,

- mit mehr als 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, aber  
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  nicht mehr als 40.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 4.500 Unter-
schriften,

- mit mehr als 40.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, aber  

  nicht mehr als 60.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 7.500 Unter-
schriften,

- mit mehr als 60.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 18.000 Unter-
schriften.

(4) Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sind unzulässig über

1. die innere Organisation der Gemeindeverwaltung,

 

2. die Rechtsverhältnisse der für die Gemeinde ehren- oder hauptamtlich Tätigen,

 

3. die Haushaltssatzung einschließlich der Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe und sonstigen Un-
ternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung, den Haushaltssanierungs-
plan oder den Sanierungshaushalt sowie die kommunalen Abgaben und die privatrechtlichen
Entgelte,

 

4. den Jahresabschluss der Gemeinde, die Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeis-
ters und der Beigeordneten und die Feststellung der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe und
sonstigen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung,

 

5. Vorhaben, für deren Zulassung ein Planfeststellungsverfahren oder ein förmliches Verwaltungs-
verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich ist,

 

6. die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen,

 

7. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und Rechtsstreitigkeiten,

 

8. Angelegenheiten, für die der Gemeinderat keine gesetzliche Zuständigkeit hat,

 

9. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen und

 

10. Angelegenheiten, über die innerhalb der letzten zwei Jahre bereits ein Bürgerentscheid durch-
geführt worden ist.

 

(5) 1Der Gemeinderat stellt unverzüglich fest, ob das Bürgerbegehren zulässig ist. 2Entspricht der Ge-
meinderat dem zulässigen Bürgerbegehren nicht, ist innerhalb von drei Monaten ein Bürgerentscheid
durchzuführen. 3§ 20b Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 4Entspricht der Gemeinderat dem Bürgerbe-
gehren, so unterbleibt der Bürgerentscheid. 5Der Bürgerentscheid nach Absatz 1 Satz 2 ist innerhalb
von drei Monaten durchzuführen.
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(6) 1Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinn entschieden, in dem sie von der
Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit mindestens 30 vom Hun-
dert der Stimmberechtigten beträgt. 2Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit "Nein" beantwortet.

(7) 1Der Bürgerentscheid steht einem Beschluss des Gemeinderats gleich. 2§ 60 findet keine Anwen-
dung. 3Vor Ablauf von zwei Jahren kann er nur auf Initiative des Rats durch einen neuen Bürgerent-
scheid abgeändert werden.

(8) Das Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

(9) § 1 des Saarländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes findet keine Anwendung.

§ 22
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die Gemeinden können bei öffentlichem Bedürfnis durch Satzung für die Grundstücke ihres Ge-
biets den Anschluss an Wasserleitung, Kanalisation, Straßenreinigung, Einrichtungen zur Versorgung
mit Fernwärme und ähnliche der Volksgesundheit dienende Einrichtungen (Anschlusszwang) und die
Benutzung dieser Einrichtungen und der Schlachthöfe (Benutzungszwang) vorschreiben.

(2) 1Die Satzung kann Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang zulassen. 2Sie kann den
Zwang auch auf bestimmte Teile des Gemeindegebiets und auf bestimmte Gruppen von Grundstü-
cken oder Personen beschränken.

§ 23
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnungen

(1) Die Gemeinde kann Persönlichkeiten, die sich um sie besonders verdient gemacht haben, das Eh-
renbürgerrecht verleihen.

(2) Die Gemeinde kann Bürgerinnen und Bürgern, die mindestens zwanzig Jahre ein Ehrenamt verwal-
tet haben und in Ehren ausgeschieden sind, eine Ehrenbezeichnung verleihen.

(3) Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnungen werden verwirkt, wenn die Trägerin oder der Träger
die Fähigkeit verliert, öffentliche Ämter zu bekleiden.

§ 24
Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger

(1) Die Bürgerinnen und Bürger sind nach Maßgabe des Kommunalwahlgesetzes wahlberechtigt und
wählbar.

(2) 1Die Bürgerinnen und Bürger sind zu ehrenamtlicher Tätigkeit für die Gemeinde verpflichtet. 2Die
Bestellung zu ehrenamtlicher Tätigkeit kann zurückgenommen werden.

§ 25
Ablehnung ehrenamtlicher Tätigkeit

(1) 1Die Bürgerin oder der Bürger kann die Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit ablehnen oder
ihre Ausübung verweigern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 2Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn
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der Bürgerin oder dem Bürger die ehrenamtliche Tätigkeit wegen ihres oder seines Alters, ihres oder
seines Gesundheitszustandes, ihrer oder seiner Berufs- oder Familienverhältnisse oder wegen sonsti-
ger in ihrer oder seiner Person liegender Umstände nicht zugemutet werden kann. 3Ob ein wichtiger
Grund vorliegt, entscheidet der Gemeinderat.

(2) Der Gemeinderat kann gegen eine Bürgerin oder einen Bürger, die oder der ohne wichtigen Grund
eine ehrenamtliche Tätigkeit ablehnt oder ihre weitere Ausübung verweigert, zur Erzwingung pflicht-
gemäßen Verhaltens nach vorheriger Androhung und Setzung einer angemessenen Frist ein Zwangs-
geld bis zu 250 Euro festsetzen.

§ 26
Treuepflicht

(1) Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger haben eine besondere Treuepflicht gegenüber der
Gemeinde.

(2) Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger dürfen Ansprüche Dritter gegen die Gemeinde nicht
geltend machen, wenn die Ansprüche mit den Aufgaben ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit in Zusammen-
hang stehen, es sei denn, sie handeln als gesetzliche Vertreter.

(3) 1Eine Bürgerin oder ein Bürger, die oder der zu ehrenamtlicher Tätigkeit bestellt wird, ist zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet über alle Angelegenheiten, deren Geheimhaltung besonders vorgeschrie-
ben, angeordnet oder ihrer Natur nach erforderlich ist. 2Sie oder er darf die Kenntnis von Angelegen-
heiten, über die sie oder er Verschwiegenheit zu wahren hat, nicht unbefugt verwerten. 3Diese Ver-
pflichtungen bestehen auch nach Beendigung der ehrenamtlichen Tätigkeit fort.

(4) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Treuepflicht nach Absatz 2 oder 3
verletzt. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 3Verwaltungsbehörde
im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister. 4Beabsichtigt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, eine Geldbuße gegen
ein Gemeinderatsmitglied festzusetzen, so ist der Gemeinderat zu hören.

§ 27
Mitwirkungsverbot bei Interessenwiderstreit und Heilung bei Verfahrensmängeln

(1) Wer ehrenamtlich tätig ist, darf weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entschei-
dung einer Angelegenheit

1. ihr oder ihm selbst,

 

2. einer oder einem ihrer oder seiner Angehörigen,

 

3. einer von ihr oder ihm kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristi-
schen Person

 

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

(2) Das Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn die oder der ehrenamtlich Tätige
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1. Angehörige oder Angehöriger einer Person ist, die eine natürliche oder juristische Person, der
die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, in der betreffenden
Angelegenheit vertritt,

 

2. bei einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung, der die Entscheidung ei-
nen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, gegen Entgelt beschäftigt ist und nach
den tatsächlichen Umständen, insbesondere der Art ihrer oder seiner Beschäftigung, ein Inter-
essenwiderstreit anzunehmen ist,

 

3. Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs einer juristischen
Person oder einer Vereinigung ist, der die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nach-
teil bringen kann, es sei denn, sie oder er gehört den genannten Organen als Vertreterin oder
Vertreter oder auf Vorschlag der Gemeinde an,

 

4. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder
sonst tätig geworden ist.

 

(3) Das Mitwirkungsverbot gilt nicht,

1. wenn der Vorteil oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölke-
rungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden,

 

2. bei Wahlen in unbesoldete Stellen, die vom Gemeinderat aus seiner Mitte vorgenommen wer-
den.

 

(4) 1Ob Interessenwiderstreit vorliegt, entscheidet im Streitfall der Gemeinderat. 2Die von der Ent-
scheidung Betroffenen dürfen an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen.

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und des Absatzes 2 Nr. 1 sind die in § 1 des Saarländi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes aufgeführten Personen.

(6) 1Ein Beschluss, der unter Verletzung der Absätze 1 und 2 gefasst worden ist oder bei dem ein Mit-
glied des Gemeinderats zu Unrecht von der Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden war,
ist unwirksam. 2Er gilt jedoch ein Jahr nach der Beschlussfassung, wenn eine öffentliche Bekanntma-
chung erforderlich ist ein Jahr nach dieser, bei einem ungerechtfertigten Ausschluss eines Mitglieds
des Gemeinderats bereits mit Zustimmung dieses Mitglieds als von Anfang an gültig zustande gekom-
men. 3Dies gilt nicht, wenn vor Ablauf der Frist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister dem Be-
schluss widersprochen oder die Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat. 4Die Hei-
lung tritt nicht gegenüber derjenigen oder demjenigen ein, die oder der vor Ablauf der Jahresfrist ei-
nen förmlichen Rechtsbehelf eingelegt hat, wenn in dem Verfahren der Mangel festgestellt wird.

§ 28
Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit
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(1) 1Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger haben gegen die Gemeinde Anspruch auf Ersatz ih-
rer baren Auslagen und des Verdienstausfalls. 2Die Gemeinden können die Entschädigung bei regel-
mäßig wiederkehrenden Tätigkeiten auch durch einen Pauschbetrag gewähren.

(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 sind nicht übertragbar.

Zweiter Teil
Organe und Verwaltung

I. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 29
Organe

(1) Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat und die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister.

(2) Der Gemeinderat führt in den Städten die Bezeichnung Stadtrat.

(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister führt in Städten mit mehr als 30.000 Einwohnerinnen
und Einwohnern die Amtsbezeichnung Oberbürgermeisterin oder Oberbürgermeister.

§ 30
Rechtsstellung der Organträger

(1) 1Die Mitglieder des Gemeinderats sind ehrenamtlich tätig. 2Sie handeln nach ihrer freien, nur
durch die Rücksicht auf das Gemeinwohl bestimmten Gewissensüberzeugung. 3Sie sind an Aufträge
und Weisungen nicht gebunden. 4Die Vorschriften über die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit
finden Anwendung mit Ausnahme der §§ 24 und 25.

(2) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister und hauptamtliche Beigeordnete sind Beamtinnen
oder Beamte auf Zeit. 2In § 40 Abs. 2 des Saarländischen Beamtengesetzes tritt für sie an die Stelle
des Anspruchs auf Übertragung eines Amtes derselben oder einer mindestens gleichwertigen Lauf-
bahn der Anspruch auf die Bezüge, die ihnen aus ihrem bisherigen Amt zugestanden hätten.

(3) 1Ehrenamtliche Beigeordnete sind Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte. 2Das Ehrenbeamtenver-
hältnis ist an eine Altersgrenze nicht gebunden. 3Es beginnt mit der Ernennung und endet, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ausscheiden aus dem Amt. 4Die Vorschriften des Saar-
ländischen Beamtengesetzes über das Verbot der Führung der Dienstgeschäfte (§ 7 Abs. 2), die Ent-
lassung (§§ 36 bis 39), die Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren (§ 40 Abs. 2 bis 5) sowie die Er-
teilung eines Dienstzeugnisses (§ 77) und die Ausübung des Begnadigungsrechts nach § 3 Abs. 1 Nr. 3
des Saarländischen Gnadengesetzes finden keine Anwendung.

(4) 1Mitglieder des Gemeinderats und ehrenamtliche Beigeordnete scheiden mit dem Verlust der
Wählbarkeit aus ihrem Amt aus. 2Die Feststellung über den Verlust der Wählbarkeit und das Ausschei-
den trifft der Gemeinderat. 3Ehrenamtliche Beigeordnete scheiden ferner mit der Beendigung des Eh-
renbeamtenverhältnisses aus ihrem Amt aus. 4Das Gleiche gilt, wenn ehrenamtliche Beigeordnete
sich weigern, den gesetzlich vorgeschriebenen Diensteid zu leisten oder das an dessen Stelle vorge-
schriebene Gelöbnis abzulegen.
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(5) 1Gemeinderatsmitglieder, die derselben Partei oder politischen Gruppierung mit im Wesentlichen
gleicher politischer Zielsetzung angehören, können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. 2Eine
Fraktion muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. 3Die näheren Einzelheiten über die Bildung
der Fraktionen, ihre Rechte und Pflichten regelt die Geschäftsordnung.

§ 31
Amtszeit

(1) 1Die Amtszeit des Gemeinderats beträgt fünf Jahre; sie beginnt am fünfzehnten auf den Wahltag
folgenden Tag, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit des bisherigen Gemeinderats. 2Endet die Amts-
zeit des bisherigen Gemeinderats vor dem fünfzehnten auf den Tag der Wahl des neuen Gemeinde-
rats folgenden Tag, so verlängert sich die Amtszeit bis zum Beginn der Amtszeit des neu gewählte
Rats, längstens jedoch um einen Monat.

(2) Für die Dauer von zehn Jahren werden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister vorbehaltlich der
Regelung des § 56 Abs. 3 sowie hauptamtliche Beigeordnete berufen.

(3) 1Ehrenamtliche Beigeordnete werden für die Amtszeit des Gemeinderats gewählt. 2Ihre Amtszeit
beginnt mit ihrer Wahl; die Ernennung zum Ehrenbeamten ist unverzüglich vorzunehmen.

(4) Die besonderen Vorschriften über die vorzeitige Beendigung der Amtszeit des Gemeinderats und
seiner Mitglieder sowie der ehrenamtlichen Beigeordneten bleiben unberührt.

(5) 1Ist die Wahl von Mitgliedern des Gemeinderats rechtskräftig für ungültig erklärt worden, führen
diese die Geschäfte bis zum Beginn der Amtszeit des aufgrund der Wiederholungswahl neu gebilde-
ten Gemeinderats weiter. 2Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit dieser Mitglieder des Gemeinderats im
Zeitraum bis zum Beginn der Amtszeit des aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten Gemein-
derats wird durch die Ungültigkeit ihrer Wahl nicht berührt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten in den Fällen
des § 48 Absatz 3 Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes bis zum Ablauf des Tages der öffentlichen Be-
kanntmachung des berichtigten Wahlergebnisses entsprechend.

(6) 1In den Fällen des § 49 des Kommunalwahlgesetzes endet die Amtszeit des aufgrund der Wieder-
holungswahl neu gebildeten Gemeinderats mit dem Ablauf der allgemeinen Amtszeit. 2Findet eine
Neuwahl im gesamten Wahlgebiet innerhalb von sechs Monaten vor Ablauf der allgemeinen Amtszeit
statt, so endet die Amtszeit des aufgrund der Neuwahl neu gebildeten Gemeinderats erst mit dem En-
de der nächsten allgemeinen Amtszeit.

II. Abschnitt
Gemeinderat

§ 32
Zusammensetzung und Wahl des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat besteht aus den von den Bürgerinnen und Bürgern in allgemeiner, gleicher, ge-
heimer, unmittelbarer und freier Wahl gewählten Mitgliedern.

(2) 1Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats beträgt in Gemeinden
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bis zu 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 27,

mit mehr als 10.000 bis zu 20.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern

33,

mit mehr als 20.000 bis zu 30.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern

39,

mit mehr als 30.000 bis zu 40.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern

45,

mit mehr als 40.000 bis zu 60.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern

51,

mit mehr als 60.000 bis zu 100.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern

57,

mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 63.

2Die Gemeinden können durch Satzung bestimmen, dass für die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats
die nächstniedrigere Gemeindegrößenklasse maßgebend ist. 3In der niedrigsten Gemeindegrößenklas-
se kann die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats auf 21 abgesenkt werden. 4Die Zahl der Mitglieder
des Gemeinderats darf nur zum Ende der Amtszeit des Gemeinderats, spätestens ein Jahr vor ihrem
Ablauf, geändert werden. 5Der Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl
der Mitglieder des Gemeinderats.

(3) Das Nähere über die Wahl und Ergänzung des Gemeinderats bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

§ 33
Pflichten und Rücktrittsrecht

(1) 1Die Mitglieder des Gemeinderats haben die ihnen obliegenden Pflichten gewissenhaft zu erfüllen,
insbesondere an den Sitzungen des Gemeinderats teilzunehmen. 2Der Gemeinderat kann in seiner
Geschäftsordnung regeln, dass gegen Gemeinderatsmitglieder, die wiederholt ohne genügende Ent-
schuldigung an den Sitzungen des Gemeinderats oder seiner Ausschüsse nicht teilnehmen, ein Ord-
nungsgeld bis zur dreifachen Höhe der monatlichen Aufwandsentschädigung verhängt werden kann.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderats werden vor ihrem Amtsantritt in öffentlicher Sitzung von der Bür-
germeisterin oder vom Bürgermeister durch Handschlag zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Aus-
übung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(3) 1Die Mitglieder des Gemeinderats können ihr Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber
der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister niederlegen. 2Die Erklärung ist unwiderruflich.

§ 34
Aufgaben des Gemeinderats
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1Der Gemeinderat beschließt über alle Selbstverwaltungsangelegenheiten der Gemeinde, soweit sie
nicht der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, einem Ausschuss, einem Bezirksrat oder einem
Ortsrat übertragen sind. 2Über andere als Selbstverwaltungsangelegenheiten kann der Gemeinderat
nur beschließen, wenn besondere gesetzliche Vorschriften dies zulassen.

§ 35
Vorbehaltene Aufgaben

1Der Gemeinderat kann die Entscheidung über folgende Angelegenheiten nicht übertragen:

1. die Bestimmung und die Änderung von Namen, Bezeichnungen, Wappen und Farben;

 

2. die Änderung des Gemeindegebiets;

 

3. die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und einer Ehrenbezeichnung;

 

4. den Ausschluss wegen Interessenwiderstreits im Gemeinderat (§ 27 Abs. 4) sowie die Fest-
stellung über den Verlust der Wählbarkeit und das Ausscheiden aus dem Gemeinderat (§ 30
Abs. 4);

 

5. die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nach § 56 Abs. 2 und der Beigeordne-
ten;

 

6. die Bildung und Auflösung von Ausschüssen sowie die Feststellung der Sitzverteilung;

 

7. die Einteilung des Gemeindegebiets in Gemeindebezirke oder Stadtbezirke;

 

8. die Übertragung von Aufgaben auf den Ortsrat (§ 73) und auf den Bezirksrat sowie die Zustim-
mung bei der Übertragung von Verwaltungsgeschäften auf die Verwaltungsstelle (§ 76) und die
Bezirksverwaltung (§ 77);

 

9. die Aufstellung von Grundsätzen für die Ernennung und Entlassung der Beamtinnen und Be-
amten sowie für die Einstellung, Einstufung und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, soweit hierüber im geltenden Beamten- und Arbeitsrecht keine Vorschriften enthalten
sind;

 

10. den Abschluss von Tarifverträgen oder den Beitritt zu einem Arbeitgeberverband;

 

11. die Ernennung und Entlassung von leitenden Beamtinnen und Beamten sowie die Einstellung
und Entlassung von leitenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern;

 

12. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen;

 

13. den Erlass der Geschäftsordnung;

 

14. die allgemeine Festsetzung öffentlicher Abgaben und privatrechtlicher Entgelte;

 

15. den Erlass der Haushaltssatzung, die Aufstellung eines Haushaltssanierungsplans oder eines
Sanierungshaushalts, die Zustimmung zu erheblichen überplanmäßigen und außerplanmäßi-
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gen Aufwendungen und Auszahlungen oder derartigen Verpflichtungsermächtigungen sowie
die Festsetzung des Investitionsprogramms;

 

16. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters;

 

17. den Erwerb von Vermögensgegenständen und die Verfügung über Gemeindevermögen, soweit
der Vermögensgegenstand eine vom Gemeinderat allgemein festgesetzte Wertgrenze über-
steigt;

 

17a. die Feststellung und die Änderung des Wirtschaftsplans sowie die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Behandlung des Ergebnisses von Eigenbetrieben und sonstigen Unterneh-
men ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung;

 

18. die Feststellung des Betriebsplans und des Wirtschaftsplans für die Gemeindewaldungen;

 

18a. die vollständige oder teilweise Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften über
die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen auf Unternehmen ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit;

 

19. die Errichtung, Übernahme und Erweiterung, die Änderung der Rechtsform und die vollständige
oder teilweise Veräußerung von öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen;

 

20. die unmittelbare und mittelbare Beteiligung, die Änderung und die vollständige oder teilweise
Veräußerung einer solchen Beteiligung an einem Unternehmen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts;

 

21. die Umwandlung des Zwecks und die Aufhebung einer Stiftung einschließlich der Entscheidung
über den Verbleib des Stiftungsvermögens;

 

22. die Umwandlung von Gemeindegliedervermögen in freies Gemeindevermögen sowie die Verän-
derung der Nutzungsrechte am Gemeindegliedervermögen;

 

23. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Bestellung an-
derer Sicherheiten für Dritte sowie solche Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirtschaft-
lich gleichkommen;

 

24. die Bestellung und die Abberufung der Leiterin oder des Leiters des Rechnungsprüfungsamts;

 

25. die Geltendmachung von Ansprüchen der Gemeinde gegen Bürgermeisterin, Bürgermeister,
Beigeordnete und Mitglieder des Gemeinderats sowie die Genehmigung von Verträgen der Ge-
meinde mit der Bürgermeisterin, dem Bürgermeister oder mit Mitgliedern des Gemeinderats;

 

26. den Beitritt zu Zweckverbänden oder anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts und den
Austritt aus diesen sowie den Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen;

 

27. die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche Verpflichtung besteht;
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28. die Führung eines Rechtsstreites von erheblicher Bedeutung;

 

29. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und den Abschluss von Vergleichen, soweit eine
vom Gemeinderat allgemein festgesetzte Wertgrenze überschritten wird.

 

2Dies gilt nicht für Angelegenheiten der Nummern 11, mit Ausnahme der Bestellung einer Werklei-
tung, 14, 17, 23 und 29, wenn diese Angelegenheiten dem Werksausschuss (§ 109 Abs. 2) oder der
Werkleitung eines Eigenbetriebs übertragen werden sollen.

§ 36
Zuständigkeit bei Interessenwiderstreit

(1) Ein Beschluss des Gemeinderats über die Geltendmachung von Ansprüchen der Gemeinde gegen
die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister ist durch eine oder einen vom Gemeinderat aus seiner
Mitte gewählte Beauftragte oder gewählten Beauftragten auszuführen.

(2) 1Verträge der Gemeinde mit der Bürgermeisterin, dem Bürgermeister oder mit Mitgliedern des Ge-
meinderats sind nur rechtsverbindlich, wenn der Gemeinderat sie genehmigt. 2Dies gilt nicht für Ver-
träge nach feststehenden Tarifen.

§ 37
Auskunftsrecht

(1) 1Der Gemeinderat ist berechtigt, sich von der Durchführung der von ihm, seinen Ausschüssen oder
einem Bezirksrat oder Ortsrat gefassten Beschlüsse zu überzeugen. 2Die Mitglieder des Gemeinderats
können sich von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister über alle Angelegenheiten, die der Be-
schlussfassung des Gemeinderats, seiner Ausschüsse oder eines Bezirksrats oder Ortsrats unterlie-
gen, unterrichten lassen. 3Auf Beschluss des Gemeinderats oder auf Verlangen von mindestens einem
Viertel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats hat die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister dem Gemeinderat oder einem vom Gemeinderat bestimmten Ausschuss oder einzelnen
von ihm beauftragten Mitgliedern des Gemeinderats Einsicht in die Akten zu gewähren.

(2) Zur Wahrnehmung seiner Rechte nach Absatz 1 dürfen personenbezogene Daten nur im jeweils
erforderlichen Umfang an den Gemeinderat übermittelt werden.

(3) Einsicht in die Akten darf den Mitgliedern des Gemeinderats nicht gewährt werden, die wegen In-
teressenwiderstreits von der Beratung und der Entscheidung der Angelegenheit ausgeschlossen sind.

§ 38
Sitzungszwang

Der Gemeinderat beschließt in Sitzungen.

§ 39
Geschäftsordnung

1Der Gemeinderat gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Der Erlass und die Änderung bedürfen der Zu-
stimmung der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats. 3Das Gleiche gilt,
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wenn der Gemeinderat im Einzelfall von der Geschäftsordnung abweichen will. 4Die Gültigkeit der Ge-
schäftsordnung ist nicht auf die Amtszeit des Gemeinderats beschränkt.

§ 40
Öffentlichkeit

(1) 1Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das öffentliche Wohl
oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen. 2In öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats
sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen durch Presse, Rundfunk und an-
dere Medien zulässig, soweit die Geschäftsordnung des Gemeinderats dies bestimmt. 3Gleiches gilt
für vom Gemeinderat selbst veranlasste Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen in öffentlichen Sitzungen. 4Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass die Übertragung und Auf-
zeichnung seines Redebeitrags oder die Veröffentlichung der Aufzeichnung unterbleibt.

(2) Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit werden in nicht öffentlicher Sitzung begründet, beraten
und entschieden; die Entscheidung kann in öffentlicher Sitzung getroffen werden, wenn keine beson-
dere Begründung oder Beratung erforderlich ist.

(3) Die Geschäftsordnung kann festlegen, dass Angelegenheiten bestimmter Art unter Ausschluss der
Öffentlichkeit zu behandeln sind.

§ 41
Einberufung und Tagesordnung

(1) 1Der Gemeinderat wird von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister nach Bedarf einberufen.
2Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister muss den Gemeinderat unverzüglich einberufen, wenn
eine Fraktion oder mindestens ein Viertel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats un-
ter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes, der zu den Aufgaben des Gemeinderats gehören
muss, dies schriftlich oder elektronisch beantragt. 3Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den glei-
chen Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat. 4Auf schriftlichen oder elek-
tronischen Antrag einer Fraktion oder von mindestens einem Viertel der gesetzlichen Zahl der Mitglie-
der des Gemeinderats hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister bestimmte Verhandlungsge-
genstände, die zu den Aufgaben des Gemeinderats gehören müssen, in die Tagesordnung der nächs-
ten Sitzung aufzunehmen; Satz 3 gilt entsprechend. 5Die Anträge müssen bei der Bürgermeisterin
oder beim Bürgermeister innerhalb einer in der Geschäftsordnung zu bestimmenden Frist eingegan-
gen sein. 6Die Kommunalaufsichtsbehörde kann die Einberufung des Gemeinderats unter Angabe be-
stimmter Verhandlungsgegenstände verlangen. 7Sie kann jederzeit an den Sitzungen des Gemeinde-
rats teilnehmen.

(2) Der Gemeinderat ist zu seiner ersten Sitzung innerhalb eines Monats nach Beginn seiner Amtszeit
einzuberufen.

(3) 1Der Gemeinderat wird schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen; die Einberufung
kann auch elektronisch erfolgen, sofern die Empfängerin oder der Empfänger hierfür einen Zugang
eröffnet. 2Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind öffentlich bekannt zu machen. 3Die Einberu-
fungsfrist beträgt mindestens drei Tage. 4In dringenden Fällen kann die Frist bis auf einen Tag ver-
kürzt werden. 5Die Dringlichkeit muss durch den Gemeinderat vor Eintritt in die Tagesordnung bestä-
tigt werden.
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(4) Eine Verletzung von Form und Frist der Einberufung gilt gegenüber einem Mitglied des Gemeinde-
rats als geheilt, wenn dieses Mitglied zu der Sitzung erscheint.

(5) Mit Zustimmung einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemein-
derats kann über unvorhergesehene und keinen Aufschub duldende Angelegenheiten beraten und Be-
schluss gefasst werden, auch wenn diese in die Tagesordnung nicht aufgenommen waren.

§ 42
Vorsitz

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister führt den Vorsitz im Gemeinderat. 2Sie oder er hat
kein Stimmrecht. 3Die Beigeordneten vertreten sie oder ihn in der Reihenfolge ihrer Vertretungsbefug-
nis.

(2) 1Bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters und der Beigeordneten bestellt
der Gemeinderat die Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus seiner Mitte. 2Während der Wahl der
oder des Vorsitzenden führt das an Lebensjahren älteste hierzu bereite Mitglied des Gemeinderats
den Vorsitz.

(3) Bei Sitzungen, in denen über den Jahresabschluss beraten wird, bestellt der Gemeinderat für die-
sen Gegenstand der Tagesordnung eine besondere Vorsitzende oder einen besonderen Vorsitzenden.

§ 43
Aufgaben der oder des Vorsitzenden

(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet und schließt die Sitzung, leitet die Verhandlung, handhabt die
Ordnung und übt das Hausrecht aus.

(2) 1Die oder der Vorsitzende kann bei grober Ungebühr oder Zuwiderhandlung gegen die zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung getroffenen Anordnungen Mitglieder des Gemeinderats zur Ordnung ru-
fen. 2Nach dreimaligem Ordnungsruf kann sie oder er Mitglieder des Gemeinderats von der Sitzung
ausschließen. 3Die Geschäftsordnung kann vorsehen, dass die oder der Vorsitzende in schweren Fäl-
len den Ausschluss eines Mitglieds des Gemeinderats auch für mehrere, höchstens jedoch für drei Sit-
zungen aussprechen darf.

(3) Der Ausschluss von den Sitzungen des Gemeinderats hat den Ausschluss von allen Ausschusssit-
zungen für die gleiche Dauer zur Folge.

§ 44
Beschlussfähigkeit

(1) 1Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß einberufen sind und
mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. 2Im Falle des § 41 Abs. 4 gilt das Ge-
meinderatsmitglied als ordnungsgemäß einberufen.

(2) 1Ist die zur Beschlussfähigkeit erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht anwesend, so ist der zur
Beratung derselben Gegenstände mit einer Frist von mindestens drei Tagen einberufene Gemeinderat
beschlussfähig, sofern an stimmberechtigten Mitgliedern mindestens ein Fünftel der gesetzlichen Mit-
gliederzahl anwesend ist. 2Bei der Einberufung ist darauf ausdrücklich hinzuweisen.
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(3) Ist die zur Beschlussfähigkeit erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht mehr vorhanden, weil
mehr als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats wegen Interessenwider-
streits ausgeschlossen ist, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, sofern mindestens drei stimmbe-
rechtigte Mitglieder anwesend sind.

§ 45
Beschlussfassung

(1) 1Der Gemeinderat beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit das Gesetz nichts anderes
bestimmt. 2Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(2) Die Abstimmung ist grundsätzlich offen.

(3) 1Wenn mehr als ein Drittel der anwesenden Mitglieder des Gemeinderats es beantragt, wird na-
mentlich abgestimmt. 2In der Sitzungsniederschrift ist zu vermerken, wie jedes einzelne Mitglied ab-
gestimmt hat.

(4) Wenn mehr als ein Drittel der anwesenden Mitglieder des Gemeinderats es beantragt, wird geheim
abgestimmt.

(5) Der Antrag auf geheime Abstimmung geht dem Antrag auf namentliche Abstimmung vor.

(6) Beschlüsse über die Einstellung und die Anstellung von leitenden Beamtinnen, Beamten, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern werden nach den für Wahlen geltenden Vorschriften gefasst.

(7) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Berechnung der Mehrheit nicht mit.

§ 46
Wahlen

(1) Wahlen werden durch geheime Abstimmung vorgenommen.

(2) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. 2Wird die-
se Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so tritt Stichwahl unter den beiden Bewerberinnen
oder Bewerbern ein, die im ersten Wahlgang die höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 3Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, wer in die Stichwahl kommt. 4Ergibt auch die Stichwahl Stimmen-
gleichheit, so entscheidet das Los. 5§ 45 Abs. 7 gilt entsprechend.

§ 47
Niederschrift

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Gemeinderats ist eine Niederschrift zu ferti-
gen.

(2) Die Führung der Sitzungsniederschrift kann einer oder einem Bediensteten der Gemeinde übertra-
gen werden.

(3) Jedes Mitglied des Gemeinderats kann verlangen, dass seine Auffassung und seine Anträge in die
Niederschrift aufgenommen werden.
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(4) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden, der Schriftführerin oder dem Schriftführer
und mindestens zwei durch die Geschäftsordnung oder durch Beschluss des Gemeinderats bestimm-
ten Mitgliedern zu unterzeichnen.

(5) 1Die Niederschrift ist spätestens bei Beginn der nächsten Sitzung zu verlesen. 2Die Geschäftsord-
nung kann eine andere Form der Bekanntgabe der Niederschrift an die Mitglieder des Gemeinderats
vorsehen. 3Über Einwendungen gegen die Niederschrift beschließt der Gemeinderat.

(6) 1Die Einwohnerinnen und Einwohner können die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ge-
meinderats bei der Gemeindeverwaltung einsehen; sie können sich auf ihre Kosten Ablichtungen an-
fertigen lassen. 2Die Ablichtungen der Niederschriften sind für die Mitglieder des Gemeinderats kos-
tenlos anzufertigen.

§ 48
Ausschüsse

(1) 1Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Beschlussfassung über An-
gelegenheiten, die ihm nicht nach § 35 vorbehalten sind, aus seiner Mitte Ausschüsse bilden. 2Für Fi-
nanzangelegenheiten, Personalangelegenheiten, Natur- und Umweltschutzangelegenheiten und Rech-
nungsprüfungsangelegenheiten müssen solche Ausschüsse gebildet werden. 3Eine Zusammenlegung
von Ausschüssen ist, mit Ausnahme des Rechnungsprüfungsausschusses, zulässig.

(2) 1Bei der Besetzung der Ausschüsse sind die im Gemeinderat vertretenen Parteien und Wähler-
gruppen entsprechend ihrer Stärke zu berücksichtigen; soweit Fraktionen bestehen, ist auf diese ab-
zustellen. 2Die Sitze in den Ausschüssen werden auf die Gruppierungen nach Satz 1 entsprechend der
Anzahl ihrer Mitglieder im Gemeinderat nach dem Höchstzahlverfahren nach d’Hondt verteilt. 3Bei
gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los. 4Die Mitglieder der Ausschüsse werden von den jeweiligen
Gruppierungen entsprechend der vom Gemeinderat festgestellten Sitzverteilung benannt. 5Jedes Aus-
schussmitglied kann sich durch ein Mitglied des Gemeinderats vertreten lassen. 6Die Vertretung ist
der oder dem Ausschussvorsitzenden anzuzeigen und in der Niederschrift zu vermerken. 7Ändert sich
das Stärkeverhältnis der im Gemeinderat vertretenen Gruppierungen, so sind die Ausschüsse neu zu
bilden, wenn sich aufgrund des neuen Stärkeverhältnisses eine andere Besetzung ergeben würde.

(3) 1Bleibt eine Fraktion bei der Bildung eines Ausschusses nach Absatz 2 unberücksichtigt, so kann
sie aus ihrer Mitte ein Mitglied benennen, das mit beratender Stimme und dem Recht, Anträge zu stel-
len, an den Ausschusssitzungen teilnimmt. 2Absatz 2 Satz 5 und 6 gilt entsprechend. 3Sonstige Mit-
glieder des Gemeinderats können an den Ausschusssitzungen ohne Stimmrecht teilnehmen.

(4) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister führt den Vorsitz in den Ausschüssen für Finanzan-
gelegenheiten und Personalangelegenheiten. 2Sind die Finanz- oder Personalangelegenheiten haupt-
amtlichen Beigeordneten übertragen, so kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die jeweils
zuständige hauptamtliche Beigeordnete oder den jeweils zuständigen hauptamtlichen Beigeordneten
mit dem Vorsitz in diesen Ausschüssen betrauen. 3In den übrigen Ausschüssen steht der Bürgermeis-
terin oder dem Bürgermeister der Vorsitz zu. 4Beansprucht die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter den Vorsitz nicht, so steht er den Beigeordneten in der festgelegten Reihenfolge zu. 5Verzichten
auch die Beigeordneten auf den Vorsitz, so wählt der Ausschuss die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
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den aus seiner Mitte. 6Die oder der Vorsitzende ist nur stimmberechtigt, wenn sie oder er gemäß Ab-
satz 2 in den Ausschuss berufen ist.

(5) 1Die Sitzungen der Ausschüsse zur Vorbereitung der Beschlüsse des Gemeinderats sind nicht öf-
fentlich. 2Sitzungen über die den Ausschüssen zur Beschlussfassung übertragenen Angelegenheiten
sind öffentlich. 3§ 40 ist entsprechend anzuwenden.

(6) 1Ungeachtet der Voraussetzungen nach § 51a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kann der Gemeinderat
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder in seiner Geschäftsord-
nung bestimmen, dass Ausschusssitzungen als Hybridsitzungen durchgeführt werden können, bei de-
nen Ausschussmitglieder mittels Videokonferenztechnik zugeschaltet werden; im Übrigen findet § 51a
Anwendung. 2Die Entscheidung über die Durchführung einer Hybridsitzung obliegt dem jeweiligen
Ausschuss. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(7) 1Die für den Gemeinderat geltenden Vorschriften mit Ausnahme des § 37 Abs. 1 Satz 3, des § 39
und des § 41 Abs. 2 sind für die Ausschüsse sinngemäß anzuwenden. 2§ 41 Abs. 1 Satz 2 gilt mit der
Maßgabe, dass die oder der Vorsitzende den Ausschuss einberufen muss, wenn eine Fraktion oder
mindestens ein Viertel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats unter Bezeichnung des
Verhandlungsgegenstandes dies schriftlich oder elektronisch beantragt.

§ 49
Hinzuziehung von Sachverständigen und anderen Personen zu den Sitzungen

(1) 1Auf Beschluss des Gemeinderats können Sachverständige zu den Sitzungen des Gemeinderats
und seiner Ausschüsse hinzugezogen werden. 2Sie sind nicht stimmberechtigt.

(2) Sachverständige, die zu nicht öffentlichen Sitzungen hinzugezogen werden, sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet.

(3) Der Gemeinderat kann beschließen, zu bestimmten Beratungsgegenständen Personen oder Perso-
nengruppen zu hören.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Personen oder Personengruppen mit fremder Staatsangehörig-
keit.

§ 49a
Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen

(1) Die Gemeinden beteiligen bei Vorhaben, die die Belange von jungen Menschen betreffen, diese in
angemessener Weise. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berichtet dem Gemeinderat einmal
im Jahr über die durchgeführte Beteiligung.

(2) Hierzu werden von den Gemeinden in eigener Zuständigkeit unter Mitwirkung der zu Beteiligenden
geeignete altersgemäße Beteiligungsverfahren ausgewählt oder entwickelt. Dazu gehören insbeson-
dere offene direkte Beteiligungsformate, anlassbezogene Verfahren, Beiräte oder Jugendgemeinderä-
te.

(3) Das Nähere dazu ist in den Gemeinden durch Satzung zu bestimmen. Soweit offene direkte Beteili-
gungsformate oder anlassbezogene Verfahren vorgesehen sind, ist durch Satzung insbesondere deren
Ablauf festzulegen.
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Für die Beteiligungsformate sind insbesondere die Zusammensetzung, die Einzelheiten sowie das Ver-
fahren der Wahl oder der Berufung der Mitglieder und die Arbeitsweise der eingerichteten Gremien
sowie Amtszeit, Rechtsstellung und Entschädigung ihrer Mitglieder sowie des Rede- und Antragsrechts
im Gemeinderat durch Satzung zu bestimmen.

(4) Mittels leicht zugänglicher analoger und digitaler Verfahren können die Gemeinden ergänzende
Beteiligungsmöglichkeiten für junge Menschen einsetzen.

(5) Kinder können zusätzlich über mit ihnen kooperierende und von der Gemeinde zu benennende
Sachwalterinnen oder Sachwalter beteiligt werden.

(6) Junge Menschen im Sinne dieser Vorschrift sind Kinder, Jugendliche und junge Volljährige bis zur
Vollendung des 27. Lebensjahres. Kinder im Sinne dieser Vorschrift sind Menschen, die das 14. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.

§ 50
Integrationsbeiräte, Integrationsbeauftragte

(1) 1Gemeinden mit einem Ausländeranteil von mindestens zehn vom Hundert sollen einen Integrati-
onsbeirat bilden; sie können daneben auch eine ehren- oder hauptamtliche Integrationsbeauftragte
oder einen ehren- oder hauptamtlichen Integrationsbeauftragten benennen. 2Gemeinden mit einem
geringeren Ausländeranteil können von beiden Möglichkeiten einzeln oder nebeneinander Gebrauch
machen. 3Integrationsbeirat und Integrationsbeauftragte können sich mit allen Selbstverwaltungsan-
gelegenheiten befassen, welche die Belange der Einwohnerinnen und Einwohner im Sinne des Absat-
zes 2 Satz 1 berühren. 4Das Nähere regelt die Gemeinde durch Satzung. Für die Ermittlung des Aus-
länderanteils gilt § 71 Absatz 2 Satz 4 entsprechend.

(2) 1Der Integrationsbeirat setzt sich zu zwei Dritteln aus Einwohnerinnen und Einwohnern zusammen,

1. die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind,

 

2. die die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten haben,

 

3. die Spätaussiedlerinnen oder Spätaussiedler sind oder

 

4. die die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 Satz 1 des Staatsangehörigkeitsgeset-
zes erworben haben.

 

2Wahlberechtigt sind alle Personen, die nach Satz 1 wählbar sind, wobei die Personen nach Satz 1
Nummern 2 bis 4 zunächst nach öffentlich bekannt gemachter Aufforderung bis zum 21. Tag vor der
Wahl eine Aufnahme in das Wählerverzeichnis beantragen müssen. 3Im Übrigen gelten für die Wahl
die Grundsätze des Kommunalwahlrechts entsprechend.

4Ein Drittel der Mitglieder wird vom Gemeinderat entsprechend den Vorschriften über die Besetzung
der Ausschüsse entsandt.

(3) 1Werden keine Wahlvorschläge eingereicht oder zugelassen oder übersteigt die Zahl der zugelas-
senen Bewerber nicht die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Integrationsbeirats, findet keine Wahl
statt und die Verpflichtung zur Einrichtung eines Integrationsbeirats nach Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1
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entfällt für die Dauer von fünf Jahren. 2In diesem Fall soll eine Integrationsbeauftragte oder ein Inte-
grationsbeauftragter benannt werden.

(4) Für die Rechtsstellung der Mitglieder des Integrationsbeirats und der ehrenamtlichen Integrations-
beauftragten gelten die §§ 30 Absatz 1, 33 und 51 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und 4 entsprechend.

(5) 1Der Integrationsbeirat wählt eine Sprecherin oder einen Sprecher und eine Stellvertreterin oder
einen Stellvertreter. 2Auf Antrag des Integrationsbeirats hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter dem Gemeinderat Selbstverwaltungsangelegenheiten gemäß Absatz 1 Satz 3 zur Beratung und
Entscheidung vorzulegen. 3Die Sprecherin oder der Sprecher des Integrationsbeirats ist berechtigt, bei
der Beratung solcher Angelegenheiten an Sitzungen des Gemeinderats oder seiner Ausschüsse teil-
zunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm das Wort zu erteilen. 4Der Integrationsbeirat soll zu Fragen,
die ihm vom Gemeinderat, einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister
vorgelegt werden, Stellung nehmen. 5Entsprechendes gilt für Integrationsbeauftragte.

§ 50a
Interessenvertretung für ältere Menschen und für Menschen mit Behinderungen

(1) 1Gemeinden sollen zur Wahrung der Interessen älterer Menschen Beiräte einrichten. 2Anstelle ei-
nes Beirates kann auf Beschluss des Gemeinderates auch eine Beauftragte oder ein Beauftragter ge-
wählt werden. 3Das Nähere ist von den Gemeinden durch Satzung zu bestimmen, wobei insbesondere
Regelungen über die Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit, Rechtsstellung, Arbeitsweise und Entschädi-
gung zu treffen sind.

(2) Die Wahrung der Interessen behinderter Menschen erfolgt nach Maßgabe des § 22 des Gesetzes
zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen im Saarland (Saarländisches Behindertengleich-
stellungsgesetz - SBGG) vom 26. November 2003 (Amtsbl. S. 2987), geändert durch das Gesetz vom
15. Februar 2006 (Amtsbl. S. 474, 530), in der jeweils geltenden Fassung.

§ 51
Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder

(1) 1Gemeinderatsmitglieder erhalten zur Abgeltung der mit ihrer Tätigkeit verbundenen baren Ausla-
gen einen monatlichen Grundbetrag in angemessener Höhe. 2Daneben werden ihnen für die Teilnah-
me an Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse Sitzungsgelder gewährt. 3Die Gemeinden
können die Entschädigungen nach den Sätzen 1 und 2 auch durch einen einheitlichen Pauschbetrag
gewähren.

(2) Über die Entschädigung nach Absatz 1 entscheidet der Gemeinderat mit der Mehrheit der gesetzli-
chen Zahl der Mitglieder.

(3) 1Den durch die Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse entstandenen
Verdienstausfall hat die Gemeinde in der nachgewiesenen Höhe zu ersetzen. 2Gemeinderatsmitglie-
der, die keinen Verdienstausfall nachweisen können, weil sie mit der Führung ihres Haushalts betraut
sind, erhalten einen durch den Gemeinderat festzusetzenden Stundensatz. 3Ein durch die Sitzungsteil-
nahme entstehender Arbeitsausfall gilt nicht als schuldhaftes Arbeitsversäumnis im Sinne des gelten-
den Beamten-, Arbeits- oder Tarifrechts.

- Seite 41 von 111 -



(4) 1Ist zur Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse eine entgeltliche Be-
treuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen notwendig, werden die nachgewiesenen
Kosten auf Antrag erstattet. 2Der Gemeinderat kann die Kostenerstattung durch Festsetzung von
Höchstbeträgen begrenzen. 3Betreuungskosten werden nicht für Zeiträume erstattet, für die eine Ent-
schädigung nach Absatz 3 geleistet wird.

§ 51a
Videokonferenzen und Hybridsitzungen in außerordentlichen Notlagen

(1) 1Gemeinderatssitzungen können als Videokonferenzen durchgeführt werden, wenn

1. aufgrund einer außerordentlichen Notlage, insbesondere einer epidemischen Lage, einer Natur-
katastrophe oder eines besonders schweren Unglücksfalls die Durchführung einer Gemeinde-
ratssitzung nach § 38 ganz erheblich erschwert ist und

 

2. zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats dem zustimmen.

 

2Unter den gleichen Voraussetzungen können Gemeinderatssitzungen als Hybridsitzungen durchge-
führt werden, bei denen Ratsmitglieder mittels Videokonferenztechnik zugeschaltet werden. 3Zuge-
schaltete Ratsmitglieder gelten als anwesend im Sinne der §§ 44 und 45.

(2) 1Der Beschluss des Gemeinderats nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zur Durchführung von Video-
konferenzen oder Hybridsitzungen kann abweichend von § 38 auch im schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahren erfolgen. 2Der Gemeinderat kann einen entsprechenden Grundsatzbeschluss für die
gesamte Dauer seiner Amtszeit fassen.

(3) Die Gemeinde hat die technischen Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 2 zu gewährleisten,
soweit sie in ihren Verantwortungsbereich fallen.

(4) Die Durchführung von Wahlen und geheimen Abstimmungen in Videokonferenzen und Hybridsit-
zungen ist unzulässig.

(5) 1Ist zu erwarten, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 über einen längeren,
mehrere Monate umfassenden Zeitraum vorliegen werden, oder sind die technischen Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 in der Gemeinde nicht zu gewährleisten, kann der Gemeinderat mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder für die Dauer der außerordentlichen Notlage
die Beschlussfassung auf einen hierfür gebildeten Notausschuss übertragen. 2Hat die Gemeinde kei-
nen Notausschuss gebildet, kann sie die Beschlussfassung auf den Finanzausschuss übertragen, der
dann als Notausschuss tagt. 3Für die jeweilige Übertragung gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. 4Die
Entscheidungen des Ausschusses sind dem Gemeinderat in seiner nächsten ordentlichen Sitzung zur
Genehmigung vorzulegen; eine Aufhebung ist nur möglich, wenn durch die Ausführung der Entschei-
dung noch keine Rechte Dritter begründet wurden. 5Für den Notausschuss gilt § 48 entsprechend.

(6) 1Bei Durchführung einer öffentlichen Sitzung als Videokonferenz erfolgt die Information der Öffent-
lichkeit durch zeitgleiche Übertragung in Ton und Bild in einen öffentlich zugänglichen Raum, der in
der Bekanntmachung der Sitzung benannt wird. 2Bei einer öffentlichen Hybridsitzung müssen die zu-
geschalteten Ratsmitglieder auch für die im Sitzungssaal anwesende Öffentlichkeit sichtbar und hör-
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bar sein. 3Über Beschlüsse nach Absatz 2 ist die Öffentlichkeit unverzüglich zu informieren; dies gilt
entsprechend, wenn die Öffentlichkeit bei einer Ausschusssitzung nicht hergestellt werden kann. 4§ 40
bleibt unberührt mit der Maßgabe, dass ein Widerspruch nach § 40 Absatz 1 Satz 4 nicht zulässig ist,
soweit die Übertragung zur Durchführung der Sitzung erfolgt.

§ 52
Vorzeitige Beendigung der Amtszeit bei Gebietsänderungen

(1) 1Ändert sich bei einer Gebietsänderung die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner, so endet die
Amtszeit des Gemeinderats mit dem In-Kraft-Treten der Gebietsänderung; es findet innerhalb von drei
Monaten eine Neuwahl statt. 2Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Zahl der aufgenommenen Ein-
wohnerinnen und Einwohner im Verhältnis zu der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der auf-
nehmenden Gemeinde oder die Zahl der abgegebenen Einwohnerinnen und Einwohner im Verhältnis
zu der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der abgebenden Gemeinde unbedeutend ist und die
Struktur der Gemeinde nur unwesentlich verändert wird; die Entscheidung trifft das Ministerium für In-
neres und Sport. 3In einer neu gebildeten Gemeinde ist stets eine Neuwahl durchzuführen. 4Das Nähe-
re bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

(2) 1Die Amtszeit des nach Absatz 1 gewählten Gemeinderats endet mit dem Ablauf der allgemeinen
Amtszeit. 2Findet eine Neuwahl innerhalb von sechs Monaten vor Ablauf der allgemeinen Amtszeit
statt, so endet die Amtszeit des aufgrund der Neuwahl neu gebildeten Gemeinderats erst mit dem En-
de der nächsten allgemeinen Amtszeit.

§ 53
Auflösung des Gemeinderats

(1) Das Ministerium für Inneres und Sport hat einen Gemeinderat aufzulösen, wenn die Zahl der Mit-
glieder des Gemeinderats auf weniger als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder gesunken ist
und Ersatzleute nicht zur Verfügung stehen.

(2) Die Landesregierung kann auf Antrag des Ministeriums für Inneres und Sport einen Gemeinderat
auflösen, wenn eine ordnungsgemäße Erledigung der Gemeindeaufgaben in anderer Weise auf Dauer
nicht gesichert ist.

(3) Die Entscheidung über die Auflösung des Gemeinderats ist durch das Ministerium für Inneres und
Sport öffentlich bekannt zu machen.

(4) 1Nach unanfechtbar gewordener Auflösung des Gemeinderats findet eine Neuwahl innerhalb von
drei Monaten statt. 2Das Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz. 3§ 52 Abs. 2 gilt entsprechend.

III. Abschnitt
Bürgermeisterin, Bürgermeister und Beigeordnete

§ 54
Eignung

(1) 1Wählbar zur Bürgermeisterin oder zum Bürgermeister ist jede oder jeder Deutsche im Sinne des
Artikels 116 des Grundgesetzes und jede Unionsbürgerin oder jeder Unionsbürger, die oder der am
Tag der Wahl das 25. Lebensjahr vollendet hat, die Wählbarkeit zum Deutschen Bundestag oder zum
Europäischen Parlament besitzt und die Gewähr dafür bietet, dass sie oder er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. 2Zur Bürgermeisterin oder
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zum Bürgermeister kann nicht gewählt werden, wer am Tag des Beginns der Amtszeit das 65. Lebens-
jahr vollendet hat.

(2) 1Die hauptamtlichen Beigeordneten müssen für ihr Amt geeignet sein. 2Sie müssen mindestens die
Befähigung für den gehobenen Dienst in der allgemeinen Verwaltung besitzen oder über entsprechen-
de Erfahrungen verfügen, die sie durch verantwortliche Tätigkeiten in Verwaltung oder Wirtschaft er-
worben haben. 3Absatz 1 findet entsprechende Anwendung.

(3) In Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern muss die Bürgermeisterin
oder der Bürgermeister oder eine hauptamtliche Beigeordnete oder ein hauptamtlicher Beigeordneter
oder eine andere leitende Beamtin oder ein anderer leitender Beamter der Gemeinde die Befähigung
zum höheren Verwaltungsdienst oder zum Richteramt besitzen; in besonders begründeten Ausnahme-
fällen kann die oberste Kommunalaufsichtsbehörde Ausnahmen zulassen.

§ 55
Ausschreibung

Die Stelle der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters ist spätestens drei Monate vor der Wahl öf-
fentlich auszuschreiben.

§ 56
Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister wird von den Bürgerinnen und Bürgern in allgemei-
ner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gleichzeitig mit dem Gemeinderat gewählt.
2Für die Wahl gelten die Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes.

(2) Findet eine Wahl nach Absatz 1 nicht statt, wird die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister vom
Gemeinderat nach den Bestimmungen des § 46 gewählt.

(3) 1Scheidet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister während der Amtszeit des Gemeinderates
aus dem Amt aus und erfolgt die Wahl nicht gleichzeitig mit der Gemeinderatswahl, so wird die Nach-
folgerin oder der Nachfolger für die Zeit bis zum 30. September des Jahres, in dem die nächste Amts-
zeit des Gemeinderates endet, gewählt. 2Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4) Wird die Wiederwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters später als drei Monate vor Ab-
lauf der Amtszeit durchgeführt, entfällt die Verpflichtung zur Weiterführung des Amtes nach § 119
Abs. 3 des Saarländischen Beamtengesetzes vom 11. März 2009 (Amtsbl. S. 514), zuletzt geändert
durch das Gesetz vom 16. Oktober 2012 (Amtsbl. I S. 437), in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Für die öffentliche Bekanntmachung des Wahlergebnisses findet § 78 Abs. 1 Satz 2 des Kommunal-
wahlgesetzes entsprechende Anwendung.

§ 57
Wahlanfechtung

(1) Wird die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters vom Gemeinderat vorgenommen,
kann die Wahl von jedem Mitglied des Gemeinderats innerhalb von zwei Wochen nach der Wahl bei
der Kommunalaufsichtsbehörde angefochten werden.
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(2) 1Gegen die Entscheidung der Kommunalaufsichtsbehörde kann innerhalb eines Monats Klage im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren erhoben werden. 2Ein Vorverfahren findet nicht statt.

(3) Wird die Wahl für ungültig erklärt, so ist sie unverzüglich zu wiederholen.

§ 58
Abwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann von den Bürgerinnen und Bürgern vor Ablauf
ihrer oder seiner Amtszeit abgewählt werden. 2Zur Einleitung des Abwahlverfahrens bedarf es eines
von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats gestellten Antrags
und eines mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats
zu fassenden Beschlusses.

(2) 1Über den Antrag auf Einleitung des Abwahlverfahrens ist namentlich abzustimmen. 2Zwischen der
Antragstellung und der Beschlussfassung müssen mindestens zwei Wochen liegen.

(3) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist abgewählt, wenn die Mehrheit der gültigen Stim-
men auf Abwahl lautet, sofern diese Mehrheit mindestens 30 vom Hundert der Abwahlberechtigten
beträgt. 2Das Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

(4) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister gilt als abgewählt, wenn sie oder er innerhalb einer
Woche nach dem Beschluss des Gemeinderats, das Abwahlverfahren einzuleiten, auf die Durchfüh-
rung des Abwahlverfahrens verzichtet. 2Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der oder dem zur Ver-
tretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters berufenen Beigeordneten zu erklären.

(5) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister scheidet mit Ablauf des Tages, an dem der Wahlaus-
schuss die Abwahl feststellt oder an dem eine Verzichtserklärung nach Absatz 4 Satz 2 der oder dem
zur Vertretung berufenen Beigeordneten zugeht, aus ihrem oder seinem Amt aus.

§ 58a
Ruhestand auf Antrag aus besonderem Grund

1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann die Versetzung in den Ruhestand mit der Begrün-
dung beantragen, dass ihr oder ihm das für die weitere Amtsführung erforderliche Vertrauen nicht
mehr entgegengebracht wird. 2Der Antrag ist schriftlich bei der oder dem zur Vertretung der Bürger-
meisterin oder des Bürgermeisters berufenen Beigeordneten zu stellen und bedarf der Zustimmung
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats. 3§ 58 Absatz 2 gilt entspre-
chend. 4Der Antrag kann nur bis zur Beschlussfassung des Gemeinderats schriftlich zurückgenommen
werden. 5Hat der Gemeinderat dem Antrag zugestimmt und sind die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung eines Ruhegehalts erfüllt, so versetzt die oder der vertretungsberechtigte Beigeordnete die Bür-
germeisterin oder den Bürgermeister durch schriftliche Verfügung in den Ruhestand. 6Der Ruhestand
beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister die Verfügung zu-
gestellt worden ist.

§ 59
Aufgaben der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters
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(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche
Vertreter der Gemeinde.

(2) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung. 2Sie oder er bereitet
die Beschlüsse des Gemeinderats vor und führt sie aus.

(3) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erledigt die Geschäfte der laufenden Verwaltung und
die ihr oder ihm übertragenen Selbstverwaltungsangelegenheiten der Gemeinde. 2Sie oder er ist al-
lein zuständig, soweit gesetzlich eine Anhörung der Gemeinde vorgeschrieben und die Angelegenheit
im Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Län-
der geheim zu halten ist.

(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erledigt die der Gemeinde übertragenen Auftragsan-
gelegenheiten, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(5) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter und
oberste Dienstbehörde der Gemeindebediensteten und der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten. 2Ihr
oder ihm obliegt die Ernennung und Entlassung der Beamtinnen und Beamten sowie die Einstellung,
Einstufung und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach den Beschlüssen des Ge-
meinderats.

(6) Die Befugnisse der oder des Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde nimmt gegen-
über der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister in den Fällen des § 8 Abs. 1, § 58 Abs. 1 und § 59
Abs. 2 des Saarländischen Beamtengesetzes und des § 83 Abs. 2 des Saarländischen Disziplinarge-
setzes die Kommunalaufsichtsbehörde, im Fall des § 85 des Saarländischen Beamtengesetzes der Ge-
meinderat, im Übrigen die oder der zur Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters beru-
fene Beigeordnete wahr.

§ 60
Widerspruchs- und Vorlagepflicht bei rechtswidrigen Beschlüssen

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, rechtswidrigen Beschlüssen unver-
züglich zu widersprechen. 2Hält der Gemeinderat seinen Beschluss aufrecht, so hat die Bürgermeiste-
rin oder der Bürgermeister die Entscheidung der Kommunalaufsichtsbehörde einzuholen.

(2) Beschlüsse, über deren Rechtmäßigkeit die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister im Zweifel
sein muss, hat sie oder er der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen; über die Vorlage hat sie oder
er die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu unterrichten.

(3) Widerspruch und Vorlage haben aufschiebende Wirkung.

§ 61
Anordnungsbefugnis der Bürgermeisterin oder des

Bürgermeisters in dringenden Angelegenheiten

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist berechtigt, dringende Maßnahmen, die aus Grün-
den des Gemeinwohls keinen Aufschub dulden, auch ohne Beschluss des Gemeinderats anzuordnen.
2In diesen Fällen hat sie oder er unverzüglich den Gemeinderat zu unterrichten. 3Der Gemeinderat
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kann die Anordnung aufheben, soweit nicht schon Rechte anderer durch die Ausführung der Anord-
nung entstanden sind.

(2) Absatz 1 findet auf Angelegenheiten, über die ein Ausschuss oder der Ortsrat beschließt, entspre-
chende Anwendung.

§ 62
Verpflichtungserklärungen

(1) 1Erklärungen, durch die die Gemeinde verpflichtet werden soll, sowie Erklärungen, durch die
die Gemeinde auf Rechte verzichtet, müssen schriftlich oder elektronisch erfolgen. 2Erklärungen in
Schriftform sind nur rechtsverbindlich, wenn sie von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister
oder der allgemeinen Vertreterin oder dem allgemeinen Vertreter unter Beifügung der Amtsbezeich-
nung und des Dienstsiegels handschriftlich unterzeichnet sind. 3Erklärungen in elektronischer Form
sind nur rechtsverbindlich, wenn sie mit einer dauerhaft überprüfbaren Signatur und dem elektroni-
schen Dienstsiegel versehen sind.

(2) 1Wird für ein Geschäft oder einen Kreis von Geschäften eine Bevollmächtigte oder ein Bevollmäch-
tigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der Form des Absatzes 1. 2Die im Rahmen dieser Vollmacht ab-
gegebenen Erklärungen müssen schriftlich oder elektronisch erfolgen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Erklärungen in den Geschäften der laufenden Verwaltung.

§ 63
Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister wird im Fall ihrer oder seiner Verhinderung durch
Beigeordnete in der vom Gemeinderat festgesetzten Reihenfolge vertreten. 2Die erste Stellvertrete-
rin oder der erste Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters führt die Amtsbezeich-
nung Erste Beigeordnete oder Erster Beigeordneter, in Städten mit mehr als 30.000 Einwohnerinnen
und Einwohnern die Amtsbezeichnung Bürgermeisterin oder Bürgermeister.

(2) Im Fall gleichzeitiger Verhinderung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters und der Beige-
ordneten wählt der Gemeinderat für die Dauer der Verhinderung eine besondere Vertreterin oder ei-
nen besonderen Vertreter aus seiner Mitte; hierbei führt das an Lebensjahren älteste hierzu bereite
Mitglied des Gemeinderats den Vorsitz.

(3) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann mit Zustimmung des Gemeinderats ehrenamt-
lichen Beigeordneten bestimmte Geschäftszweige zur Erledigung übertragen. 2Über die Übertragung
bestimmter Geschäftszweige an hauptamtliche Beigeordnete und die Änderung entscheidet der Ge-
meinderat auf Vorschlag der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters.

§ 64
Zahl der Beigeordneten

1Die Gemeinden haben eine oder einen oder zwei Beigeordnete. 2Durch Beschluss des Gemeinderats
kann die Zahl der Beigeordneten in Gemeinden

mit mehr als 10.000 bis zu 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf drei,
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mit mehr als 20.000 bis zu 40.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf vier,

mit mehr als 40.000 bis zu 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf fünf,

und in Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern bis auf sieben erhöht wer-
den.

§ 65
Wahl und Abwahl der ehrenamtlichen Beigeordneten

(1) 1Die ehrenamtlichen Beigeordneten werden aus der Mitte des Gemeinderats gewählt. 2Bei der
Wahl ist die Reihenfolge der Beigeordneten festzusetzen. 3Die Wahl soll in der ersten Sitzung des neu
gewählten Gemeinderats vorgenommen werden.

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete können nicht sein

1. Bedienstete der Gemeinde

 

2. Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Zweckverbänden, denen
die Gemeinde angehört, oder von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, an denen die Gemeinde beteiligt ist, oder von Gesellschaften und Vereinigungen, an
denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist.

 

(3) 1Der Gemeinderat kann ehrenamtliche Beigeordnete abwählen. 2§ 68a gilt entsprechend.

(4) Auf die Wahl der ehrenamtlichen Beigeordneten sind die Vorschriften der §§ 46, 56 Abs. 5 und § 57
entsprechend anzuwenden.

§ 66
Vorzeitige Beendigung der Amtszeit und Weiterfüh-
rung der Amtsgeschäfte nach Ablauf der Amtszeit

(1) Die ehrenamtlichen Beigeordneten können ihr Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung gegen-
über der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister niederlegen; die Erklärung ist unwiderruflich.

(2) Beschließt der Gemeinderat im Lauf seiner Amtszeit, an Stelle einer oder eines bestimmten ehren-
amtlichen Beigeordneten eine hauptamtliche Beigeordnete oder einen hauptamtlichen Beigeordneten
zu berufen, so erlischt das Amt dieser oder dieses ehrenamtlichen Beigeordneten mit der Ernennung
der oder des hauptamtlichen Beigeordneten.

(3) 1Die bisherigen ehrenamtlichen Beigeordneten führen die Amtsgeschäfte nach Ablauf der Amtszeit
des Gemeinderats bis zur Ernennung der neuen ehrenamtlichen Beigeordneten weiter. 2Die Weiter-
führung der Amtsgeschäfte endet auch, wenn eine geringere Anzahl von Beigeordneten ernannt wird.

§ 67
Aufwandsentschädigung
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(1) 1Ehrenamtliche Beigeordnete können eine angemessene Aufwandsentschädigung erhalten. 2§ 51
Abs. 1 bleibt unberührt. 3Das Ministerium für Inneres und Sport wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung[5] die Voraussetzungen sowie Höchstgrenzen der Aufwandsentschädigung festzulegen.

(2) 1Die Gemeinde hat den durch die Tätigkeit als ehrenamtliche Beigeordnete oder ehrenamtlicher
Beigeordneter entstandenen unvermeidlichen Verdienstausfall in der nachgewiesenen Höhe zu erset-
zen. 2§ 51 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

Fußnoten

[5])
Vgl. BS- Nr. 2032- 6.

§ 68
Hauptamtliche Beigeordnete

(1) 1Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern können hauptamtliche Beige-
ordnete berufen. 2Die Gesamtzahl der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Beigeordneten darf die
nach § 64 zulässige Höchstzahl nicht übersteigen.

(2) 1Die Stelle der hauptamtlichen Beigeordneten ist öffentlich auszuschreiben. 2Die Besoldung der
hauptamtlichen Beigeordneten wird vor der Ausschreibung durch den Gemeinderat im Rahmen der
geltenden Vorschriften festgesetzt.

(3) 1Die hauptamtlichen Beigeordneten werden vom Gemeinderat gewählt. 2Die Wahl oder Wieder-
wahl ist frühestens neun Monate vor Ablauf der Amtszeit zulässig. 3Die Wiederwahl muss spätestens
drei Monate vor Ablauf der Amtszeit vorgenommen sein. 4Auf die Wahl finden die Vorschriften des
§ 46 Anwendung.

(4) Hauptamtliche Beigeordnete haben kein Stimmrecht im Gemeinderat.

(5) Auf die hauptamtlichen Beigeordneten finden die Vorschriften des § 17 Absatz 2 des Kommunal-
wahlgesetzes sowie des § 56 Absatz 4 und 5 und des § 57 entsprechende Anwendung.

(6) 1Auf hauptamtliche Beigeordnete, die aufgrund des § 120 Nummer 4 des Saarländischen Beamten-
gesetzes in ihr Amt berufen werden, finden die Absätze 1 bis 3 und 5 keine Anwendung. 2Die Besol-
dung der hauptamtlichen Beigeordneten wird durch den Gemeinderat im Rahmen der geltenden Vor-
schriften festgesetzt.

(7) Soweit sich für die hauptamtlichen Beigeordneten aus Absatz 1 bis 6 sowie aus anderen gesetzli-
chen Vorschriften nichts anderes ergibt, sind die Vorschriften über die ehrenamtlichen Beigeordneten
mit Ausnahme der §§ 66 Abs. 1 und 3 und 67 entsprechend anzuwenden.

§ 68a
Abwahl der hauptamtlichen Beigeordneten

(1) 1Die hauptamtlichen Beigeordneten können vom Gemeinderat vor Ablauf ihrer Amtszeit abgewählt
werden. 2Ein Antrag auf Abwahl kann nur schriftlich von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl
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der Mitglieder des Gemeinderats gestellt werden. 3Die Beschlussfassung über die Abwahl erfolgt in ei-
ner besonderen Sitzung des Gemeinderats.

(2) 1Über den Antrag muss namentlich abgestimmt werden. 2Der Beschluss bedarf der Zustimmung
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats. 3Über die Abwahl ist zwei-
mal zu beraten und abzustimmen. 4Die zweite Beratung und Abstimmung darf frühestens einen Mo-
nat, jedoch nicht später als zwei Monate nach der ersten erfolgen; Absatz 1 Satz 2 findet hierbei keine
Anwendung. 5Die oder der hauptamtliche Beigeordnete scheidet an dem Tag, an dem die Abwahl zum
zweiten Mal beschlossen wird, aus ihrem oder seinem Amt aus. 6Die Mitteilung über die Abwahl ist ihr
oder ihm unverzüglich zuzustellen.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auf hauptamtliche Beigeordnete, die aufgrund des § 120 Nummer 4
des Saarländischen Beamtengesetzes in ihr Amt berufen wurden, keine Anwendung.

§ 69
(aufgehoben)

IV. Abschnitt
Förderung der Selbstverwaltung in Gemeindebezirken und Stadtbezirken

§ 70
Gemeindebezirke

(1) 1Das Gebiet einer Gemeinde kann durch Satzung in Gemeindebezirke (Stadtteile, Ortsteile) einge-
teilt werden. 2Bei der Einteilung in Gemeindebezirke sollen im Rahmen der Gemeindeentwicklung die
Besonderheiten der engeren örtlichen Gemeinschaft, insbesondere die geschichtlichen und kulturellen
Zusammenhänge und Namen sowie die Siedlungsstruktur berücksichtigt werden. 3Ein Gemeindebe-
zirk muss bei seiner Bildung mehr als 200 Einwohnerinnen und Einwohner haben. 4Für die Ermittlung
der Einwohnerzahl gilt § 71 Abs. 2 Satz 4.

(2) Bestehende Gemeindebezirke dürfen nur zum Ende der Amtszeit des Gemeinderats, spätestens
ein Jahr vor ihrem Ablauf aufgehoben oder geändert werden; der Beschluss bedarf der Mehrheit von
zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats.

§ 71
Ortsrat

(1) 1Für jeden Gemeindebezirk ist ein Ortsrat zu bilden. 2Der Ortsrat besteht aus den von den im Ge-
meindebezirk wohnhaften Bürgerinnen und Bürgern in allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelbarer
und freier Wahl gewählten Mitgliedern.

(2) 1Die Zahl der Mitglieder der Ortsräte beträgt in Gemeindebezirken

bis zu 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mindestens 7 und höchstens
11,

mit mehr als 5.000 bis zu 10.000 Einwohnerinnen  
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und Einwohnern mindestens 9 und höchstens
13,

mit mehr als 10.000 bis zu 25.000 Einwohnerinnen  

und Einwohnern mindestens 11 und höchs-
tens 15,

mit mehr als 25.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern

mindestens 15 und höchs-
tens 21.

2Die Gemeinden können durch Satzung bestimmen, dass für die Zahl der Mitglieder der Ortsräte die
nächstniedrigere Größenklasse der jeweiligen Gemeindebezirke maßgebend ist. 3In der niedrigsten
Größenklasse der Gemeindebezirke kann die Zahl der Mitglieder der Ortsräte auf 5 abgesenkt werden.
4Die Einwohnerzahl der Gemeindebezirke ist von der Gemeinde nach den melderechtlichen Vorschrif-
ten zu ermitteln; maßgebend ist die Einwohnerzahl am Tag der letzten vorausgegangenen allgemei-
nen Kommunalwahlen. 5Die Zahl der Ortsratsmitglieder ist in der Satzung nach § 70 Abs. 1 zu bestim-
men, für ihre Änderung gilt § 70 Abs. 2 entsprechend.

(3) Das Nähere über die Wahl und die Ergänzung des Ortsrats bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

§ 72
Amtszeit, Rechtsstellung

(1) 1Die Amtszeit des Ortsrats beträgt fünf Jahre; sie beginnt am fünfzehnten Tag, der auf den Wahl-
tag folgt, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit des bisherigen Ortsrats. 2Endet die Amtszeit des bishe-
rigen Ortsrats vor dem fünfzehnten auf den Tag der Wahl des neuen Ortsrats folgenden Tag, so ver-
längert sich die Amtszeit bis zum Beginn der Amtszeit des neu gewählten Ortsrats, längstens jedoch
um einen Monat. 3Die Amtszeit der Mitglieder des Ortsrats endet vorzeitig mit der Niederlegung des
Amtes oder mit dem Verlust der Wählbarkeit in den Ortsrat.

(2) 1Die besonderen Vorschriften über die vorzeitige Beendigung der Amtszeit des Ortsrats und seiner
Mitglieder sowie Ortsvorsteher bleiben unberührt. 2Ist die Wahl von Mitgliedern des Ortsrats rechts-
kräftig für ungültig erklärt worden, führen diese die Geschäfte bis zum Beginn der Amtszeit des auf-
grund der Wiederholungswahl neu gebildeten Ortsrats weiter. 3Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit
dieser Mitglieder des Ortsrats im Zeitraum bis zum Beginn der Amtszeit des aufgrund der Wiederho-
lungswahl neu gebildeten Ortsrats wird durch die Ungültigkeit ihrer Wahl nicht berührt. 4Die Sätze 1
und 2 gelten in den Fällen des § 51 in Verbindung mit § 48 Absatz 3 Satz 4 des Kommunalwahlgeset-
zes bis zum Ablauf des Tages der öffentlichen Bekanntmachung des berichtigten Wahlergebnisses
entsprechend.

(3) 1In den Fällen des § 51 in Verbindung mit § 49 des Kommunalwahlgesetzes endet die Amtszeit des
aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten Ortsrats mit dem Ablauf der allgemeinen Amtszeit.
2Findet eine Neuwahl im gesamten Wahlgebiet innerhalb von sechs Monaten vor Ablauf der allgemei-
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nen Amtszeit statt, so endet die Amtszeit des aufgrund der Neuwahl neu gebildeten Ortsrats erst mit
dem Ende der nächsten allgemeinen Amtszeit.

(4) 1Die Mitglieder des Ortsrats können ihr Amt jederzeit niederlegen. 2Der Rücktritt ist gegenüber der
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister schriftlich zu erklären; er ist unwiderruflich.

(5) Die Feststellung über den Verlust der Wählbarkeit und das Ausscheiden aus dem Ortsrat trifft der
Ortsrat.

(6) 1Die Mitglieder des Ortsrats sind ehrenamtlich tätig. 2Sie handeln nach ihrer freien, nur durch die
Rücksicht auf das Gemeinwohl bestimmten Gewissensüberzeugung. 3Sie sind an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden. 4Die Vorschriften der Gemeindeordnung über die Ausübung einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit mit Ausnahme der §§ 24 und 25 sind entsprechend anzuwenden.

§ 73
Aufgaben des Ortsrats

(1) 1Der Ortsrat kann zu allen den Gemeindebezirk betreffenden Angelegenheiten Anträge einreichen
und Vorschläge unterbreiten. 2Soweit die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nicht selbst zustän-
dig ist, hat sie oder er die Anträge und die Vorschläge des Ortsrats dem Gemeinderat oder dem zu-
ständigen Ausschuss zur Entscheidung oder Beratung vorzulegen. 3Über die Entscheidung oder das
Ergebnis der Beratung des Gemeinderats oder des Ausschusses ist der Ortsrat zu unterrichten.

(2) 1Der Ortsrat ist in allen wichtigen Angelegenheiten, die den Gemeindebezirk betreffen, ausgenom-
men in den Fällen des § 41 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 5, vor der Beschlussfassung des Gemeinderats oder
seiner Ausschüsse zu hören. 2Dies gilt insbesondere in folgenden Angelegenheiten:

1. Planung von Investitionsvorhaben im Gemeindebezirk,

 

2. Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Flächennutzungsplans sowie von Satzun-
gen nach dem Baugesetzbuch, soweit sie sich auf den Gemeindebezirk beziehen,

 

3. Aufstellung des Haushaltsplans, soweit es sich um Ansätze für den Gemeindebezirk handelt,

 

4. Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Aufhebungen von öffentlichen
Einrichtungen im Gemeindebezirk,

 

5. Ausbau und Umbau von Straßen, Wegen und Plätzen im Gemeindebezirk,

 

6. Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von Grundvermögen der Gemeinde im Gemeinde-
bezirk,

 

7. Änderung der Grenzen des Gemeindebezirks,

 

8. Wahl, Benennung oder Vorschlag der für den Gemeindebezirk zuständigen ehrenamtlich täti-
gen Personen, soweit nicht der Ortsrat nach Absatz 3 Satz 3 Nr. 10 selbst entscheidet.
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3Darüber hinaus soll der Ortsrat zu denjenigen Fragen Stellung nehmen, die ihm vom Gemeinderat,
einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister vorgelegt werden.

(3) 1Soweit nicht nach den Vorschriften dieses Gesetzes der Gemeinderat ausschließlich zuständig ist
und soweit es sich nicht um Aufgaben handelt, die der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister oblie-
gen, entscheidet der Ortsrat in den nachstehend genannten Angelegenheiten. 2Stellt der Gemeinderat
für deren Erledigung Mittel zur Verfügung, so sind diese gemeindebezirksbezogen im Haushaltsplan
auszuweisen und vom Ortsrat abschließend zu entscheiden. 3Diese Angelegenheiten sind:

1. Unterhaltung, Ausstattung und Benutzung der im Gemeindebezirk gelegenen öffentlichen Ein-
richtungen, wie Büchereien, Kindergärten, Kinderspielplätze, Jugendbegegnungsstätten, Sport-
anlagen, Dorfgemeinschaftshäuser, Friedhöfe und ähnliche soziale und kulturelle Einrichtun-
gen, deren Bedeutung über den Gemeindebezirk nicht hinausgeht, mit Ausnahme von Schulen,

 

2. Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und Ausbau sowie zur Unterhaltung und In-
standsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen, deren Bedeutung über den Gemeindebezirk
nicht hinausgeht, einschließlich der Beleuchtungseinrichtungen,

 

3. Pflege des Ortsbildes sowie Unterhaltung und Ausgestaltung der örtlichen Park- und Grünanla-
gen, deren Bedeutung nicht wesentlich über den Gemeindebezirk hinausgeht,

 

4. Förderung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Vereinigungen im Gemeindebezirk,

 

5. Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Heimatpflege und des Brauchtums im
Gemeindebezirk,

 

6. Pflege vorhandener Patenschaften und Partnerschaften,

 

7. Durchführung von Gemeinschaftsveranstaltungen auf Gemeindebezirksebene,

 

8. Teilnahme an Dorfverschönerungswettbewerben,

 

9. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen im Gemeindebezirk mit der Maßgabe, dass Dop-
pelbenennungen innerhalb der Gemeinde unzulässig sind,

 

10. Wahl, Benennung oder Vorschlag von ehrenamtlich tätigen Personen, soweit sich deren Ehren-
amt auf den Gemeindebezirk beschränkt und der Gemeinde diese Rechte zustehen.

 

4Der Gemeinderat kann die Angelegenheiten im Einzelnen abgrenzen und für die Erledigung allgemei-
ne Richtlinien erlassen. 5Umfang und Inhalt der Entscheidungsbefugnisse können im Einzelfall abwei-
chend geregelt werden; der Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der
Mitglieder des Gemeinderats.

(4) 1Der Gemeinderat kann dem Ortsrat allgemein durch Satzung oder im Einzelfall weitere bestimm-
te Angelegenheiten, die sich ohne Beeinträchtigung der einheitlichen Entwicklung der gesamten Ge-
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meinde innerhalb eines Gemeindebezirks erledigen lassen, zur Entscheidung übertragen. 2Ausgenom-
men sind die dem Gemeinderat durch Rechtsvorschrift vorbehaltenen Aufgaben.

(5) Der Gemeinderat hat unter Beachtung der Belange der gesamten Gemeinde und einer geordne-
ten Haushaltswirtschaft die zur Erfüllung der Aufgaben der Ortsräte und der Ortsvorsteherinnen oder
Ortsvorsteher erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen.

(6) 1Unterlässt es der Ortsrat, die im Rahmen der ihm nach den Absätzen 3 und 4 übertragenen Ent-
scheidungsbefugnisse notwendigen Beschlüsse zu fassen, so kann die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister anordnen, dass der Ortsrat innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche veranlasst.
2Kommt der Ortsrat der Anordnung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so entscheidet der Ge-
meinderat an Stelle des Ortsrats.

§ 74
Anzuwendende Vorschriften

Für den Ortsrat gelten sinngemäß die Vorschriften der Gemeindeordnung über

1. Einwohnerfragestunde (§ 20a),

 

2. Fraktionen (§ 30 Abs. 5),

 

3. Pflichten (§ 33 Abs. 1 und 2),

 

4. Sitzungszwang (§ 38),

 

5. Geschäftsordnung (§ 39),

 

6. Öffentlichkeit (§ 40) mit der Maßgabe, dass auch Angelegenheiten, die der Gemeinderat, ein
Ausschuss, die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister gegenüber dem Ortsrat als vertraulich
bezeichnen, unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln sind,

 

7. Einberufung und Tagesordnung (§ 41) mit der Maßgabe, dass
a) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einberufung des Ortsrats verlangen kann

und sie oder er sowie die Mitglieder des Gemeinderats jederzeit an den Sitzungen teil-
nehmen können,

 

b) der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister auf Verlangen das Wort zu erteilen ist,

 

c) die Einberufungsfrist bei nicht öffentlichen Sitzungen mindestens einen Tag beträgt,

 

d) es bei nichtöffentlichen Sitzungen einer öffentlichen Bekanntmachung nicht bedarf,

 

 

8. Aufgaben der oder des Vorsitzenden (§ 43),

 

9. Beschlussfähigkeit (§ 44) mit der Maßgabe, dass
a) mehr als die Hälfte der in der Satzung nach § 70 Abs. 1 festgelegten Mitgliederzahl und
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b) im Fall des § 44 Abs. 2 Satz 1 mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind,

 

 

10. Beschlussfassung (§ 45),

 

11. Wahlen (§ 46),

 

12. Niederschrift (§ 47) mit der Maßgabe, dass die Niederschrift von der oder dem Vorsitzenden
und der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen ist,

 

13. Hinzuziehung von Personen zu den Sitzungen (§ 49 Abs. 3 und 4),

 

14. Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder (§ 51) mit der Maßgabe, dass der Gemeinderat den
Grundbetrag und das Sitzungsgeld oder den Pauschbetrag festsetzt,

 

14a. Videokonferenzen und Hybridsitzungen in außerordentlichen Notlagen (§ 51a) mit der Maßga-
be, dass Absatz 5 keine Anwendung findet,

 

15. vorzeitige Beendigung der Amtszeit bei Gebietsänderung (§ 52),

 

16. Auflösung des Gemeinderats (§ 53) mit der Maßgabe, dass die Kommunalaufsichtsbehörde
über die Auflösung des Ortsrats entscheidet,

 

17. Widerspruchs- und Vorlagepflicht bei rechtswidrigen Beschlüssen (§ 60) mit der Maßgabe, dass
nur die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister zum Widerspruch und zur Vorlage berechtigt
und verpflichtet ist.

 

§ 75
Ortsvorsteherin, Ortsvorsteher

(1) 1In seiner ersten von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister einzuberufenden Sitzung wählt
der Ortsrat aus seiner Mitte für die Dauer der Amtszeit des Ortsrats eine Vorsitzende oder einen Vor-
sitzenden und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 2Die Vorschriften des § 42 Abs. 2,
§ 65 Abs. 3 und 4 sowie der §§ 66 und 67 finden entsprechende Anwendung.

(2) 1Die oder der Vorsitzende führt die Bezeichnung Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher. 2Sie oder er
sowie deren oder dessen Stellvertretung sind Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte; auf ihre Rechts-
stellung finden § 30 Absatz 3 und 4 und § 31 Absatz 3 entsprechende Anwendung.

(3) 1Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher nimmt unter Berücksichtigung der Stellungnahme des
Ortsrats die Belange ihres oder seines Gemeindebezirks gegenüber der Gemeinde wahr. 2Sie oder er
ist berechtigt, an Sitzungen des Gemeinderats oder seiner Ausschüsse teilzunehmen. 3In Angelegen-
heiten, die ihren oder seinen Gemeindebezirk betreffen, ist ihr oder ihm auf Verlangen das Wort und
Auskunft zu erteilen.

(4) 1Der Ortsvorsteherin oder dem Ortsvorsteher obliegt die repräsentative Vertretung des Gemeinde-
bezirks. 2Sie oder er ist befugt, Anträge entgegenzunehmen sowie amtliche Beglaubigungen und Le-
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bensbescheinigungen auszustellen. 3Der Gemeinderat kann ihr oder ihm zusätzliche Aufgaben durch
Satzung übertragen. 4Darüber hinaus kann sie oder er im Auftrag der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters weitere Verwaltungsangelegenheiten wahrnehmen.

(5) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat mit den Ortsvorsteherinnen und Ortsvorstehern in
regelmäßigen Besprechungen wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und der Gemeindebezirke zu
erörtern.

§ 76
Außenstelle der Gemeindeverwaltung

(1) 1Für einen oder mehrere Gemeindebezirke kann eine Außenstelle der Gemeindeverwaltung (Ver-
waltungsstelle) eingerichtet werden. 2Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister soll der Verwal-
tungsstelle mit Zustimmung des Gemeinderats und nach Anhörung der Ortsräte solche Aufgaben der
Gemeindeverwaltung übertragen, die sich, ohne die Einheit und die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung
zu beeinträchtigen, für eine Übertragung eignen.

(2) 1Die Leiterin oder der Leiter der Verwaltungsstelle wird von der Bürgermeisterin oder vom Bürger-
meister bestellt und abberufen. 2Die Leiterin oder der Leiter der Verwaltungsstelle ist berechtigt, an
den Sitzungen der Ortsräte mit beratender Stimme teilzunehmen und, soweit die Verwaltungsstelle
Beschlüsse der Ortsräte durchführt, verpflichtet, gegenüber den Ortsräten und den Ortsvorsteherin-
nen oder Ortsvorstehern Auskunft zu erteilen.

§ 77
Stadtbezirke

(1) In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern führen

1. die Gemeindebezirke die Bezeichnung Stadtbezirke,

 

2. die Ortsräte die Bezeichnung Bezirksräte und

 

3. die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher die Bezeichnung Bezirksbürgermeisterinnen oder Be-
zirksbürgermeister.

 

(2) 1In Stadtbezirken ohne eigene Bezirksverwaltung wird die Bezirksbürgermeisterin oder der Be-
zirksbürgermeister für die Dauer der Amtszeit des Bezirksrats von diesem aus seiner Mitte gewählt.
2Sie oder er ist Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter. 3In Stadtbezirken mit eigener Bezirksverwaltung ist
die Bezirksbürgermeisterin oder der Bezirksbürgermeister die oder der von der Oberbürgermeisterin
oder vom Oberbürgermeister mit Zustimmung des Stadtrats mit der Leitung der Bezirksverwaltung
beauftragte Beamtin oder Beamte; sie oder er hat kein Stimmrecht im Bezirksrat.

(3) 1Stellvertreterin oder Stellvertreter der Bezirksbürgermeisterin oder des Bezirksbürgermeisters ist
die oder der Bezirksbeigeordnete. 2Sie oder er ist Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter.

(4) Soweit sich aus den Absätzen 2 und 3 nichts anderes ergibt, finden auf die Bezirksbürgermeiste-
rinnen oder Bezirksbürgermeister und die Bezirksbeigeordneten die Vorschriften des § 75 entspre-
chende Anwendung.
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(5) 1In Stadtbezirken kann durch Satzung eine Bezirksverwaltung eingerichtet werden; für den Zeit-
punkt gilt § 70 Abs. 2 entsprechend. 2Die Bezirksverwaltung erledigt die Verwaltungsaufgaben, die ihr
von der Oberbürgermeisterin oder vom Oberbürgermeister mit Zustimmung des Stadtrats übertragen
sind.

V. Abschnitt
Gemeindebedienstete

§ 78
Einstellungspflicht

Die Gemeinde ist verpflichtet, die zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen ge-
eigneten Bediensteten (Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) einzustellen.

§ 79
Stellenplan

(1) 1Die Gemeinde bestimmt in einem Stellenplan die Planstellen ihrer Bediensteten nach Zahl, Art
und Bewertung. 2Zahl und Art der Planstellen haben sich nach dem sachlichen Bedürfnis zu richten.
3Die Bewertung der Planstellen bestimmt sich nach den Merkmalen, die sich aus Inhalt, Umfang und
Bedeutung des mit der Stelle verbundenen und durch den Organisations- und Geschäftsverteilungs-
plan festgelegten Aufgabengebiets ergeben. 4Änderungen des Stellenplans sollen gleichzeitig mit der
Haushaltssatzung beschlossen werden.

(2) Bei der Ernennung von Beamtinnen und Beamten sowie bei der Einstellung und Einstufung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist der Stellenplan einzuhalten.

(3) 1Aus dem Stellenplan können Ansprüche nicht hergeleitet werden. 2Besoldungsrechtliche Vor-
schriften bleiben unberührt.

§ 79a
Kommunale Frauenbeauftragte

(1) Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern müssen eine hauptamtliche
Frauenbeauftragte (Kommunale Frauenbeauftragte) bestellen.

(2) 1Die Kommunale Frauenbeauftragte ist unmittelbar der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister
unterstellt. 2Im Einvernehmen mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister kann sich die Kommu-
nale Frauenbeauftragte eigenständig an die Öffentlichkeit wenden.

(3) 1Die Kommunale Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, auf kommunaler Ebene an der tatsächlichen
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern mitzuwirken und bestehende Nach-
teile beseitigen zu helfen. 2Sie ist frühzeitig und umfassend an allen Vorhaben, Projekten, Entschei-
dungen, Maßnahmen und Beschlüssen zu beteiligen, die sich in besonderer Weise auf die im jewei-
ligen Gemeindegebiet lebenden Frauen und Familien auswirken können. 3Sie kann selbst Vorhaben,
Maßnahmen und Projekte anregen, die die Situation von Frauen und Familien in der örtlichen Gemein-
schaft betreffen.

(4) 1Die Kommunale Frauenbeauftragte hat im Gemeinderat und in jedem seiner Ausschüsse - auch
bei nicht öffentlicher Verhandlung - das Recht zur Teilnahme an Sitzungen und zu vorheriger Einsicht
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in alle Vorlagen. 2Auf Anregung der Kommunalen Frauenbeauftragten hat die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister bestimmte Verhandlungsgegenstände in die Tagesordnung der nächsten Gemein-
deratssitzung aufzunehmen, es sei denn, sie berühren offensichtlich nicht den Aufgabenbereich der
Kommunalen Frauenbeauftragten. 3Wird ein Verhandlungsgegenstand aufgrund der Anregung der
Kommunalen Frauenbeauftragten in die Tagesordnung aufgenommen, so genießt sie im Gemeinderat
zu diesem Gegenstand Rederecht. 4Der Gemeinderat und jeder seiner Ausschüsse kann mit den Stim-
men einer Fraktion oder einem Viertel der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder der Kommunalen Frau-
enbeauftragten zu jedem Verhandlungsgegenstand der Tagesordnung ein Rederecht einräumen; ein
entsprechender Beschluss kann auch auf Antrag der Kommunalen Frauenbeauftragten herbeigeführt
werden.

(5) Die Kommunale Frauenbeauftragte ist weiterhin zu beteiligen bei der Erhebung der statistischen
Daten, der Erarbeitung einer gezielten frauenfördernden Personalplanung, bei der Umsetzung aller
Maßnahmen auf der Grundlage der in Kraft gesetzten Personalplanung, insbesondere der Vorberei-
tung und Umsetzung der Personalentscheidungen.

(6) Wurde eine Beteiligung nach Absatz 5 oder Absatz 4 unterlassen, ist die Maßnahme auszusetzen
und die Beteiligung nachzuholen.

(7) Frauen, die aufgrund dieses Gesetzes als Kommunale Frauenbeauftragte tätig sind, dürfen in oder
aufgrund der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht behindert oder benachteiligt werden.

§ 80
Sonstige Vorschriften

(1) Auf die Gemeindebediensteten sind die für die Landesbediensteten geltenden Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Personalausgaben dürfen nur geleistet werden, soweit gesetzliche Vorschriften, Arbeits- und Tarif-
verträge hierzu verpflichten oder ausdrücklich ermächtigen.

§ 81
Versorgungseinrichtung

Die Gemeinden sind verpflichtet, zur Sicherung der Versorgungsansprüche ihrer Beamtinnen und Be-
amten einer gemeinsamen öffentlich-rechtlichen Versorgungseinrichtung als Mitglied anzugehören.

Dritter Teil
Gemeindewirtschaft

I. Abschnitt
Haushaltswirtschaft

§ 82
Allgemeine Haushaltsgrundsätze

(1) 1Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung
ihrer Aufgaben gesichert ist. 2Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
Rechnung zu tragen.

(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu führen.
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(3) 1Der Haushalt muss in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. 2Er ist
ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen
erreicht oder übersteigt. 3Die Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergeb-
nishaushalt und der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrück-
lage gedeckt werden können.

(4) 1Die Ausgleichsrücklage ist in der Vermögensrechnung zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzusetzen. 2Der Ausgleichsrücklage können Jahresüberschüsse
durch Beschluss nach § 101 Abs. 2 Satz 1 zugeführt werden; durch die Zuführung darf ein Drittel des
Eigenkapitals nicht überschritten werden.

(5) 1Wird bei der Aufstellung der Haushaltssatzung eine Verringerung der allgemeinen Rücklage vor-
gesehen, bedarf dies der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 2Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn die Kommunalaufsichtsbehörde nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des Antra-
ges der Gemeinde eine andere Entscheidung trifft; § 91 Abs. 4 und § 92 Abs. 2 bleiben unberührt. 3Die
Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden. 4Sie ist mit der Verpflichtung
zu verbinden, einen Haushaltssanierungsplan nach § 82a aufzustellen, wenn die Voraussetzungen des
§ 82a Abs. 1 vorliegen.

(6) 1Weist die Ergebnisrechnung bei der Feststellung des Jahresabschlusses nach § 101 Abs. 2 Satz 1
trotz eines ursprünglich ausgeglichenen Ergebnishaushalts einen Fehlbetrag oder einen höheren Fehl-
betrag als im Ergebnishaushalt ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde dies der Kommunalaufsichts-
behörde unverzüglich anzuzeigen. 2Die Kommunalaufsichtsbehörde kann in diesem Fall Anordnungen
treffen, um eine geordnete Haushaltswirtschaft wieder herzustellen.

(7) Die Liquidität der Gemeinde einschließlich der Finanzierung der Investitionen ist sicherzustellen.

(8) 1Die Gemeinde darf sich grundsätzlich nicht überschulden. 2Tritt eine Überschuldung dennoch ein,
so ist ein Sanierungshaushalt nach § 82a Abs. 2 aufzustellen. 3Sie ist überschuldet, wenn nach der
Vermögensrechnung das Eigenkapital aufgebraucht ist.

§ 82a
Haushaltssanierungsplan, Sanierungshaushalt

(1) 1Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer dauerhaften Leistungsfähigkeit einen Haushaltssanierungs-
plan aufzustellen, wenn bei der Aufstellung des Haushaltsplans

1. durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft innerhalb eines Haushaltsjahres der in der Ver-
mögensrechnung des Vorjahres auszuweisende Ansatz der allgemeinen Rücklage um mehr als
ein Viertel verringert wird oder

 

2. in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant ist, den in der Vermögensrechnung des
Vorjahres auszuweisenden Ansatz der allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigs-
tel zu verringern oder

 

3. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung die allgemeine Rück-
lage aufgebraucht wird.
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2Dies gilt entsprechend bei der Feststellung des Jahresabschlusses gem. § 101 Abs. 2 Satz 1.

(2) 1Der Haushaltssanierungsplan dient dem Ziel, den Haushaltsausgleich zum nächstmöglichen Zeit-
punkt wieder herzustellen. 2Der Sanierungshaushalt dient zusätzlich dem Ziel, eine eingetretene
Überschuldung zu beseitigen. 3Die Maßnahmen, durch die das jeweilige Ziel erreicht werden soll, sind
darzustellen. 4Außerdem ist der Zeitraum festzulegen, innerhalb dessen der Haushaltsausgleich wie-
der erreicht oder eine Überschuldung beseitigt werden soll. 5Ist dieser Zeitraum wegen der Höhe des
Haushaltsfehlbedarfs oder der Überschuldung nicht konkret absehbar, so muss aufgezeigt werden, in
welchen Schritten der Haushaltsfehlbedarf oder die Überschuldung nennenswert verringert werden
kann. 6Alle Möglichkeiten sind auszuschöpfen. 7Der Haushaltssanierungsplan und der Sanierungshaus-
halt bedürfen der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 8Die Genehmigung kann unter Be-
dingungen und Auflagen erteilt werden.

§ 83
Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) 1Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel

1. soweit vertretbar und geboten aus Entgelten für die von ihr erbrachten Leistungen,

 

2. im Übrigen aus Steuern
zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht ausreichen. 2Eine Rechtspflicht zur Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen für die Fahrbahnen von öffentlichen Straßen sowie von Tou-
rismusabgaben und -beiträgen besteht nicht.

 

(3) 1Die Gemeinde darf Kredite für Investitionen nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht
möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 2Straßenausbaubeiträge für die Fahrbahnen von
öffentlichen Straßen sowie Tourismusabgaben und -beiträge zählen nicht zu den anderen Finanzie-
rungsmöglichkeiten.

§ 84
Haushaltssatzung

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen.

(2) 1Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzung

1. des Haushaltsplans unter Angabe des Gesamtbetrages
a) der Erträge und Aufwendungen des Ergebnishaushalts sowie deren Saldo,

 

b) der Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und der Einzahlungen und
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit des Finanzhaushalts sowie jeweils deren Saldo,

 

c) der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen (Kreditermächtigung),
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d) der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men belasten (Verpflichtungsermächtigungen),

 

 

2. der Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage und der Verringerung der allgemeinen Rücklage,

 

3. des Höchstbetrages der Kredite zur Liquiditätssicherung,

 

4. der Steuersätze, die für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen sind.

 

2Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die sich auf die Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen
und Auszahlungen sowie den Stellenplan und den Haushaltssanierungsplan oder den Sanierungshaus-
halt beziehen.

(3) 1Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das Haushaltsjahr.
2Sie kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, enthalten.

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung nichts anderes bestimmt ist.

§ 85
Haushaltsplan

(1) 1Der Haushaltsplan ist Teil der Haushaltssatzung. 2Er enthält alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung
der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich

1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen,

 

2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen,

 

3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

 

3Die Vorschriften über die Sondervermögen der Gemeinde bleiben unberührt.

(2) 1Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnishaushalt und einen Finanzhaushalt sowie in Teilhaushalte
zu gliedern. 2Der Haushaltssanierungsplan oder der Sanierungshaushalt nach § 82a und der Stellen-
plan sind Bestandteile des Haushaltsplans.

(3) 1Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. 2Er ist nach Maßgabe
dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Haushaltsführung
verbindlich. 3Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn weder begründet noch aufge-
hoben.

§ 86
Erlass der Haushaltssatzung
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(1) Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen wird vom Gemeinderat in öffent-
licher Sitzung beraten und beschlossen.

(2) 1Die vom Gemeinderat beschlossene Haushaltssatzung ist mit dem Haushaltsplan und seinen An-
lagen der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. 2Sie soll bis zum Beginn des Haushaltsjahres vorge-
legt werden.

(3) 1Die Haushaltssatzung ist öffentlich bekannt zu machen. 2Enthält sie genehmigungspflichtige Tei-
le, darf sie erst nach Erteilung der Genehmigung öffentlich bekannt gemacht werden. 3Haushaltssat-
zungen ohne genehmigungspflichtige Teile dürfen frühestens einen Monat nach der Vorlage bekannt
gemacht werden, es sei denn, die Kommunalaufsichtsbehörde erklärt schon vorher, dass keine Be-
denken bestehen. 4§ 12 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung ist der Haushaltsplan an
sieben Werktagen öffentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf Ort und Zeit der Auslegung
hinzuweisen.

§ 87
Nachtragssatzung

(1) 1Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtragssatzung geändert werden, die spätestens bis zum
Ablauf des Haushaltsjahres öffentlich bekannt zu machen ist. 2Für die Nachtragssatzung gelten die
Vorschriften für die Haushaltssatzung entsprechend. 3Die öffentliche Auslegung des Nachtragshaus-
haltsplans kann entfallen, wenn er zusammen mit der Veröffentlichung der Nachtragssatzung öffent-
lich bekannt gemacht wird.

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragssatzung zu erlassen, wenn

1. sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein erheblicher
Fehlbetrag entstehen oder ein bereits ausgewiesener Fehlbedarf sich wesentlich erhöhen wird
und nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung der Haushaltsausgleich erreicht oder ein
wesentlicher Anstieg des ausgewiesenen Fehlbedarfs vermieden werden kann,

 

2. sich zeigt, dass im Finanzhaushalt ein erheblicher Fehlbetrag bei den Ein- und Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit entstehen oder ein bereits ausgewiesener Fehlbetrag sich
wesentlich erhöhen wird und nur durch die Änderung der Haushaltssatzung der Haushaltsaus-
gleich erreicht oder ein wesentlicher Anstieg des ausgewiesenen Fehlbetrags vermieden wer-
den kann,

 

3. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen
Haushaltspositionen in einem im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen oder Gesamtauszah-
lungen erheblichen Umfang geleistet werden müssen,

 

4. Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Baumaßnahmen oder Investitionsförderungsmaß-
nahmen geleistet werden sollen oder
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5. Beamtinnen oder Beamte oder Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer angestellt, eingestellt,
befördert oder in einer höheren Entgeltgruppe eingestuft werden sollen und der Stellenplan die
entsprechenden Stellen nicht enthält.

 

(3) Absatz 2 Nr. 3 bis 5 findet keine Anwendung auf

1. Auszahlungen für geringfügige Baumaßnahmen und Investitionsförderungsmaßnahmen sowie
auf Aufwendungen und Auszahlungen für unabweisbare Instandsetzungen an Bauten und Anla-
gen,

 

2. die Umschuldung von Krediten für Investitionen,

 

3. Abweichungen vom Stellenplan und die Leistung höherer Personalaufwendungen und -auszah-
lungen, die auf Grund des Besoldungs- oder Tarifrechts notwendig werden.

 

§ 88
Vorläufige Haushaltsführung

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so darf die
Gemeinde ausschließlich

1. Aufwendungen entstehen lassen und Auszahlungen leisten, zu denen sie rechtlich verpflichtet
ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind; sie darf insbe-
sondere Bauten, Beschaffungen und sonstige Investitionsmaßnahmen, für die im Haushaltsplan
eines Vorjahres Beträge vorgesehen waren, fortsetzen,

 

2. Realsteuern nach den Sätzen des Vorjahres erheben,

 

3. Kredite umschulden.

 

(2) Reichen die Finanzmittel für die Fortsetzung der Bauten, der Beschaffungen und der sonstigen In-
vestitionsmaßnahmen oder zur Finanzierung von Investitionsmaßnahmen, zu deren Durchführung die
Gemeinde rechtlich verpflichtet ist, nach Absatz 1 Nr. 1 nicht aus, so darf die Gemeinde Kredite für In-
vestitionen bis zu einem Viertel der in der Haushaltssatzung des Vorjahres festgesetzten Kredite für
Investitionen und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde darüber hinaus aufnehmen; § 92
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 89
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen

(1) 1Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. 2Sind sie erheb-
lich, so bedürfen sie der vorherigen Zustimmung des Gemeinderates; im Übrigen sind sie dem Ge-
meinderat zur Kenntnis zu bringen.

(2) Für Investitionen, die im folgenden Haushaltsjahr fortgesetzt werden, sind überplanmäßige Aus-
zahlungen auch dann zulässig, wenn ihre Deckung im laufenden Haushaltsjahr nur durch Erlass einer
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Nachtragssatzung möglich wäre, die Deckung aber im folgenden Jahr gewährleistet ist; sie bedürfen
der vorherigen Zustimmung des Gemeinderates.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung auf Maßnahmen, durch die später über-
oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen entstehen können.

(4) Nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen, die erst bei der Aufstellung des Jahresab-
schlusses festgestellt werden können und nicht zu Auszahlungen führen, gelten nicht als überplanmä-
ßige oder außerplanmäßige Aufwendungen.

(5) § 87 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 90
Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung, Investitionsprogramm

(1) 1Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung zu
Grunde zu legen und in den Haushaltsplan einzubeziehen. 2Das erste Planungsjahr ist das laufende
Haushaltsjahr. 3Die Ergebnis- und Finanzplanung für die dem Haushaltsjahr folgenden drei Planungs-
jahre soll in den einzelnen Jahren ausgeglichen sein.

(2) 1Als Grundlage für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung ist ein Investitionsprogramm auf-
zustellen. 2Das Investitionsprogramm ist vom Gemeinderat zu beschließen.

(3) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung und das Investitionsprogramm sind jährlich der Ent-
wicklung anzupassen und fortzuführen.

§ 91
Verpflichtungsermächtigungen

(1) 1Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Jahren dürfen grundsätzlich nur eingegangen werden, wenn der Haushaltsplan
hierzu ermächtigt. 2Sie dürfen ausnahmsweise auch überplanmäßig oder außerplanmäßig eingegan-
gen werden, wenn sie unabweisbar sind und der in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag
der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird; § 89 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel nur zu Lasten der dem Haushaltsjahr folgenden
drei Jahre veranschlagt werden, in Ausnahmefällen bis zum Abschluss einer Maßnahme; sie sind nur
zulässig, wenn die Finanzierung der aus ihrer Inanspruchnahme entstehenden Auszahlungen im Rah-
men der mittelfristigen Finanzplanung gesichert erscheint.

(3) Verpflichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende des Haushaltsjahres und, wenn die Haushalts-
satzung für das folgende Haushaltsjahr nicht rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht wird, bis zu deren
Bekanntmachung.

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung in-
soweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, als in den Jahren, zu deren Lasten sie ver-
anschlagt sind, Kreditaufnahmen für Investitionen vorgesehen sind.

§ 92
Kredite für Investitionen
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(1) Kredite für Investitionen dürfen unter der Voraussetzung des § 83 Abs. 3 nur im Finanzhaushalt
und nur für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sowie zur Umschuldung aufgenom-
men werden.

(2) 1Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen, mit Ausnahme der Kre-
ditaufnahmen zur Umschuldung, bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde (Gesamtgenehmigung). 2Die Genehmigung soll unter dem Gesichtspunkt ei-
ner geordneten Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt werden; sie kann unter Bedingungen erteilt
und mit Auflagen verbunden werden. 3Sie ist in der Regel zu versagen, wenn die Kreditverpflichtun-
gen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht im Einklang stehen.

(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Haushaltsjahres
und, wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig öffentlich be-
kannt gemacht wird, bis zu deren Bekanntmachung.

(4) 1Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamtbetrag nach Absatz 2 genehmigt worden ist,
bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde (Einzelgenehmigung), sobald die Kreditauf-
nahmen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft be-
schränkt worden sind. 2Die Einzelgenehmigung kann nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen ver-
sagt werden.

(5) 1Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung gleich-
kommt, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 2Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt sinnge-
mäß. 3Eine Genehmigung ist nicht erforderlich für die Begründung von Zahlungsverpflichtungen im
Rahmen der laufenden Verwaltung.

(6) 1Die Gemeinde darf zur Sicherung des Kredits keine Sicherheiten bestellen. 2Die Kommunalauf-
sichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen, wenn die Bestellung von Sicherheiten der Verkehrsübung
entspricht.

§ 93
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte

(1) 1Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zugunsten Dritter bestellen. 2Die Kommunalaufsichtsbehör-
de kann Ausnahmen zulassen.

(2) 1Die Gemeinde darf Bürgschaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen nur im Rahmen der
Erfüllung ihrer Aufgaben übernehmen. 2Die Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung der Kommu-
nalaufsichtsbehörde, soweit sie nicht im Rahmen der laufenden Verwaltung abgeschlossen werden;
§ 92 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 3Nicht genehmigungspflichtig ist die Übernahme von bis
zur dinglichen Sicherung des Darlehensbetrages befristeten Ausfallbürgschaften für Darlehen zur För-
derung des Städte- und Wohnungsbaues.

(3) Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den dort genannten Rechtsge-
schäften wirtschaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zustimmung zu Rechtsgeschäften Dritter,
aus denen der Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpflichtungen zu Leistungen erwachsen kön-
nen.

§ 94
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Kredite zur Liquiditätssicherung

(1) 1Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde Kredite zur Liquiditätssiche-
rung bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür keine
anderen Mittel zur Verfügung stehen. 2Diese Ermächtigung gilt über das Haushaltsjahr hinaus bis zur
Bekanntmachung der neuen Haushaltssatzung.

(2) Die Gemeinde kann Kredite zur Liquiditätssicherung mit Laufzeiten über das Haushaltsjahr hinaus
aufnehmen, soweit dies wirtschaftlich geboten ist.

§ 95
Vermögensgegenstände

(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegenstände nur erwerben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben
in absehbarer Zeit erforderlich ist.

(2) 1Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ordnungsgemäß
nachzuweisen. 2Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen einen ange-
messenen Ertrag erbringen.

(3) 1Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer
Zeit nicht braucht, veräußern. 2Vermögensgegenstände dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert
veräußert werden.

(4) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) 1Die Gemeinde kann zur Unterstützung von Partnerstädten oder örtlichen Hilfsorganisationen im
Rahmen humanitärer Hilfsmaßnahmen einen Vermögensgegenstand, den sie zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben in absehbarer Zeit nicht braucht, ausnahmsweise unter seinem vollen Wert veräußern oder
verschenken. 2Die Unterschreitung des vollen Wertes muss sich innerhalb einer vom Gemeinderat
zu bestimmenden Bagatellgrenze bewegen. 3Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 4§ 35 Satz 1
Nr. 17 bleibt unberührt.

(6) Besondere Rechtsvorschriften für die Bewirtschaftung des Gemeindewaldes bleiben unberührt.

§ 96
Inventur, Inventar und Vermögensbewertung

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres sämtliche Vermögensgegenstände,
Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten in einer Inventur unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsgemäßer Inventur vollständig aufzunehmen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensge-
genstände und Verbindlichkeiten anzugeben (Inventar).

(2) 1Für die im Jahresabschluss auszuweisenden Wertansätze gilt:

1. Vermögensgegenstände sind höchstens mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten ver-
mindert um die planmäßigen und außerplanmäßigen Abschreibungen anzusetzen,

 

- Seite 66 von 111 -



2. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rückzahlungsbetrag, Rentenverpflichtungen, für die eine Ge-
genleistung nicht mehr zu erwarten ist, zu ihrem Barwert und Rückstellungen nur in Höhe des
Betrages anzusetzen, der voraussichtlich notwendig ist.

 

2Die Bewertung ist unter Anwendung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung vorzunehmen,
soweit dieses Gesetz oder eine aufgrund dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnung nichts Anderes
vorsehen.

§ 97
Gemeindekasse

(1) Die Gemeindekasse erledigt alle Kassengeschäfte der Gemeinde; § 104 bleibt unberührt.

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ihre Kassengeschäfte nicht durch eine Stelle außerhalb der Gemein-
deverwaltung besorgen lässt, eine Kassenverwalterin oder einen Kassenverwalter und eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertreter zu bestellen.

(3) Die anordnungsbefugten Gemeindebediensteten sowie die Leiterin oder der Leiter und die Prüfe-
rinnen oder Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes können nicht gleichzeitig die Stellung einer Kassen-
verwalterin oder eines Kassenverwalters oder einer Vertreterin oder eines Vertreters innehaben.

(4) Die Kassenverwalterin oder der Kassenverwalter und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
dürfen mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, der Leiterin oder dem Leiter der Finanzver-
waltung sowie der Leiterin oder dem Leiter und den Prüferinnen oder den Prüfern des Rechnungsprü-
fungsamtes nicht bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert oder durch
Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft verbunden sein.

(5) Die Kassenverwalterin oder der Kassenverwalter und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
sind nicht befugt, Zahlungen anzuordnen.

§ 98
Übertragung von Kassengeschäften, Automation

(1) 1Die Gemeinde kann die Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle außerhalb der Ge-
meindeverwaltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und die Prüfung nach den
für die Gemeinde geltenden Vorschriften gewährleistet sind. 2Die Vorschriften des Gesetzes über die
kommunale Gemeinschaftsarbeit bleiben unberührt.

(2) Werden die Kassengeschäfte oder das Rechnungswesen ganz oder zum Teil automatisiert, so ist
den für die Prüfung zuständigen Stellen Gelegenheit zu geben, die Programme vor ihrer Anwendung
zu prüfen.

§ 99
Jahresabschluss

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in
dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist.

(2) Der Jahresabschluss besteht aus

1. der Ergebnisrechnung,
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2. der Finanzrechnung,

 

3. den Teilrechnungen,

 

4. der Vermögensrechnung,

 

5. dem Anhang.

 

(3) Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufügen

1. der Rechenschaftsbericht,

 

2. die Anlagenübersicht,

 

3. die Forderungsübersicht,

 

4. die Verbindlichkeitenübersicht.

 

(4) Der Jahresabschluss ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustel-
len.

§ 100
(aufgehoben)

§ 101
Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses, Entlastung

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister legt den Jahresabschluss dem Gemeinderat vor. 2So-
weit ein Rechnungsprüfungsamt besteht oder sich die Gemeinde zur Prüfung eines Zweckverbandes,
des Rechnungsprüfungsamtes einer anderen Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder einer
anderen Abschlussprüferin oder eines anderen Abschlussprüfers nach § 124 Abs. 2 bedient, die bei
der Führung der Bücher oder der Aufstellung des zu prüfenden Jahresabschlusses nicht mitgewirkt ha-
ben dürfen, fügt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister dessen Prüfungsbericht bei. 3Der Jahres-
abschluss ist in nicht öffentlicher Sitzung durch den Rechnungsprüfungsausschuss nach den Grund-
sätzen des § 122 Abs. 1 zu prüfen. 4Für den Ausschussvorsitz gilt § 42 Abs. 3 entsprechend. 5Ehren-
amtliche Beigeordnete haben, wenn sie die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister vertreten haben
oder ihnen bestimmte Geschäftszweige zur Erledigung übertragen waren, im Rechnungsprüfungsver-
fahren kein Stimmrecht. 6Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister und die Beigeordneten sind be-
rechtigt und verpflichtet, Auskünfte zu erteilen.

(2) 1Der Gemeinderat stellt den geprüften Jahresabschluss bis spätestens 31. Dezember des auf das
Haushaltsjahr folgenden Jahres fest; dabei beschließt er auch über die Verwendung des Jahresüber-
schusses, oder er stellt den Jahresfehlbetrag fest. 2Zugleich entscheidet er in einem gesonderten Be-
schluss über die Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. 3Verweigert der Gemeinde-
rat die Entlastung oder spricht er sie mit Einschränkungen aus, so hat er die Gründe dafür anzugeben.

(3) 1Die Beschlüsse über die Feststellung des Jahresabschlusses und über die Entlastung sind öffent-
lich bekannt zu machen. 2Im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung ist der Jahresabschluss
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mit dem Rechenschaftsbericht an sieben Werktagen öffentlich auszulegen; dies gilt auch für den Prü-
fungsbericht der prüfenden Stelle, soweit nicht schutzwürdige Interessen Einzelner entgegenstehen.
3In der Bekanntmachung ist auf Ort und Zeit der Auslegung hinzuweisen.

II. Abschnitt
Sondervermögen, Treuhandvermögen

§ 102
Sondervermögen

(1) Sondervermögen der Gemeinden sind

1. das Gemeindegliedervermögen,

 

2. das Vermögen der rechtlich unselbstständigen örtlichen Stiftungen,

 

3. die Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonder-
rechnung,

 

4. rechtlich unselbstständige Versorgungs- und Versicherungseinrichtungen für die Bediensteten
der Gemeinde,

 

5. das Sondervermögen für die Kameradschaftspflege nach § 44a des Gesetzes über den Brand-
schutz, die Technische Hilfe und den Katastrophenschutz im Saarland.

 

(2) 1Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 unterliegen den Vorschriften über die Haushaltswirt-
schaft. 2Sie sind im Haushalt der Gemeinde gesondert nachzuweisen.

(3) Auf Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 sind die Vorschriften des § 82 Abs. 1 bis 3 Satz 1, 7 und
8 sowie §§ 83 und 90 bis 95 entsprechend anzuwenden; § 92 Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass Kredite auch für die Umwandlung oder Rückzahlung von Eigenkapital an die Gemeinde aufge-
nommen werden dürfen.

(4) 1Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 können besondere Haushaltspläne aufgestellt und Son-
derrechnungen geführt werden. 2In diesem Fall sind die Vorschriften des I. Abschnitts mit der Maßga-
be anzuwenden, dass an die Stelle der Haushaltssatzung der Beschluss über den Haushaltsplan tritt
und von der öffentlichen Bekanntmachung und Auslegung nach § 86 Abs. 3 und 4 abgesehen wer-
den kann. 3Anstelle eines Haushaltsplans können ein Wirtschaftsplan aufgestellt und die für die Wirt-
schaftsführung und das Rechnungswesen der Eigenbetriebe geltenden Vorschriften entsprechend an-
gewendet werden; Absatz 3 gilt sinngemäß.

§ 103
Treuhandvermögen

(1) 1Für rechtlich selbstständige örtliche Stiftungen sowie Vermögen, die die Gemeinde nach besonde-
rem Recht treuhänderisch zu verwalten hat, sind besondere Haushaltspläne aufzustellen und Sonder-
rechnungen zu führen. 2§ 102 Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
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(2) Unbedeutendes Treuhandvermögen kann im Haushalt der Gemeinde gesondert nachgewiesen
werden; es unterliegt den Vorschriften über die Haushaltswirtschaft.

(3) Mündelvermögen können auch abweichend von den Absätzen 1 und 2 nur im Jahresabschluss ge-
sondert nachgewiesen werden.

(4) Besondere gesetzliche Vorschriften oder Bestimmungen der Stifterin oder des Stifters bleiben un-
berührt.

§ 104
Sonderkassen

1Für Sondervermögen und Treuhandvermögen, für die Sonderrechnungen geführt werden, sind Son-
derkassen einzurichten. 2Sie sollen mit der Gemeindekasse verbunden werden. 3§ 98 gilt entspre-
chend. 3§ 44a des Gesetzes über den Brandschutz, die Technische Hilfe und den Katastrophenschutz
im Saarland bleibt unberührt.

§ 105
Freistellung von der Finanzplanung

Das Ministerium für Inneres und Sport kann Sondervermögen und Treuhandvermögen von den Ver-
pflichtungen des § 90 freistellen, soweit die Zahlen der Finanzplanung weder für die Haushalts- oder
Wirtschaftsführung noch für die Finanzstatistik benötigt werden.

§ 106
Gemeindegliedervermögen

(1) Für die Nutzung des Gemeindevermögens, dessen Ertrag nach bisherigem Recht nicht der Ge-
meinde, sondern sonstigen Berechtigten zusteht (Gemeindegliedervermögen), verbleibt es bei den
bisherigen Vorschriften und Gewohnheiten.

(2) 1Gemeindegliedervermögen darf nicht in Privatvermögen der Nutzungsberechtigten umgewan-
delt werden. 2Es kann in freies Gemeindevermögen umgewandelt werden, wenn die Umwandlung
aus Gründen des Gemeinwohls geboten ist. 3Den Betroffenen ist eine angemessene Entschädigung in
Geld zu gewähren.

(3) Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindegliedervermögen umgewandelt werden.

§ 107
Örtliche Stiftungen

(1) Die Gemeinde verwaltet die örtlichen Stiftungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes, soweit
nicht durch Gesetz oder Stifterin oder Stifter etwas anderes bestimmt ist.

(2) Das Stiftungsvermögen ist von dem übrigen Gemeindevermögen getrennt zu halten und so anzu-
legen, dass es für seinen Verwendungszweck greifbar ist.

(3) 1Ist die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder gefährdet die Stiftung das Ge-
meinwohl, so ist nach den Vorschriften des § 87 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verfahren. 2Die Um-
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wandlung des Stiftungszwecks und die Aufhebung der Stiftung stehen der Gemeinde zu; sie bedarf
der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde.

(4) Gemeindevermögen darf nur im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Gemeinde und nur dann in
Stiftungsvermögen eingebracht werden, wenn der mit der Stiftung verfolgte Zweck auf andere Weise
nicht erreicht werden kann.

III. Abschnitt
Wirtschaftliche Betätigung und privatrechtliche Beteiligung

§ 108
Zulässigkeit wirtschaftlicher Betätigung

(1) 1Die Gemeinde darf sich wirtschaftlich betätigen, wenn

1. der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt,

 

2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähig-
keit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und

 

3. der öffentliche Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt
wird oder erfüllt werden kann.

 

2Erforderlich sind auch hinreichende Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die zu erbringende
Leistung und die Verhältnisse des Marktes. 3Die wirtschaftliche Betätigung umfasst auch die Errich-
tung, Übernahme und Erweiterung von wirtschaftlichen Unternehmen sowie die Beteiligung und die
Erweiterung der Beteiligung daran. 4Tätigkeiten, mit denen die Gemeinde an dem vom Wettbewerb
beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um ausschließlich Gewinn zu erzielen, entsprechen keinem
öffentlichen Zweck. 5Sind an einem Unternehmen Private beteiligt, reicht es aus, wenn ein Anteil von
Leistungen an der Gesamtleistung des Unternehmens, der der Höhe der kommunalen Beteiligung ent-
spricht, durch den öffentlichen Zweck gerechtfertigt ist.

(2) Als wirtschaftliche Betätigungen im Sinne dieses Abschnitts gelten nicht Tätigkeiten

1. für Zwecke der Bildung und Erziehung, des Gesundheitsschutzes, des Sozialwesens, der Kultur,
des Sports, der Erholung und Freizeitgestaltung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung und des
Umweltschutzes und

 

2. zur Deckung des Eigenbedarfs kommunaler Körperschaften.

 

(3) 1Tätigkeiten, die üblicherweise im Wettbewerb zusammen mit der Haupttätigkeit erbracht wer-
den (verbundene Tätigkeiten), sind zulässig, wenn sie die zulässige Haupttätigkeit fördern und im
Vergleich zu ihr eine untergeordnete Bedeutung haben. 2Sie dürfen nur im Zusammenhang mit der
Haupttätigkeit erbracht werden. 3Mit der Ausführung sollen private Dritte beauftragt werden. 4Sons-
tige untergeordnete Tätigkeiten, die infolge einer zulässigen Haupttätigkeit wahrgenommen werden,
sind nur zulässig zur vorübergehenden Auslastung vorhandener freier Kapazitäten, solange diese
nicht an den Bedarf angepasst werden können, zur Verwertung vorhandener Kenntnisse und Fertig-
keiten und zur Vermarktung von Nebenprodukten.
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(4) 1Vor der Entscheidung über die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung ist der Gemeinderat
auf der Grundlage einer Marktanalyse und unter Darstellung der Befähigungen nach Absatz 1 Satz 2
umfassend über die Chancen und Risiken der beabsichtigten Betätigung und über die Auswirkungen
auf das Handwerk und die mittelständische Wirtschaft zu unterrichten. 2Vor der Befassung im Ge-
meinderat ist den Kammern der gewerblichen Wirtschaft und der freien Berufe sowie der Arbeitskam-
mer Gelegenheit zur Stellungnahme zur Marktanalyse und zur Betroffenheit der gewerblichen Wirt-
schaft und der freien Berufe zu geben, soweit ihre Geschäftsbereiche betroffen sind. 3Die Stellungnah-
men sind dem Gemeinderat vor seiner Befassung zur Kenntnis zu geben.

(5) 1Die Gemeinde darf sich außerhalb des Gemeindegebiets wirtschaftlich betätigen, wenn

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen und

 

2. keine betroffene kommunale Gebietskörperschaft aus berechtigten Interessen widerspricht.
2Bei gesetzlich liberalisierten Tätigkeiten gelten nur die Interessen als berechtigt, die nach den
hierfür maßgeblichen Vorschriften eine Einschränkung des Wettbewerbs zulassen.

 

(6) 1Die Gemeinden sollen in regelmäßigen Zeitabständen prüfen, inwieweit ihre wirtschaftliche Betä-
tigung materiell privatisiert werden kann. 2Hierbei ist privaten Dritten die Möglichkeit zu geben, dar-
zulegen, ob und wie sie die dem öffentlichen Zweck dienende wirtschaftliche Betätigung ebenso gut
und wirtschaftlich erfüllen können. 3Über das Ergebnis ist der Kommunalaufsichtsbehörde zu berich-
ten.

(7) 1Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht errichten, übernehmen oder betreiben. 2Für die öf-
fentlichen Sparkassen gelten die besonderen Vorschriften.

§ 108a
Regelungen für besondere Aufgabenfelder

(1) 1Die wirtschaftliche Betätigung in der leitungsgebundenen Trinkwasser-, Strom-, Gas- und Wärme-
versorgung ist stets durch einen öffentlichen Zweck gerechtfertigt. 2Sie ist zulässig, wenn sie nach Art
und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum vor-
aussichtlichen Bedarf steht.

(2) 1Die Errichtung und der Betrieb von Telekommunikationsnetzen und der hierfür erforderlichen In-
frastruktur sind stets durch einen öffentlichen Zweck gerechtfertigt. 2Sie sind zulässig, wenn sie nach
Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum
voraussichtlichen Bedarf stehen und der öffentliche Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch
einen privaten Dritten erfüllt wird.

(3) 1In den Fällen der Absätze 1 und 2 findet § 108 Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung. 1Im Übrigen
bleibt § 108 unberührt.

§ 109
Eigenbetriebe und sonstige Unternehmen ohne ei-

gene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung

- Seite 72 von 111 -



(1) Die gemeindlichen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit können als Eigenbetriebe ge-
führt werden, Das Nähere regeln die Eigenbetriebsverordnung und die Betriebssatzung.

(2) Für jeden Eigenbetrieb ist ein Werksausschuss (§ 48) zu bilden; für mehrere Eigenbetriebe kann
ein gemeinsamer Werksausschuss gebildet werden.

(3) Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung jedes Eigenbetriebs sind so ein-
zurichten, dass sie eine gesonderte Beurteilung der Betriebsführung und des Ergebnisses ermögli-
chen.

(4) Unternehmen der Gemeinde ohne eigene Rechtspersönlichkeit können unter vollständiger und mit
Zustimmung der Kommunalaufsichtsbehörde unter teilweiser Anwendung der für Eigenbetriebe gel-
tenden Vorschriften über die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen geführt werden.

§ 110
Unternehmen in Privatrechtsform

(1) Die Gemeinde darf ein Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts nur errichten, über-
nehmen, erweitern oder sich daran beteiligen, wenn

1. ein wichtiges Interesse der Gemeinde vorliegt,

 

2. die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihrer Leistungsfähigkeit
angemessenen Betrag begrenzt wird,

 

3. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder entsprechen-
den Überwachungsorgan, erhält,

 

4. aufgrund des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung gewährleistet ist, dass der Jahresab-
schluss und der Lagebericht mit Ausnahme des Nachhaltigkeitsberichts, soweit nicht weiterge-
hende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen,
entsprechend den Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapital-
gesellschaften aufgestellt und geprüft werden.

 

(2) Die Gemeinde kann einzelne Geschäftsanteile an einer eingetragenen Kreditgenossenschaft er-
werben, wenn eine Nachschusspflicht ausgeschlossen oder die Haftsumme auf einen bestimmten Be-
trag beschränkt ist.

§ 111
Mehrheitsbeteiligungen

(1) Unbeschadet des § 110 darf eine Gemeinde ein Unternehmen in einer Rechtsform des privaten
Rechts nur errichten, übernehmen, erweitern oder sich daran beteiligen, soweit nicht weitergehende
gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, wenn im Gesell-
schaftsvertrag oder in der Satzung

1. der Gegenstand des Unternehmens konkret bezeichnet und nachhaltig auf den öffentlichen
Zweck ausgerichtet ist;
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2. geregelt ist, dass die Gesellschafterversammlung oder das entsprechende Organ auch be-
schließt über
a) die Aufnahme neuer Geschäftszweige innerhalb des Rahmens des Unternehmensgegen-

stands und die Aufgabe vorhandener Geschäftszweige,

 

b) die Gründung, den Erwerb und die vollständige oder teilweise Veräußerung eines Unter-
nehmens,

 

c) den Erwerb, die Veränderung und die vollständige oder teilweise Veräußerung von Betei-
ligungen an anderen Unternehmen,

 

d) den Abschluss, die Änderung und die Kündigung von Unternehmensverträgen,

 

e) die Feststellung und die Änderung des Wirtschaftsplans,

 

f) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Behandlung des Ergebnisses,

 

g) die Bestellung und die Abberufung der Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer, so-
weit dies nicht der Gemeinde vorbehalten ist, sowie die Entlastung derselben,

 

h) die Bestellung und die Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrats oder entsprechen-
den Überwachungsorgans von Beteiligungsunternehmen;

 

 

3. geregelt ist, dass in sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften für
jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt, der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Fi-
nanzplanung zugrunde gelegt und der Gemeinde zur Kenntnis gebracht werden;

 

4. geregelt ist, dass
a) die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes ausgeübt und

 

b) ihr und dem Landesverwaltungsamt (§ 123 Abs. 4) die in § 54 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes vorgesehenen Befugnisse eingeräumt werden;

 

 

5. geregelt ist, dass § 286 Abs. 4 des Handelsgesetzbuches keine Anwendung findet.

 

(2) 1Absatz 1 gilt nur, wenn der Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Gemeinden, Gemeinde-
verbänden oder Zweckverbänden die Mehrheit der Anteile an dem Unternehmen gehören. 2Als Anteile
gelten auch Anteile, die Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts gehören, an denen Ge-
meinden, Gemeindeverbände oder Zweckverbände allein oder zusammen mit Mehrheit beteiligt sind.

(3) Ist eine Beteiligung der Gemeinde an einem Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts
keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des Absatzes 2, so soll die Gemeinde, soweit ihr Interesse dies
erfordert, darauf hinwirken, dass in den Gesellschaftsvertrag oder in die Satzung die Regelungen des
Absatzes 1 aufgenommen werden.

§ 112
Mittelbare Beteiligungen
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(1) 1Die Gemeinde darf der Beteiligung eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts,
an dem ihr allein oder zusammen mit anderen Gemeinden, Gemeindeverbänden oder Zweckverbän-
den die Mehrheit der Anteile gehören, an einem anderen Unternehmen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts nur zustimmen, wenn

1. die Voraussetzungen des § 110 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und

 

2. bei einer Beteiligung mit der Mehrheit der Anteile an dem anderen Unternehmen auch die Vor-
aussetzungen des § 111

 

vorliegen. 2§ 111 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Unterbeteiligungen weiterer Stufen.

§ 113
Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen

Die vollständige oder teilweise Veräußerung eines Unternehmens oder einer unmittelbaren oder mit-
telbaren Beteiligung an einem Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts sowie andere
Rechtsgeschäfte und Maßnahmen, durch welche die Gemeinde ihren Einfluss verliert oder vermindert,
sind nur zulässig, wenn die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde nicht beeinträchtigt wird.

§ 114
Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform

(1) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister vertritt die Gemeinde in der Gesellschafterver-
sammlung oder in dem entsprechenden Organ eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten
Rechts, an dem die Gemeinde beteiligt ist. 2Dies gilt auch dann, wenn der Gemeinde das Recht ein-
geräumt ist, ein Mitglied des Aufsichtsrats oder entsprechenden Überwachungsorgans zu entsenden
oder vorzuschlagen. 3Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann mit Zustimmung des Gemein-
derats eine besondere Vertreterin oder einen besonderen Vertreter bestellen, soweit nicht andere ge-
setzliche Vorschriften entgegenstehen; diese oder dieser ist an die Weisungen der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters gebunden.

(2) 1Stehen der Gemeinde weitere Vertreterinnen oder Vertreter in einem Organ nach Absatz 1 zu, so
werden diese vom Gemeinderat widerruflich bestellt. 2Ergibt sich hierbei keine Einigung, so werden
die weiteren Vertreterinnen oder Vertreter auf Grund von Wahlvorschlägen nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl unter Bindung an die Wahlvorschläge gewählt. 3Das Wahlergebnis ist dabei nach dem
Höchstzahlverfahren nach d'Hondt festzustellen.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn der Gemeinde das Recht eingeräumt ist, einen oder mehrere
Vertreterinnen oder Vertreter für den Vorstand oder ein entsprechendes Organ zu bestellen.

(4) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder in dem
entsprechenden Organ eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts, an dem die Ge-
meinde beteiligt ist, sind in den dem Gemeinderat oder seiner Ausschüsse obliegenden Angelegenhei-
ten an die Beschlüsse des Gemeinderats und seiner Ausschüsse und an die Weisungen der Gemeinde
gebunden.
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(5) 1Werden Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinde aus einer Tätigkeit nach den Absätzen 1 bis
4 haftbar gemacht, so hat ihnen die Gemeinde den Schaden zu ersetzen, es sei denn, dass sie ihn
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt haben. 2Auch in diesem Fall ist die Gemeinde schadens-
ersatzpflichtig, wenn die Vertreterinnen oder Vertreter nach Beschlüssen des Gemeinderats oder sei-
ner Ausschüsse oder nach Weisung gehandelt haben.

§ 115
Unterrichtungspflicht und Beteiligungsbericht

(1) 1Die Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinde in den in § 114 genannten Organen haben die
Gemeinde über alle wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens zu unterrichten. 2Auf Beschluss
des Gemeinderats oder auf Verlangen von mindestens einem Viertel der gesetzlichen Zahl der Mitglie-
der des Gemeinderats haben die Vertreterinnen oder Vertreter dem Gemeinderat oder einem von ihm
bestimmten Ausschuss über alle Angelegenheiten Auskunft zu geben. 3Unterrichtungspflicht und Aus-
kunftsrecht bestehen nur, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(2) 1Die Gemeinde hat jährlich einen Bericht über ihre unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen
an Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts zu erstellen. 2Der Beteiligungsbericht soll
für jedes Unternehmen mindestens darstellen

a) den Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsverhältnisse, die Zusammensetzung der
Organe, die Beteiligungen des Unternehmens,

 

b) die Erfüllung des öffentlichen Zwecks,

 

c) in Grundzügen den Geschäftsverlauf für das jeweils letzte Geschäftsjahr, die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage sowie die voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens.

 

3Für ein Unternehmen, an dem der Gemeinde nicht mehr als ein Viertel der Anteile gehört, kann von
der Darstellung zu Buchstabe c abgesehen werden.

4Die Einsicht in den Beteiligungsbericht ist jeder Einwohnerin und jedem Einwohner gestattet. 5Auf die
Möglichkeit zur Einsichtnahme ist in geeigneter Weise öffentlich hinzuweisen.

(3) Der Beteiligungsbericht ist der Kommunalaufsichtsbehörde im Jahr der Aufstellung vorzulegen.

§ 116
Wirtschaftsgrundsätze

1Wirtschaftliche Unternehmen sind nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen so zu führen, dass der
öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 2Sie sollen einen Ertrag für den Haushalt der Gemeinde ab-
werfen, soweit dadurch die Erfüllung des öffentlichen Zwecks nicht beeinträchtigt wird.

§ 117
(aufgehoben)

§ 118
Anzeigepflicht Anzeigepflicht und Befreiung
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(1) 1Entscheidungen der Gemeinde über

1. die vollständige Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften über die Wirtschafts-
führung und das Rechnungswesen auf Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit,

 

2. die Aufnahme oder wesentliche Erweiterung einer wirtschaftlichen Betätigung,

 

3. die Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung, Änderung der Rechtsform und vollständi-
ge oder teilweise Veräußerung eines Unternehmens,

 

4. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung, die Änderung und die vollständige oder teilweise
Veräußerung einer solchen Beteiligung an einem Unternehmen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts,

 

5. den Abschluss von Rechtsgeschäften und sonstige Maßnahmen, die ihrer Art nach geeignet
sind, den Einfluss der Gemeinde auf das Unternehmen zu mindern oder zu beseitigen oder die
Ausübung von Rechten aus der Beteiligung zu beschränken,

 

sind der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich, mindestens einen Monat vor Beginn des Vollzugs,
schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 2Aus der Anzeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen
Voraussetzungen erfüllt sind.

(2) 1Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 bei mittelbaren Beteiligungen müssen nicht an-
gezeigt werden, wenn die Beteiligung der einzelnen Gemeinde unter Berücksichtigung des § 111 Ab-
satz 2 Satz 2 weniger als zwei Prozent der Anteile des Unternehmens beträgt. 2Bei kommunalen Mehr-
heitsbeteiligungen ist unter den vorgenannten Voraussetzungen die Anzeige durch eine der beteilig-
ten Gemeinden erforderlich. 3Die Kommunalaufsichtsbehörde kann eine Anzeige durch die einzelne
Gemeinde verlangen, wenn sie von einem nach Absatz 1 anzuzeigenden Sachverhalt Kenntnis erhält.

(3) Auf Verlangen der Kommunalaufsichtsbehörde sind die Voraussetzungen für die Zulässigkeit von
Tätigkeiten nach § 108 Absatz 3 darzulegen.

(4) 1Sind nach Feststellung der Kommunalaufsichtsbehörde die Voraussetzungen des § 108 Absatz 1
bis 5 nicht erfüllt, kann das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr auf Antrag der Gemeinde aus Gründen überwie-
genden öffentlichen Interesses hiervon Befreiung erteilen. 2Der Antrag ist zu begründen und mit einer
Stellungnahme der Kommunalaufsichtsbehörde zu versehen. 3Die Befreiung kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden.

IV. Abschnitt
Prüfungswesen

§ 119
Rechnungsprüfungsamt

1Gemeinden mit mehr als 25.000 Einwohnerinnen und Einwohnern müssen ein Rechnungsprüfungs-
amt einrichten; dabei können sie auch mit anderen Gemeinden oder Gemeindeverbänden im Rahmen
des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit zusammenarbeiten. 2Andere Gemeinden kön-
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nen es einrichten, wenn ein Bedürfnis dafür besteht und die Kosten in einem angemessenen Verhält-
nis zum Umfang der Verwaltung stehen.

§ 120
Rechtsstellung des Rechnungsprüfungsamts

(1) 1Das Rechnungsprüfungsamt ist bei der Durchführung von Prüfungsaufgaben unabhängig und an
Weisungen nicht gebunden. 2Es untersteht im Übrigen unmittelbar der Bürgermeisterin oder dem Bür-
germeister.

(2) 1Die Leiterin oder der Leiter des Rechnungsprüfungsamts muss Beamtin oder Beamter auf Lebens-
zeit sein. 2Sie oder er darf mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, der Leiterin oder dem
Leiter der Finanzverwaltung sowie der Kassenverwalterin oder dem Kassenverwalter und der Stellver-
treterin oder dem Stellvertreter weder bis zum dritten Grad verwandt noch bis zum zweiten Grad ver-
schwägert oder durch Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft verbunden sein.

(3) Die Leiterin oder der Leiter und die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamts dürfen
Zahlungen weder anordnen noch ausführen.

§ 121
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes

(1) Das Rechnungsprüfungsamt hat folgende Aufgaben:

1. die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde sowie dessen Anlagen,

 

2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen ohne eigene
Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung, sofern die Prüfung nicht durch andere Abschlussprü-
ferinnen oder Abschlussprüfer durchgeführt wird,

 

3. die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prüfung des
Jahresabschlusses,

 

4. die Prüfung, ob die Haushaltswirtschaft nach den geltenden Vorschriften geführt worden ist,

 

5. die dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung der Gemeinde und ihrer Sondervermögen
sowie die Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Prüfungen,

 

6. die Kontrolle, ob bei der Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe automatisierter Daten-
verarbeitung (DV-Buchführung) der Gemeinde und ihrer Sondervermögen die Prüfung der Pro-
gramme vor ihrer Anwendung stattgefunden hat,

 

7. die Prüfung von Vergaben.

 

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Aufgaben
übertragen, insbesondere

1. die laufende Prüfung der Wirtschaftsführung der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlich-
keit mit Sonderrechnung, die Prüfung der Betätigung der Gemeinde bei Unternehmen in einer
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Rechtsform des privaten Rechts und die Buch- und Betriebsprüfungen, die sich die Gemeinde
bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines Kredits oder sonst vorbehalten hat,

 

2. die Prüfung der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit.

 

(3) Das Rechnungsprüfungsamt kann sich mit Zustimmung des Rechnungsprüfungsausschusses sach-
verständiger Dritter als Prüfer bedienen.

§ 122
Prüfung des Jahresabschlusses

(1) 1In Gemeinden, in denen ein Rechnungsprüfungsamt besteht, hat die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister diesem den Jahresabschluss zuzuleiten. 2Das Rechnungsprüfungsamt prüft den Jahres-
abschluss dahin, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen
ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind, und den Jahresabschluss außerdem dahin, ob
der Haushaltsplan eingehalten ist. 3Das Rechnungsprüfungsamt hat das Recht, alle Unterlagen zu prü-
fen.

(2) 1Das Rechnungsprüfungsamt hat über Art und Umfang der Prüfung sowie über das Ergebnis der
Prüfung einen Prüfungsbericht zu erstellen. 2Es teilt das im Prüfungsbericht zusammengefasste Prü-
fungsergebnis der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister mit. 3Diese oder dieser hat die notwendi-
gen Folgerungen aus dem Prüfungsergebnis zu ziehen.

§ 123
Überörtliche Prüfung

(1) 1Die überörtliche Prüfung erstreckt sich darauf, ob die Gemeinde sowie ihre Sonder- und Treu-
handvermögen rechtmäßig und wirtschaftlich verwaltet werden. 2Die Betätigung der Gemeinde bei
Gesellschaften in einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen die Gemeinde unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, wird ebenfalls geprüft.

(2) Die Rechtmäßigkeitsprüfung erstreckt sich darauf, ob die Gesetze und die in Auftragsangelegen-
heiten (§ 6 Abs. 1) ergangenen Weisungen beachtet wurden.

(3) 1Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Organisation soll in der Regel auf vergleichender Grundla-
ge erfolgen. 2Dabei ist insbesondere zu prüfen, ob

1. die Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung (§ 83) beachtet werden,

 

2. die personelle Organisation zweckmäßig und die Bewertung der Stellen angemessen ist,

 

3. Einrichtungen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten und in Erfüllung ihrer öffentlichen Zweck-
bestimmung betrieben werden,

 

4. der Umfang freiwilliger Leistungen der Leistungsfähigkeit entspricht,

 

5. die allgemeine Finanzkraft und der Stand der Schulden Anlass für Empfehlungen zur Änderung
der künftigen Haushaltswirtschaft geben.
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(4) 1Die überörtliche Prüfung obliegt dem Landesverwaltungsamt. 2Dieses kann mit der Wahrneh-
mung der Prüfungen geeignete Dritte beauftragen. 3Haben mehrere Prüfungseinrichtungen Prüfungs-
zuständigkeiten, sollen Doppelprüfungen vermieden werden.

(5) Die überörtliche Prüfung ist bei der Durchführung von Prüfungsaufgaben unabhängig und an Wei-
sungen nicht gebunden.

(6) 1Die zu prüfende Gemeinde hat dem Landesverwaltungsamt und den beauftragten Prüfern alle er-
betenen Auskünfte zu geben, Einsicht in Bücher und Belege, Akten und Schriftstücke zu gewähren,
sie auf Verlangen zu übersenden sowie Erhebungen an Ort und Stelle zu unterstützen. 2Dies gilt ent-
sprechend, wenn die Gemeinde Aufgaben durch Dritte wahrnehmen oder kommunale Mittel von einer
sonstigen Stelle verwalten lässt.

(7) 1Das Landesverwaltungsamt teilt das vorläufige Prüfungsergebnis in Form eines Prüfungsberichts
der geprüften Gemeinde mit. 2Diese hat hierzu innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu neh-
men. 3Das Landesverwaltungsamt kann auch Schlussbesprechungen durchführen. 4Das abschließen-
de Prüfungsergebnis wird in Form eines Schlussberichts der Gemeinde, der Kommunalaufsichtsbehör-
de, der Fachaufsichtsbehörde, sofern ihre Zuständigkeit berührt ist, und dem Rechnungshof im Rah-
men des § 91 der Landeshaushaltsordnung mitgeteilt. 5Sind in eine vergleichende Prüfung mehrere
Gemeinden einbezogen, so wird der gemeinsame Schlussbericht allen beteiligten Gemeinden zuge-
leitet. 6Ergebnisse von Wirtschaftlichkeits- und Organisationsprüfungen können darüber hinaus ver-
öffentlicht werden, wenn die in dem Bericht enthaltenen gemeindebezogenen Angaben allgemein zu-
gänglich sind.

(8) Bei Rechtsverstößen, die sich nach den Prüfungsfeststellungen ergeben, entscheidet die zuständi-
ge Aufsichtsbehörde.

(9) 1Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat über den wesentli-
chen Inhalt des Schlussberichts. 2Sie oder er legt den kompletten Schlussbericht dem Rechnungsprü-
fungsausschuss vor; für die Beratung des Schlussberichts durch den Rechnungsprüfungsausschuss
gilt § 101 Abs. 1 Satz 4 bis 6 entsprechend.

§ 124
Prüfung der Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen
ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung

(1) Die Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrech-
nung sind jährlich durch eine Abschlussprüferin oder einen Abschlussprüfer zu prüfen.

(2) 1Abschlussprüferin oder Abschlussprüfer können das Rechnungsprüfungsamt, das Rechnungsprü-
fungsamt einer anderen kommunalen Körperschaft, ein Prüfungszweckverband, vereidigte Buchprüfer
oder Buchprüferinnen und Buchprüfungsgesellschaften sowie Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprü-
ferinnen und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sein. 2Die Abschlussprüferin oder der Abschlussprüfer
wird vom Gemeinderat bestellt. 3In Gemeinden, in denen ein Rechnungsprüfungsamt besteht, soll die-
ses als Abschlussprüfer bestimmt werden. 4Die Kosten der Prüfung trägt der geprüfte Betrieb oder die
geprüfte Einrichtung.
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(3) Die Prüfung erstreckt sich auf den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, den Lage-
bericht, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung.

(4) 1Das Ministerium für Inneres und Sport wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung[6] das Nähere
zu regeln. 2Hierbei kann es Bestimmungen über das Prüfungsverfahren und über die Bestätigung des
Prüfungsergebnisses treffen.

Fußnoten

[6])
Vgl. BS- Nr. 2020- 1- 12.

V. Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§ 125
Unwirksame und nichtige Rechtsgeschäfte

(1) 1Geschäfte des bürgerlichen Rechtsverkehrs, die ohne die nach den Vorschriften des I. bis III. Ab-
schnitts erforderliche Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde abgeschlossen werden, sind un-
wirksam. 2Sie sind von Anfang an wirksam, wenn die Zustimmung erteilt wird.

(2) Rechtsgeschäfte, die gegen das Verbot der §§ 92 Abs. 6 und 93 Abs. 1 verstoßen, sind nichtig.

§ 126
Befreiung von der Genehmigungspflicht

Das Ministerium für Inneres und Sport wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung[7] Rechtsgeschäfte,
die nach den Vorschriften des I. bis III. Abschnitts der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde
bedürfen, von der Genehmigung allgemein freizustellen.

Fußnoten

[7])
Vgl. BS- Nr. 2020- 1- 2.

§ 126a
Ausnahmen zur Erprobung

1Zur Erprobung neuer Modelle der Steuerung und des Haushalts- und Rechnungswesens kann die
oberste Kommunalaufsichtsbehörde auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen von organisations- und haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes und der zur Durchführung dieses Gesetzes ergange-
nen Rechtsverordnungen zulassen. 2Die Genehmigung ist zu befristen und kann unter Bedingungen
und Auflagen erteilt werden

Vierter Teil
Kommunalaufsicht

§ 127
Grundsatz
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(1) 1Das Land beaufsichtigt die Gemeinden, um sicherzustellen, dass sie im Einklang mit den Geset-
zen verwaltet werden (Kommunalaufsicht). 2Die Aufsicht ist so zu handhaben, dass die Entschluss-
und Verantwortungsfreudigkeit der Gemeinde gefördert und nicht beeinträchtigt wird.

(2) Die Aufsicht über die den Gemeinden übertragenen staatlichen Aufgaben richtet sich nach den
hierüber erlassenen Gesetzen.

§ 128
Kommunalaufsichtsbehörden

(1) Kommunalaufsichtsbehörde der Gemeinden ist das Landesverwaltungsamt.

(2) 1Oberste Kommunalaufsichtsbehörde ist das Ministerium für Inneres und Sport. 2Soweit die Zu-
ständigkeit der oberen Kommunalaufsichtsbehörde gesetzlich bestimmt ist, tritt an ihre Stelle die
oberste Kommunalaufsichtsbehörde.

§ 129
Informationsrecht und Informationspflicht

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörden können sich jederzeit über alle Angelegenheiten der Gemeinde
unterrichten; sie können an Ort und Stelle prüfen und besichtigen, mündliche, schriftliche und elektro-
nische Berichte einfordern sowie Akten und sonstige Unterlagen einsehen.

(2) Die Gemeinden sollen die Kommunalaufsichtsbehörden über besonders wichtige oder besonders
schwierige Gemeindeangelegenheiten unterrichten.

§ 130
Beanstandungsrecht

1Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Beschlüsse des Gemeinderats, seiner Ausschüsse, eines Orts-
rats und eines Bezirksrats sowie Anordnungen der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die das
geltende Recht verletzen, beanstanden und verlangen, dass solche Beschlüsse und Anordnungen so-
wie Maßnahmen, die auf Grund dieser Beschlüsse und Anordnungen getroffen worden sind, rückgän-
gig gemacht werden. 2Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung.

§ 131
Aufhebungsrecht

(1) Kommt die Gemeinde Anordnungen der Kommunalaufsichtsbehörde gemäß § 130 innerhalb der
gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommunalaufsichtsbehörde die von ihr beanstandeten Be-
schlüsse und Anordnungen aufheben und verlangen, dass Maßnahmen, die auf Grund solcher Be-
schlüsse und Anordnungen getroffen worden sind, rückgängig gemacht werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend im Fall des § 60 Abs. 1 Satz 2; dabei bedarf es nicht der vorherigen Be-
anstandung nach § 130.

§ 132
Anordnungsrecht
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Unterlässt es die Gemeinde, Beschlüsse zu fassen oder Anordnungen zu treffen, die zur Erfüllung ei-
ner der Gemeinde gesetzlich obliegenden Verpflichtung erforderlich sind, so kann die Kommunalauf-
sichtsbehörde anordnen, dass sie innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche veranlasst.

§ 133
Ersatzvornahme

Kommt die Gemeinde einer Anordnung oder einem Verlangen der Kommunalaufsichtsbehörde nach
den §§ 129 bis 132 innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommunalaufsichtsbehörde
die erforderlichen Maßnahmen an Stelle und auf Kosten der Gemeinde selbst durchführen oder die
Durchführung einem Dritten übertragen.

§ 134
Bestellung einer Beauftragten oder eines Beauftragten

(1) 1Wenn und solange die Befugnisse der Kommunalaufsichtsbehörde nach den §§ 129 bis 133 nicht
ausreichen, um den geordneten Gang der Gemeindeverwaltung zu sichern, kann die Kommunalauf-
sichtsbehörde eine Beauftragte oder einen Beauftragten bestellen, die oder der alle oder einzelne Auf-
gaben der Gemeinde auf ihre Kosten wahrnimmt. 2Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde ist vorab
zu unterrichten.

(2) Die Beauftragte oder der Beauftragte ersetzt im Rahmen ihres oder seines Auftrags das zuständi-
ge Organ der Gemeinde.

§ 135
Form und Inhalt aufsichtsbehördlicher Entscheidungen

1Entscheidungen der Kommunalaufsichtsbehörde nach den §§ 130 bis 134 bedürfen der Schriftform.
2Sie sind zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzustellen.

§ 136
Rechtsmittel

1Die Gemeinde kann gegen Entscheidungen der Kommunalaufsichtsbehörde innerhalb eines Monats
nach Zustellung Widerspruch erheben. 2Hilft die Kommunalaufsichtsbehörde dem Widerspruch nicht
ab, so erlässt die oberste Kommunalaufsichtsbehörde einen Widerspruchsbescheid.

§ 137
Beschränkung der Kommunalaufsicht

(1) Andere Behörden und Stellen als die Kommunalaufsichtsbehörden sind zu Eingriffen in die Ge-
meindeverwaltung nach den §§ 129 bis 134 nicht befugt.

(2) Bürgerlich-rechtliche Verpflichtungen der Gemeinde, die im ordentlichen Rechtsweg zu verfolgen
sind, unterliegen nicht der Kommunalaufsicht nach den §§ 130 bis 133.

§ 138
Zwangsvollstreckung gegen Gemeinden

(1) 1Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen die Gemeinde wegen einer Geldforderung bedarf
die Gläubigerin oder der Gläubiger einer Zulassungsverfügung der Kommunalaufsichtsbehörde, es sei
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denn, dass es sich um die Verfolgung dinglicher Rechte handelt. 2In der Verfügung hat die Kommu-
nalaufsichtsbehörde die Vermögensgegenstände zu bestimmen, in die die Zwangsvollstreckung zuge-
lassen wird, und über den Zeitpunkt zu befinden, zu dem sie stattfinden soll. 3Die Durchführung der
Zwangsvollstreckung regelt sich nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung.

(2) Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gemeinde findet nicht statt.

§ 139
Beteiligung des Ministeriums für Inneres und Sport

Das Ministerium für Inneres und Sport ist, soweit nicht das Gesetz eine weitergehende Mitwirkung vor-
sieht, zu allen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsanordnungen oberster Landesbehör-
den, die sich auf die Gemeinden auswirken, zu hören.

Teil B
Landkreisordnung

Erster Teil
Grundlagen

I. Abschnitt
Wesen, Rechtsstellung und Aufgaben

§ 140
Wesen der Landkreise

(1) 1Die Landkreise sind Gemeindeverbände und Gebietskörperschaften. 2Das Gebiet des Landkreises
deckt sich mit dem Bezirk der Landrätin oder des Landrats als unterer staatlicher Verwaltungsbehör-
de.

(2) Die Landkreise erfüllen die überörtlichen, in ihrer Bedeutung auf das Kreisgebiet beschränkten öf-
fentlichen Aufgaben im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung.

§ 141
Name und Sitz

(1) 1Die Landkreise führen ihre bisherigen Namen. 2Der Name eines neu gebildeten Landkreises wird
durch Gesetz bestimmt. 3Das Ministerium für Inneres und Sport kann auf Antrag eines Landkreises
dessen Namen ändern.

(2) 1Die Landkreise behalten den bisherigen Sitz der Kreisverwaltung. 2Das Ministerium für Inneres
und Sport kann auf Antrag eines Landkreises einen anderen Sitz der Kreisverwaltung bestimmen. 3Der
Sitz der Kreisverwaltung eines neu gebildeten Landkreises wird durch Gesetz bestimmt.

(3) Das Ministerium für Inneres und Sport macht die Bestimmung und die Änderung des Namens eines
Landkreises und des Sitzes der Kreisverwaltung öffentlich bekannt.

§ 142
Wappen, Farben und Dienstsiegel

(1) 1Die Landkreise führen ihre bisherigen Wappen und Farben. 2Das Ministerium für Inneres und
Sport kann Landkreisen auf ihren Antrag das Recht verleihen, Wappen und Farben zu führen; es kann
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Wappen und Farben auf Antrag der Landkreise ändern. 3Wappen der Landkreise dürfen von Dritten
nur mit Genehmigung der Landkreise verwendet werden.

(2) 1Die Landkreise führen Dienstsiegel. 2Landkreise, die zum Führen eines Wappens berechtigt sind,
führen dieses Wappen in ihrem Dienstsiegel; die übrigen Landkreise führen als Siegel das Bild des
kleinen Landessiegels[8] mit einer den Landkreis bezeichnenden Umschrift.

Fußnoten

[8])
Vgl. Anl. 8 in BS-Nr. 1130-1.

§ 143
Selbstverwaltungsangelegenheiten

(1) 1Die Landkreise erfüllen in ihrem Gebiet die ihnen durch Gesetz zur Pflicht gemachten Selbstver-
waltungsaufgaben der durch das Kreisgebiet begrenzten überörtlichen Gemeinschaft. 2Durch Gesetz
kann ihnen die Erfüllung weiterer Selbstverwaltungsaufgaben zur Pflicht gemacht werden; dabei sind
gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. 3Führt die Übertragung neuer Auf-
gaben durch Gesetz oder die Veränderung bestehender Aufgaben durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Landkreise, ist dafür aufgrund einer Kos-
tenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen. 4Das Nähere regelt ein
Gesetz. 5Verordnungen über die Durchführung solcher Gesetze sowie Verordnungen nach Satz 3 be-
dürfen der Zustimmung des Ministeriums für Inneres und Sport.

(2) Die Landkreise erfüllen in ihrem Gebiet die freiwillig übernommenen, überörtlichen Selbstverwal-
tungsaufgaben im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung.

(3) 1Ihre Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion können die Landkreise nur in Zusammenarbeit mit ein-
zelnen oder mehreren kreisangehörigen Gemeinden wahrnehmen; eine Unterstützung durch andere
Personen des öffentlichen Rechts oder des Privatrechts ist zulässig. 2Dies gilt nicht, soweit Aufgaben
in grenzüberschreitender Zusammenarbeit erledigt werden. 3Zu den Ergänzungsfunktionen gehört
die Beteiligung an der kommunalen Energieversorgung. 4Aufgaben der Volksbildung nach Artikel 32
der Verfassung des Saarlandes können anstelle einer Kooperation nach Satz 1 auch im Einvernehmen
mit einem Bildungsbeirat wahrgenommen werden; für den Bildungsbeirat gelten die Vorschriften über
den Kooperationsrat entsprechend.

(4) 1Die Landkreise haben bei der Aufgabenerfüllung die gebotene Rücksicht auf die Leistungsfähig-
keit der kreisangehörigen Gemeinden zu nehmen. 2Bei der Erfüllung der Aufgaben gilt § 5 Abs. 2 ent-
sprechend. 3In Selbstverwaltungsangelegenheiten sind die Landkreise nur an die Gesetze gebunden.

 

§ 144
Auftragsangelegenheiten

(1) 1Die Landkreise erfüllen die ihnen übertragenen staatlichen Aufgaben nach Weisung der zuständi-
gen Behörden (Auftragsangelegenheiten). 2§ 7 bleibt unberührt.
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(2) 1Neue Auftragsangelegenheiten können den Landkreisen nur durch Gesetz übertragen werden;
dabei sind gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. 2Führt die Übertra-
gung neuer Aufgaben durch Gesetz oder die Veränderung bestehender Aufgaben durch Gesetz oder
Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Landkreise, ist dafür auf-
grund einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen. 3Das Nä-
here regelt ein Gesetz.

(3) 1Die Landkreise sind bei der Erfüllung von Auftragsangelegenheiten zur Geheimhaltung verpflich-
tet, soweit dies von den zuständigen Behörden angeordnet wird. 2Sie haben hierbei die für die staatli-
chen Behörden geltenden Vorschriften zu beachten. 3Das Ministerium für Inneres und Sport kann hier-
zu weitere Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 145
Kommunale Gemeinschaftsarbeit

1Landkreise können zur gemeinsamen Erfüllung bestimmter Aufgaben Zweckverbände oder Arbeits-
gemeinschaften bilden oder öffentlich-rechtliche Vereinbarungen[9] abschließen. 2Das Nähere wird
durch Gesetz[10] bestimmt.

Fußnoten

[9])
Vgl. öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Vertretung und die Rufbereitschaft der Veteri-
när- und Gesundheitsämter der Landkreise und des Stadtverbandes vom 11. September 1997
(Amtsbl. 1998 S. 551).

[10])
Vgl. BS- Nr. 2020- 5.

§ 146
Sicherung der Mittel

(1) 1Die Landkreise regeln ihre Finanzwirtschaft in eigener Verantwortung. 2Sie haben das Recht,
Steuern und sonstige Abgaben sowie Umlagen nach Maßgabe der Gesetze zu erheben.

(2) Soweit die eigenen Einnahmen der Landkreise nicht ausreichen, sichert das Land den Landkreisen
die zur Durchführung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel im Rahmen
des kommunalen Finanzausgleichs.

§ 147
Satzungen

(1) 1Die Landkreise können ihre Selbstverwaltungsangelegenheiten durch Satzung regeln. 2Sie können
mit gesetzlicher Ermächtigung auch in Auftragsangelegenheiten Satzungen erlassen.

(2) Für den Inhalt von Satzungen, das Verfahren bei ihrem Erlass und die Genehmigungspflicht gelten
die Vorschriften der Gemeindeordnung entsprechend.

II. Abschnitt
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Kreisgebiet

§ 148
Gebietsbestand

(1) 1Das Kreisgebiet besteht aus dem Gebiet der nach geltendem Recht zum Landkreis gehörenden
Gemeinden. 2Grenzstreitigkeiten entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde.

(2) Das Gebiet eines Landkreises soll so bemessen sein, dass die örtliche Verbundenheit der Gemein-
den des Landkreises gewahrt und die Leistungsfähigkeit des Landkreises zur Erfüllung seiner Aufga-
ben gesichert ist.

§ 149
Gebietsänderungen

(1) 1Aus Gründen des öffentlichen Wohles können Grenzen von Landkreisen geändert, Landkreise auf-
gelöst oder neu gebildet werden. 2Die beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind zu hören.

(2) Gebietsänderungen erfolgen durch Gesetz.

(3) 1Werden durch die Änderung von Gemeindegrenzen die Grenzen von Landkreisen berührt, so be-
wirkt die Änderung der Gemeindegrenzen ohne weiteres die Änderung der Landkreisgrenzen. 2Vor der
Entscheidung über die Änderung der Gemeindegrenzen sind die betreffenden Landkreise zu hören.

§ 150
Auseinandersetzung

(1) 1Bei Gebietsänderungen sollen die beteiligten Landkreise die näheren Bedingungen, insbesondere
die Auseinandersetzung, die Rechtsnachfolge, das Ortsrecht und die neue Verwaltung, durch Vertrag
regeln. 2Der Vertrag bedarf der Zustimmung des Ministeriums für Inneres und Sport; es macht ihn öf-
fentlich bekannt. 3Kommt ein Vertrag nicht zustande, so erlässt das Ministerium für Inneres und Sport
die notwendigen Bestimmungen. 4Das Gleiche gilt, soweit der Vertrag eine erschöpfende Regelung
nicht enthält. 5Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Die nach Absatz 1 vertraglich oder durch das Ministerium für Inneres und Sport getroffenen Re-
gelungen begründen Rechte und Pflichten der Beteiligten und bewirken den Übergang, die Beschrän-
kung oder Aufhebung von dinglichen Rechten. 2Die Kommunalaufsichtsbehörde beantragt die Berich-
tigung des Grundbuchs und anderer öffentlicher Bücher; sie ist befugt, Unschädlichkeitszeugnisse
auszustellen.

(3) 1Rechtshandlungen, die aus Anlass von Änderungen des Kreisgebiets erforderlich werden, sind frei
von öffentlichen Abgaben. 2Das Gleiche gilt für Berichtigungen, Löschungen und sonstige Eintragun-
gen gemäß Absatz 2 Satz 2.

III. Abschnitt
Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises

§ 151
Begriff
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Einwohnerin oder Einwohner des Landkreises ist, wer in einer dem Landkreis angehörenden Gemein-
de wohnt.

§ 152
Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und Einwohner

1Die Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises sind im Rahmen der bestehenden Vorschriften
berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen des Landkreises zu benutzen und verpflichtet, zu den Las-
ten des Landkreises beizutragen. 2Dies gilt auch für Grundbesitzerinnen, Grundbesitzer und Gewer-
betreibende im Landkreis, die nicht im Landkreis wohnen, sowie für juristische Personen und nicht
rechtsfähige Personenvereinigungen.

§ 153
Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger der kreisangehörigen Gemeinden

1Die Bürgerinnen und Bürger der kreisangehörigen Gemeinden sind bei der Wahl zum Kreistag nach
Maßgabe des Kommunalwahlgesetzes wahlberechtigt und wählbar. 2Sie sind zu ehrenamtlicher Tätig-
keit für den Landkreis verpflichtet. 3Die Vorschriften der Gemeindeordnung über ehrenamtliche Tätig-
keit gelten entsprechend.

§ 153a
Einwohner-, Bürgerbeteiligung

(1) Die Vorschriften der Gemeindeordnung über die Einwohnerfragestunde, die Einwohnerbefragung
und den Einwohnerantrag gelten für die Landkreise entsprechend.

(2) Die Vorschriften der Gemeindeordnung über Bürgerbegehren und Bürgerentscheid gelten mit der
Maßgabe, dass ein Bürgerbegehren

in Landkreisen bis 120.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 6.000,

in Landkreisen mit mehr als 120.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, aber nicht mehr als 240.000
Einwohnerinnen und Einwohnern von 12.000,

und in Landkreisen mit mehr als 240.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 24.000

Bürgerinnen und Bürgern unterzeichnet sein muss, für die Landkreise entsprechend.

§ 154
Anschluss- und Benutzungszwang

1Der Landkreis kann bei öffentlichem Bedürfnis durch Satzung den Anschluss- und Benutzungszwang
für öffentliche Einrichtungen des Landkreises anordnen. 2Die Vorschriften der Gemeindeordnung gel-
ten entsprechend.

Zweiter Teil
Organe und Verwaltung

I. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 155

- Seite 88 von 111 -



Organe

Organe des Landkreises sind der Kreistag, der Kreisausschuss und die Landrätin oder der Landrat.

II. Abschnitt
Kreistag

§ 156
Zusammensetzung und Wahl des Kreistages

(1) Der Kreistag besteht aus den von den Bürgerinnen und Bürgern der kreisangehörigen Gemeinden
in allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelbarer und freier Wahl gewählten Mitgliedern.

(2) Die Zahl der Mitglieder des Kreistages beträgt in Landkreisen

bis zu 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 27,

mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern  

  bis zu 200.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 33,

mit mehr als 200.000 Einwohnerinnen und Einwohnern  

  bis zu 300.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 39,

mit mehr als 300.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 45.

(3) Das Nähere über Wahl und Ergänzung des Kreistages bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

§ 157
Rechtsstellung der Mitglieder des Kreistages

(1) 1Die Mitglieder des Kreistages sind ehrenamtlich tätig. 2Sie handeln nach ihrer freien, nur durch
die Rücksicht auf das Gemeinwohl bestimmten Gewissensüberzeugung. 3Sie sind an Aufträge und
Weisungen nicht gebunden.

(2) 1Die Mitglieder des Kreistages haben die ihnen obliegenden Pflichten gewissenhaft zu erfüllen, ins-
besondere an den Sitzungen des Kreistages teilzunehmen. 2Die Vorschriften der Gemeindeordnung
über Treuepflicht, Mitwirkungsverbot bei Interessenwiderstreit, Heilung bei Verfahrensmängeln, Ent-
schädigung bei ehrenamtlicher Tätigkeit sowie die Regelungen über die Verhängung eines Ordnungs-
gelds nach § 33 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

(3) Die Mitglieder des Kreistages werden vor ihrem Amtsantritt in öffentlicher Sitzung von der Landrä-
tin oder vom Landrat durch Handschlag zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Ausübung ihres Am-
tes und zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(4) 1Mitglieder des Kreistages, die derselben Partei oder politischen Gruppierung mit im Wesentlichen
gleicher politischer Zielsetzung angehören, können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. 2Eine
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Fraktion muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. 3Die näheren Einzelheiten über die Bildung
der Fraktionen, ihre Rechte und Pflichten regelt die Geschäftsordnung.

§ 158
Amtszeit

(1) 1Die Amtszeit des Kreistages beträgt fünf Jahre; sie beginnt am fünfzehnten auf den Wahltag fol-
genden Tag, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit des bisherigen Kreistages. 2Endet die Amtszeit des
bisherigen Kreistages vor dem fünfzehnten auf den Tag der Wahl des neues Kreistages folgenden Tag,
so verlängert sich die Amtszeit bis zum Beginn der Amtszeit des neu gewählten Kreistages, längstens
jedoch um einen Monat.

(2) 1Mitglieder des Kreistages scheiden mit dem Verlust der Wählbarkeit aus ihrem Amt aus. 2Die Mit-
glieder des Kreistages können ihr Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber der Landrätin
oder dem Landrat niederlegen; die Erklärung ist unwiderruflich. 3Die sonstigen besonderen Vorschrif-
ten über die vorzeitige Beendigung der Amtszeit des Kreistages bleiben unberührt.

(3) 1Ist die Wahl von Mitgliedern des Kreistages rechtskräftig für ungültig erklärt worden, führen die-
se die Geschäfte bis zum Beginn der Amtszeit des aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten
Kreistages weiter. 2Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit dieser Mitglieder des Kreistages im Zeitraum
bis zum Beginn der Amtszeit des aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten Kreistages wird
durch die Ungültigkeit ihrer Wahl nicht berührt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 58 in
Verbindung mit § 48 Absatz 3 Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes bis zum Ablauf des Tages der öffent-
lichen Bekanntmachung des berichtigten Wahlergebnisses entsprechend.

(4) 1In den Fällen des § 58 in Verbindung mit § 49 des Kommunalwahlgesetzes endet die Amtszeit des
aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten Kreistages mit dem Ablauf der allgemeinen Amts-
zeit. 2Findet eine Neuwahl im gesamten Wahlgebiet innerhalb von sechs Monaten vor Ablauf der all-
gemeinen Amtszeit statt, so endet die Amtszeit des aufgrund der Neuwahl neu gebildeten Kreistages
erst mit dem Ende der nächsten allgemeinen Amtszeit.

(5) Die Feststellung über den Verlust der Wählbarkeit und das Ausscheiden aus dem Kreistag trifft der
Kreistag.

§ 159
Aufgaben des Kreistages

(1) Der Kreistag beschließt über alle Selbstverwaltungsangelegenheiten des Landkreises, für die seine
ausschließliche Zuständigkeit gesetzlich bestimmt ist oder für die er sich die Entscheidung ausdrück-
lich vorbehalten hat.

(2) Über andere als Selbstverwaltungsangelegenheiten des Landkreises kann der Kreistag nur be-
schließen, wenn besondere gesetzliche Vorschriften dies zulassen.

§ 160
Vorbehaltene Aufgaben

1Der Kreistag kann die Entscheidung über folgende Angelegenheiten nicht übertragen:
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1. die Bestimmung und die Änderung des Namens und des Sitzes des Landkreises sowie von Wap-
pen und Farben des Landkreises;

 

2. die Änderung des Kreisgebiets;

 

3. den Ausschluss wegen Interessenwiderstreits im Kreistag sowie die Feststellung über den Ver-
lust der Wählbarkeit und das Ausscheiden aus dem Kreistag;

 

4. die auf Grund der Gesetze vom Kreistag vorzunehmenden Wahlen;

 

5. die Aufstellung von Grundsätzen für die Ernennung und Entlassung der Beamtinnen und Beam-
ten und die Einstellung, Einstufung und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
des Landkreises, soweit hierüber im geltenden Beamten- und Arbeitsrecht keine Vorschriften
enthalten sind;

 

6. den Abschluss von Tarifverträgen oder den Beitritt zu einem Arbeitgeberverband;

 

7. die Ernennung und Entlassung von leitenden Beamtinnen und Beamten sowie die Einstellung
und Entlassung von leitenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern;

 

8. die Berufung der Mitglieder des Kreisausschusses sowie die Bildung und Auflösung von Kreis-
tagsausschüssen und die Berufung der Mitglieder dieser Ausschüsse;

 

9. die Übernahme von Selbstverwaltungsaufgaben kreisangehöriger Gemeinden;

 

10. den Erlass der Geschäftsordnung;

 

11. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen;

 

12. die Festsetzung der Kreisumlage sowie die allgemeine Festsetzung öffentlicher Abgaben und
allgemeiner privatrechtlicher Entgelte;

 

13. den Erlass der Haushaltssatzung, die Zustimmung zu erheblichen überplanmäßigen und außer-
planmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen oder derartigen Verpflichtungsermächtigungen
sowie die Festsetzung des Investitionsprogramms;

 

14. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung der Landrätin oder des Landrats;

 

15. den Erwerb von Vermögensgegenständen und die Verfügung über Vermögen des Landkreises,
soweit der Vermögensgegenstand eine vom Kreistag allgemein festgesetzte Wertgrenze über-
steigt;

 

15a. die Feststellung und die Änderung des Wirtschaftsplans sowie die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Behandlung des Ergebnisses von Eigenbetrieben und sonstigen Unterneh-
men ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Sonderrechnung;
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15b. die vollständige oder teilweise Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften über
die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen auf Unternehmen ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit;

 

16. die Errichtung, Übernahme und Erweiterung, die Änderung der Rechtsform und die vollständige
oder teilweise Veräußerung von öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen;

 

17. die unmittelbare und mittelbare Beteiligung, die Änderung und die vollständige oder teilweise
Veräußerung einer solchen Beteiligung an einem Unternehmen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts;

 

18. die Umwandlung des Zwecks und die Aufhebung einer Stiftung einschließlich der Entscheidung
über den Verbleib des Stiftungsvermögens;

 

19. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Bestellung an-
derer Sicherheiten für Dritte sowie solche Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirtschaft-
lich gleichkommen, soweit sie eine vom Kreistag allgemein festgesetzte Wertgrenze überstei-
gen;

 

20. die Bestellung und die Abberufung der Leiterin oder des Leiters des Rechnungsprüfungsamts;

 

21. die Geltendmachung von Ansprüchen des Landkreises gegen die Landrätin oder den Landrat
und Mitglieder des Kreistages sowie die Genehmigung von Verträgen des Landkreises mit der
Landrätin oder dem Landrat oder mit Mitgliedern des Kreistages; ausgenommen sind Verträge
nach feststehenden Tarifen und Verträge, die sich innerhalb einer vom Kreistag allgemein fest-
gesetzten Wertgrenze halten;

 

22. den Beitritt zu Zweckverbänden oder anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts und den
Austritt aus diesen sowie den Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen;

 

23. die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche Verpflichtung besteht;

 

24. die Führung eines Rechtsstreits von erheblicher Bedeutung;

 

25. den Verzicht auf Ansprüche des Landkreises und den Abschluss von Vergleichen, soweit eine
vom Kreistag allgemein festgesetzte Wertgrenze überschritten wird,

 

2Dies gilt nicht für Angelegenheiten der Nummern 7, 12, 15, 19 und 25, wenn diese Angelegenheiten
dem Werksausschuss (§ 189 Abs. 2) oder der Werkleitung eines Eigenbetriebs übertragen werden sol-
len, mit Ausnahme der Bestellung einer Werkleitung und der Festsetzung der Kreisumlage.

§§ 161 bis 170
(aufgehoben)

§ 171
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung

Für den Kreistag gelten sinngemäß die Vorschriften der Gemeindeordnung über
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1. Zuständigkeit bei Interessenwiderstreit (§ 36),

 

2. Auskunftsrecht (§ 37), mit der Maßgabe, dass dies auch für die Beschlüsse des Kreisausschus-
ses gilt,

 

3. Sitzungszwang (§ 38),

 

4. Geschäftsordnung (§ 39),

 

5. Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 40),

 

6. Einberufung und Tagesordnung (§ 41), mit der Maßgabe, dass die Einberufungsfrist mindestens
fünf Tage beträgt und das Antragsrecht nach § 41 Abs. 1 Satz 2 auch dem Kreisausschuss zu-
steht,

 

7. Vorsitz (§ 42),

 

8. Aufgaben der oder des Vorsitzenden (§ 43),

 

9. Beschlussfähigkeit (§ 44),

 

10. Beschlussfassung (§ 45),

 

11. Wahlen (§ 46),

 

12. Niederschrift (§ 47),

 

13. Hinzuziehung von Sachverständigen und anderen Personen zu den Sitzungen (§ 49),

 

14. Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder (§ 51),

 

15. Videokonferenzen und Hybridsitzungen in außerordentlichen Notlagen (§ 51a) mit der Maßga-
be, dass die Aufgaben des Finanzausschusses nach § 51a Absatz 5 vom Kreisausschuss wahr-
genommen werden.

 

§ 172
Kreistagsausschüsse

(1) 1Der Kreistag kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse aus seiner Mitte Ausschüsse bilden (Kreis-
tagsausschüsse). 2Für Rechnungsprüfungsangelegenheiten ist ein solcher Ausschuss zu bilden; für An-
gelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes bildet der Kreistag einen eigenen Ausschuss oder weist
sie einem bestimmten Ausschuss zu.

(2) 1Die Sitzungen der Kreistagsausschüsse sind nicht öffentlich. 2Die öffentliche Bekanntmachung der
Einberufung entfällt.
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(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschüsse (§ 48) sinnge-
mäß, wobei die Einberufungsfrist mindestens fünf Tage beträgt und § 37 keine Anwendung findet.

§ 173
Vorzeitige Beendigung der Amtszeit des Kreistages

(1) 1Das Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten hat einen Kreistag aufzulösen, wenn die
Zahl der Mitglieder des Kreistages auf weniger als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder ge-
sunken ist und Ersatzleute nicht zur Verfügung stehen. 2Die Landesregierung kann auf Antrag des Mi-
nisteriums für Inneres und Europaangelegenheiten einen Kreistag auflösen, wenn eine ordnungsge-
mäße Erledigung der Kreisaufgaben in anderer Weise auf Dauer nicht gesichert ist. 3Die Entscheidung
über die Auflösung des Kreistages ist durch das Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten
öffentlich bekannt zu machen. 4Nach unanfechtbar gewordener Auflösung des Kreistages findet eine
Neuwahl innerhalb von drei Monaten statt.

(2) 1Ändert sich bei einer Gebietsänderung die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner, so endet die
Amtszeit des Kreistages mit dem In-Kraft-Treten der Gebietsänderung; es findet innerhalb von drei
Monaten eine Neuwahl statt. 2Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Zahl der aufgenommenen Ein-
wohnerinnen und Einwohner im Verhältnis zu der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des auf-
nehmenden Landkreises oder die Zahl der abgegebenen Einwohnerinnen und Einwohner im Verhältnis
zu der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des abgebenden Landkreises unbedeutend ist und die
Struktur des Landkreises nur unwesentlich verändert wird; die Entscheidung trifft das Ministerium für
Inneres und Sport.

(3) 1Die Amtszeit des nach Absatz 1 Satz 4 oder nach Absatz 2 neu gewählten Kreistages endet mit
dem Ablauf der allgemeinen Amtszeit. 2Findet eine Neuwahl innerhalb von sechs Monaten vor Ab-
lauf der allgemeinen Amtszeit statt, so endet die Amtszeit des aufgrund der Neuwahl neu gebildeten
Kreistages erst mit dem Ende der nächsten allgemeinen Amtszeit.

(4) Das Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

III. Abschnitt
Kreisausschuss

§ 174
Zusammensetzung, Berufung und Amtszeit

(1) 1Der Kreisausschuss besteht bei einer gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Kreistages

von 27 aus 9 Mitgliedern,

von 33 aus 11 Mitgliedern,

von 39 aus 13 Mitgliedern,

von 45 aus 15 Mitgliedern.

2Die Mitglieder des Kreisausschusses werden vom Kreistag aus seiner Mitte berufen. 3Für die Berufung
und Vertretung gelten die Vorschriften des § 48 Abs. 2 und 3 Sätze 1 und 2 entsprechend.
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(2) Die Beendigung der Mitgliedschaft zum Kreistag hat das Ausscheiden aus dem Kreisausschuss zur
Folge.

(3) Die Mitglieder des Kreisausschusses können ihr Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung gegen-
über der Landrätin oder dem Landrat niederlegen; die Erklärung ist unwiderruflich.

§ 175
Rechtsstellung, Aufgaben

(1) Für die Rechtsstellung der Mitglieder des Kreisausschusses gelten die Vorschriften über die
Rechtsstellung der Mitglieder des Kreistages entsprechend.

(2) Der Kreisausschuss entscheidet über Selbstverwaltungsangelegenheiten des Landkreises, für die
der Kreistag nicht ausschließlich zuständig ist oder für die der Kreistag sich die Entscheidung nicht
ausdrücklich vorbehalten hat.

(3) 1Der Kreisausschuss entscheidet in dringenden Fällen, die aus Gründen des Gemeinwohls keinen
Aufschub bis zur nächsten Sitzung des Kreistages dulden, an Stelle des Kreistages. 2Der Kreisaus-
schuss hat den Kreistag unverzüglich zu unterrichten. 3Der Kreistag kann die Entscheidung des Kreis-
ausschusses aufheben, soweit nicht schon Rechte anderer als Folge der Entscheidung entstanden
sind.

(4) 1Der Kreisausschuss bereitet alle Angelegenheiten, über die der Kreistag zu entscheiden hat, vor.
2Dies gilt nicht, wenn der Kreistag ohne Vorbereitung entscheiden will oder die Vorbereitung einem
seiner Ausschüsse übertragen hat.

§ 176
Verfahren des Kreisausschusses

(1) 1Der Kreisausschuss verhandelt und beschließt in öffentlichen Sitzungen. 2Die Sitzungen sind nicht
öffentlich, soweit es sich um Angelegenheiten handelt, die der Kreisausschuss nach § 175 Abs. 4 für
den Kreistag vorbereitet.

(2) 1Die Landrätin oder der Landrat führt den Vorsitz im Kreisausschuss. 2Sie oder er hat kein Stimm-
recht. 3Die Kreisbeigeordneten vertreten sie oder ihn in der Reihenfolge ihrer Vertretungsbefugnis.
4Eine Kreisbeigeordnete oder ein Kreisbeigeordneter, die oder der die Landrätin oder den Landrat im
Vorsitz vertritt, hat nur dann Stimmrecht, wenn sie oder er Mitglied des Ausschusses ist.

(3) Im Übrigen gelten für den Kreisausschuss die Vorschriften über den Kreistag entsprechend.

IV. Abschnitt
Landrätin, Landrat und Kreisbeigeordnete

§ 177
Landrätin, Landrat

(1) 1Die Landrätin oder der Landrat wird von den Bürgerinnen und Bürgern der kreisangehörigen Ge-
meinden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gleichzeitig mit dem Kreis-
tag gewählt. 2Sie oder er ist Beamtin oder Beamter auf Zeit.
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(2) Die Landrätin oder der Landrat oder eine andere leitende Beamtin oder ein anderer leitender Be-
amter des Landkreises muss die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst oder zum Richteramt
besitzen.

(3) Auf die Landrätin oder den Landrat finden die für die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister gel-
tenden Vorschriften der Gemeindeordnung über die Rechtsstellung, die Amtszeit, die Eignung, die
Ausschreibung, die Wahl, die Wahlanfechtung, die Abwahl und den Ruhestand auf Antrag aus beson-
derem Grund entsprechende Anwendung.

§ 178
Aufgaben der Landrätin oder des Landrates

(1) Die Landrätin oder der Landrat ist die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter des
Landkreises.

(2) 1Die Landrätin oder der Landrat leitet die Verwaltung des Landkreises. 2Sie oder er bereitet die Be-
schlüsse des Kreisausschusses vor und führt die Beschlüsse des Kreistages und des Kreisausschusses
aus. 3Sie oder er erledigt die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihr oder ihm übertragenen
Selbstverwaltungsangelegenheiten des Landkreises. 4Die Landrätin oder der Landrat ist allein zustän-
dig, soweit gesetzlich eine Anhörung des Landkreises vorgeschrieben und die Angelegenheit im Inter-
esse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder ge-
heim zu halten ist.

(3) Die Landrätin oder der Landrat erledigt die dem Landkreis übertragenen staatlichen Aufgaben
(Auftragsangelegenheiten), soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(4) 1Die Landrätin oder der Landrat ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter und oberste Dienst-
behörde der Kreisbediensteten und der Kreisbeigeordneten. 2Ihr oder ihm obliegt die Ernennung und
Entlassung der Beamtinnen und Beamten sowie die Einstellung, Einstufung und Entlassung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer nach den Beschlüssen des Kreistages und des Kreisausschusses.

(5) Die Befugnisse der oder des Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde nimmt gegen-
über der Landrätin oder dem Landrat in den Fällen des § 8 Abs. 1, § 58 Abs. 1 und § 59 Abs. 2 des
Saarländischen Beamtengesetzes und des § 83 Abs. 2 des Saarländischen Disziplinargesetzes die
Kommunalaufsichtsbehörde, im Fall des § 85 des Saarländischen Beamtengesetzes der Kreistag, im
Übrigen die oder der zur Vertretung der Landrätin oder des Landrats berufene Kreisbeigeordnete
wahr.

§ 179
Widerspruchs- und Vorlagepflicht bei rechtswidrigen Beschlüssen

(1) 1Die Landrätin oder der Landrat ist verpflichtet, rechtswidrigen Beschlüssen des Kreistages und
des Kreisausschusses unverzüglich zu widersprechen. 2Halten der Kreistag oder der Kreisausschuss
im Fall des Widerspruchs ihren Beschluss aufrecht, so hat die Landrätin oder der Landrat die Entschei-
dung der Kommunalaufsichtsbehörde einzuholen.

(2) Beschlüsse, über deren Rechtmäßigkeit die Landrätin oder der Landrat im Zweifel sein muss, hat
sie oder er der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen; über die Vorlage von Kreistagsbeschlüssen
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hat sie oder er die Mitglieder des Kreistages, über die Vorlage von Kreisausschussbeschlüssen hat sie
oder er die Mitglieder des Kreisausschusses unverzüglich zu unterrichten.

(3) Widerspruch und Vorlage haben aufschiebende Wirkung.

§ 180
Anordnungsbefugnis der Landrätin oder des Landrats in dringenden Fällen

(1) 1Die Landrätin oder der Landrat ist berechtigt, dringende Maßnahmen, die aus Gründen des Ge-
meinwohls keinen Aufschub dulden, auch ohne Beschluss des Kreistages oder des Kreisausschusses
anzuordnen. 2Dabei hat sie oder er

1. in Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließlich zuständig ist oder sich seine Entschei-
dung ausdrücklich vorbehält, den Kreistag,

 

2. in allen übrigen Angelegenheiten den Kreisausschuss unverzüglich zu unterrichten.

 

(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 kann der Kreistag, im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 der Kreisausschuss die
Anordnung der Landrätin oder des Landrats aufheben, soweit nicht schon Rechte anderer durch die
Ausführung der Anordnung entstanden sind.

§ 181
Verpflichtungserklärungen

(1) 1Erklärungen, durch die der Landkreis verpflichtet werden soll, sowie Erklärungen, durch die der
Landkreis auf Rechte verzichtet, müssen schriftlich oder elektronisch erfolgen. 2Erklärungen in Schrift-
form sind nur rechtsverbindlich, wenn sie von der Landrätin oder vom Landrat oder der allgemeinen
Vertreterin oder dem allgemeinen Vertreter unter Beifügung der Amtsbezeichnung und des Dienstsie-
gels handschriftlich unterzeichnet sind. 3Erklärungen in elektronischer Form sind nur rechtsverbind-
lich, wenn sie mit einer dauerhaft überprüfbaren Signatur und dem elektronischen Dienstsiegel verse-
hen sind.

(2) 1Wird für ein Geschäft oder einen Kreis von Geschäften eine Bevollmächtigte oder ein Bevollmäch-
tigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der Form des Absatzes 1. 2Die im Rahmen dieser Vollmacht ab-
gegebenen Erklärungen müssen schriftlich oder elektronisch erfolgen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Erklärungen in den Geschäften der laufenden Verwaltung.

§ 182
Vertretung der Landrätin oder des Landrates

(1) 1Die Landrätin oder der Landrat wird im Fall ihrer oder seiner Verhinderung durch Kreisbeigeord-
nete in der vom Kreistag festgesetzten Reihenfolge vertreten. 2Die erste Stellvertreterin oder der ers-
te Stellvertreter der Landrätin oder des Landrats führt die Bezeichnung Erste Kreisbeigeordnete oder
Erster Kreisbeigeordneter.

(2) Im Fall gleichzeitiger Verhinderung der Landrätin oder des Landrats und der Kreisbeigeordneten
wählt der Kreistag für die Dauer der Verhinderung eine besondere Vertreterin oder einen besonderen
Vertreter aus seiner Mitte.
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§ 183
Übertragung von Aufgaben der Landrätin oder des Landrats

Die Landrätin oder der Landrat kann mit Zustimmung des Kreistages Kreisbeigeordneten bestimmte
Geschäftszweige zur Erledigung übertragen.

§ 184
Kreisbeigeordnete

(1) Jeder Landkreis hat zwei Kreisbeigeordnete.

(2) Die Zahl der Kreisbeigeordneten kann durch Beschluss des Kreistages in Landkreisen

mit mehr als 100.000 bis zu 200.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern

auf 3,

mit mehr als 200.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf 4

erhöht werden.

(3) 1Die Kreisbeigeordneten sind Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte. 2Die Vorschriften der Gemein-
deordnung über die ehrenamtlichen Beigeordneten gelten entsprechend.

V. Abschnitt
Kreisbedienstete

§ 185
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung

Für die Kreisbediensteten gelten sinngemäß die Vorschriften der Gemeindeordnung über die Gemein-
debediensteten.

§ 186
Kreisfrauenbeauftragte

1Landkreise müssen eine hauptamtliche Kreisfrauenbeauftragte bestellen. 2Für die Kreisfrauenbeauf-
tragte gilt § 79a entsprechend.

§§ 187 und 188
(aufgehoben)

Dritter Teil
Kreiswirtschaft

§ 189
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Kreiswirtschaft die Vorschriften der
Gemeindeordnung über die Gemeindewirtschaft entsprechend.

(2) Für Werksausschüsse nach § 109 Abs. 2 gelten die Bestimmungen der Gemeindeordnung über
Ausschüsse (§ 48) sinngemäß, wobei die Einberufungsfrist mindestens fünf Tage beträgt.
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§ 189a
Haushaltsausgleich

(1) 1Der Haushalt muss in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. 2Er ist
ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen
erreicht. 3Absätze 2 und 3 bleiben unberührt.

(2) Nach Ermittlung des Jahresergebnisses der Ergebnisrechnung sind

1. ein Unterschiedsbetrag, der sich aus dem Umlagebedarf nach § 4 Abs. 2 Satz 1 und dem Umla-
gebedarf nach § 4 Abs. 2 Satz 2 des Kommunalfinanzausgleichsgesetzes ergibt, von der allge-
meinen Rücklage abzubuchen oder dieser zuzuführen,

 

2. ein Mehrertrag bei der Umlage infolge der Einrechnung eines Haushaltsfehlbetrags nach § 19
a Abs. 4 des Kommunalfinanzausgleichsgesetzes mit dem dafür gebildeten Ergebnisvortrag zu
verrechnen,

 

3. ein Mehr- oder Minderertrag bei der Umlage infolge eines nach Absatz 3 in einem Vorjahr ent-
standenen Jahresüberschusses oder Jahresfehlbetrages mit dem dafür gebildeten Ergebnisvor-
trag zu verrechnen.

 

(3) Verbleibt nach Vornahme der Verrechnungen nach Absatz 2 ein Jahresüberschuss oder ein Jahres-
fehlbetrag, so ist dieser auf neue Rechnung vorzutragen und spätestens im zweitfolgenden Haushalts-
jahr in den Umlagebedarf nach § 4 Abs. 2 des Kommunalfinanzausgleichsgesetzes einzurechnen.

(4) § 82 Abs. 3 bis 6 und § 82a finden für die Landkreise keine Anwendung.

§ 190
Rechnungsprüfungsamt

(1) Jeder Landkreis hat ein Rechnungsprüfungsamt.

(2) Für die Rechtsstellung und die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts gelten die Vorschriften der
Gemeindeordnung über die Rechtsstellung und die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts entspre-
chend.

§ 191
Überörtliche Prüfung

(1) Die überörtliche Prüfung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens der Landkreise obliegt
dem Landesverwaltungsamt.

(2) § 123 gilt entsprechend.

Vierter Teil
Kommunalaufsicht

§ 192
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung
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Für die Kommunalaufsicht über die Landkreise gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung über die
Kommunalaufsicht entsprechend, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§ 193
Kommunalaufsichtsbehörden

(1) Kommunalaufsichtsbehörde der Landkreise ist das Landesverwaltungsamt.

(2) 1Oberste Kommunalaufsichtsbehörde ist das Ministerium für Inneres und Sport. 2Soweit die Zu-
ständigkeit der oberen Kommunalaufsichtsbehörde gesetzlich bestimmt ist, tritt an ihre Stelle die
oberste Kommunalaufsichtsbehörde.

Teil C
Regionalverbandsordnung des Regionalverbandes Saarbrücken

Erster Teil
Grundlagen

§ 194
Wesen des Regionalverbandes

(1) Der Regionalverband Saarbrücken ist ein der funktionsgerechten Ordnung, Entwicklung und Ko-
operation im Stadtumlandbereich dienender Verband der benachbarten Gemeinden des Großraums
Saarbrücken.

(2) Der Regionalverband erfüllt die überörtlichen, in ihrer Bedeutung auf das Verbandsgebiet be-
schränkten öffentlichen Aufgaben im Rahmen der Gesetze durch die von der Bürgerschaft der ver-
bandsangehörigen Gemeinden gewählten Organe oder durch Bürgerentscheid in eigener Verantwor-
tung.

(3) 1Der Regionalverband ist Gemeindeverband und Gebietskörperschaft. 2Das Gebiet des Regional-
verbandes deckt sich mit dem Bezirk der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdi-
rektoren als untere staatliche Verwaltungsbehörde.

§ 195
Name und Sitz

Name und Sitz des Regionalverbandes werden durch Gesetz bestimmt.

§ 196
Wappen, Farben und Dienstsiegel

(1) 1Das Ministerium für Inneres und Sport kann dem Regionalverband auf seinen Antrag das Recht
verleihen, Wappen und Farben zu führen; es kann Wappen und Farben auf Antrag des Regionalver-
bandes ändern. 2Wappen des Regionalverbandes dürfen von Dritten nur mit dessen Genehmigung
verwendet werden.

(2) 1Der Regionalverband führt Dienstsiegel. 2Die Vorschriften der Landkreisordnung über die Führung
von Dienstsiegeln gelten entsprechend.

§ 197
Selbstverwaltungsangelegenheiten
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(1) 1Der Regionalverband erfüllt in seinem Gebiet alle pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, die
durch Gesetz den Landkreisen übertragen sind. 2Ihm kann durch Gesetz die Erfüllung weiterer Selbst-
verwaltungsaufgaben zur Pflicht gemacht werden; dabei sind gleichzeitig Bestimmungen über die De-
ckung der Kosten zu treffen. 3Führt die Übertragung neuer Aufgaben durch Gesetz oder die Verände-
rung bestehender Aufgaben durch Gesetz oder Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung
des Regionalverbandes, ist dafür aufgrund einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzi-
eller Ausgleich zu schaffen. 4Das Nähere regelt ein Gesetz. 5Verordnungen über die Durchführung sol-
cher Gesetze sowie Verordnungen nach Satz 3 bedürfen der Zustimmung des Ministeriums für Inneres
und Sport.

(2) Der Regionalverband erfüllt in seinem Gebiet alle freiwillig übernommenen überörtlichen Selbst-
verwaltungsaufgaben im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung.

(3) 1Der Regionalverband fördert und koordiniert die geordnete Entwicklung des Verbandsgebiets. 2Er
hat die Befugnisse eines Planungsverbandes nach § 205 Abs. 6 des Baugesetzbuchs und nimmt die
überörtlichen Interessen seines Gebietes gegenüber anderen Planungsträgern wahr.

(4) § 143 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 198
Auftragsangelegenheiten

(1) 1Der Regionalverband erfüllt die den Landkreisen übertragenen staatlichen Aufgaben nach Wei-
sung der zuständigen Behörden (Auftragsangelegenheiten). 2Die §§ 7 und 9 bleiben unberührt.

(2) 1Der Regionalverband ist bei der Erfüllung von Auftragsangelegenheiten zur Geheimhaltung ver-
pflichtet, soweit dies von den zuständigen Behörden angeordnet wird. 2Er hat hierbei die für die staat-
lichen Behörden geltenden Vorschriften zu beachten. 3Das Ministerium für Inneres und Sport kann
hierzu weitere Verwaltungsvorschriften erlassen.

(3) 1Neue Auftragsangelegenheiten können dem Regionalverband nur durch Gesetz übertragen wer-
den; dabei sind gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. 2Führt die Über-
tragung neuer Aufgaben durch Gesetz oder die Veränderung bestehender Aufgaben durch Gesetz
oder Rechtsverordnung zu einer wesentlichen Belastung des Regionalverbandes, ist dafür aufgrund
einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen. 3Das Nähere re-
gelt ein Gesetz.

§ 199
Anzuwendende Vorschriften der Landkreisordnung

Für den Regionalverband gelten sinngemäß die Vorschriften der Landkreisordnung über

1. Kommunale Gemeinschaftsarbeit (§ 145),

 

2. Sicherung der Mittel (§ 146),

 

3. Satzungen (§ 147),
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4. Kreisgebiet ( §§ 148 bis 150),

 

5. Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises ( §§ 151 bis 154).

 

§§ 200 bis 203
(aufgehoben)

Zweiter Teil
Organe und Verwaltung

I. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 204
Organe

Organe des Regionalverbandes sind die Regionalversammlung, der Regionalverbandsausschuss, der
Kooperationsrat und die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor.

II. Abschnitt
Regionalversammlung und Regionalverbandsausschuss

§ 205
Zusammensetzung und Wahl der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung besteht aus den von den Bürgerinnen und Bürgern der regionalver-
bandsangehörigen Gemeinden in allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelbarer und freier Wahl ge-
wählten Mitgliedern.

(2) Die Regionalversammlung hat 45 Mitglieder.

(3) Das Nähere über Wahl und Ergänzung der Regionalversammlung bestimmt das Kommunalwahlge-
setz.

§ 206
Rechtsstellung der Mitglieder der Regionalversammlung

(1) 1Die Mitglieder der Regionalversammlung sind ehrenamtlich tätig. 2Sie handeln nach ihrer freien,
nur durch die Rücksicht auf das Gemeinwohl bestimmten Gewissensüberzeugung. 3Sie sind an Aufträ-
ge und Weisungen nicht gebunden.

(2) 1Die Mitglieder der Regionalversammlung haben die ihnen obliegenden Pflichten gewissenhaft zu
erfüllen, insbesondere an den Sitzungen der Regionalversammlung teilzunehmen. 2Die Vorschriften
der Gemeindeordnung über Treuepflicht, Mitwirkungsverbot bei Interessenwiderstreit, Heilung bei
Verfahrensmängeln, Entschädigung bei ehrenamtlicher Tätigkeit sowie die Regelungen über die Ver-
hängung eines Ordnungsgelds nach § 33 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

(3) Die Mitglieder der Regionalversammlung werden vor ihrem Amtsantritt in öffentlicher Sitzung von
der Regionalverbandsdirektorin oder vom Regionalverbandsdirektoren durch Handschlag zur gesetz-
mäßigen und gewissenhaften Ausübung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(4) 1Mitglieder der Regionalversammlung, die derselben Partei oder politischen Gruppierung mit im
Wesentlichen gleicher politischer Zielsetzung angehören, können sich zu einer Fraktion zusammen-
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schließen. 2Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. 3Die näheren Einzelheiten
über die Bildung der Fraktionen, ihre Rechte und Pflichten regelt die Geschäftsordnung.

§ 207
Amtszeit

(1) 1Die Amtszeit der Regionalversammlung beträgt fünf Jahre; sie beginnt am fünfzehnten auf den
Wahltag folgenden Tag, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit der bisherigen Regionalversammlung.
2Endet die Amtszeit der bisherigen Regionalversammlung vor dem fünfzehnten auf den Tag der Wahl
der neuen Regionalversammlung folgenden Tag, so verlängert sich die Amtszeit bis zum Beginn der
Amtszeit der neu gewählten Regionalversammlung, längstens jedoch um einen Monat.

(2) 1Mitglieder der Regionalversammlung scheiden mit dem Verlust der Wählbarkeit aus ihrem Amt
aus. 2Die Mitglieder der Regionalversammlung können ihr Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung
gegenüber der Regionalverbandsdirektorin oder dem Regionalverbandsdirektoren niederlegen; die Er-
klärung ist unwiderruflich. 3Die sonstigen besonderen Vorschriften über die vorzeitige Beendigung der
Amtszeit der Regionalversammlung bleiben unberührt.

(3) 1Ist die Wahl von Mitgliedern der Regionalversammlung rechtskräftig für ungültig erklärt worden,
führen diese die Geschäfte bis zum Beginn der Amtszeit der aufgrund der Wiederholungswahl neu ge-
bildeten Regionalversammlung weiter. 2Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit dieser Mitglieder der Re-
gionalversammlung im Zeitraum bis zum Beginn der Amtszeit der aufgrund der Wiederholungswahl
neu gebildeten Regionalversammlung wird durch die Ungültigkeit ihrer Wahl nicht berührt. 3Die Sät-
ze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 67 in Verbindung mit § 58 in Verbindung mit § 48 Absatz 3 Satz 4
des Kommunalwahlgesetzes bis zum Ablauf des Tages der öffentlichen Bekanntmachung des berich-
tigten Wahlergebnisses entsprechend.

(3) In den Fällen des § 58 in Verbindung mit § 49 des Kommunalwahlgesetzes endet die Amtszeit der
aufgrund der Wiederholungswahl neu gebildeten Regionalversammlung mit dem Ablauf der allgemei-
nen Amtszeit. Findet eine Neuwahl im gesamten Wahlgebiet innerhalb von sechs Monaten vor Ablauf
der allgemeinen Amtszeit statt, so endet die Amtszeit der aufgrund der Neuwahl neu gebildeten Re-
gionalversammlung erst mit dem Ende der nächsten allgemeinen Amtszeit.

(5) Die Feststellung über den Verlust der Wählbarkeit und das Ausscheiden aus der Regionalversamm-
lung trifft die Regionalversammlung.

§ 208
Aufgaben der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung beschließt über alle Selbstverwaltungsangelegenheiten des Regional-
verbandes, für die seine ausschließliche Zuständigkeit gesetzlich bestimmt ist oder für die er sich die
Entscheidung ausdrücklich vorbehalten hat.

(2) Über andere als Selbstverwaltungsangelegenheiten des Regionalverbandes kann die Regionalver-
sammlung nur beschließen, wenn besondere gesetzliche Vorschriften dies zulassen.

(3) Für die der Regionalversammlung vorbehaltenen Aufgaben gelten die Vorschriften der Landkreis-
ordnung über vorbehaltene Aufgaben entsprechend.

§ 209
Anzuwendende Vorschriften der Landkreisordnung
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1Für die Regionalversammlung gelten die Vorschriften der §§ 171, 172 und 173 entsprechend. 2Die
Aufgaben des Kreisausschusses nach § 171 Nummer 15 in Verbindung mit § 51a Absatz 5 werden vom
Regionalverbandsausschuss wahrgenommen.

§ 210
Regionalverbandsausschuss

(1) Der Regionalverbandsausschuss hat 15 Mitglieder.

(2) 1Der Regionalverbandsausschuss entscheidet über Selbstverwaltungsangelegenheiten des Regio-
nalverbandes, für die die Regionalversammlung nicht ausschließlich zuständig ist oder für die die Re-
gionalversammlung sich die Entscheidung nicht ausdrücklich vorbehalten hat. 2Der Regionalverbands-
ausschuss entscheidet in dringenden Fällen, die aus Gründen des Gemeinwohls keinen Aufschub bis
zur nächsten Sitzung der Regionalversammlung dulden, anstelle der Regionalversammlung. 3Der Re-
gionalverbandsausschuss hat die Regionalversammlung unverzüglich zu unterrichten. 4Die Regional-
versammlung kann die Entscheidung des Regionalverbandsausschusses aufheben, soweit nicht schon
Rechte anderer als Folge der Entscheidung entstanden sind. 5Der Regionalverbandsausschuss berei-
tet alle Angelegenheiten, über die die Regionalversammlung zu entscheiden hat, vor. 6Dies gilt nicht,
wenn die Regionalversammlung ohne Vorbereitung entscheiden will oder die Vorbereitung einem Re-
gionalversammlungsausschuss übertragen hat. 7Der Regionalverbandsausschuss soll Angelegenhei-
ten, für deren Entscheidung er zuständig ist, der Regionalversammlung zur Entscheidung vorlegen,
wenn er sie für besonders bedeutungsvoll für den Regionalverband hält.

(3) Für die Berufung, Vertretung und Rechtsstellung der Mitglieder des Regionalverbandsausschusses
sowie das Verfahren gelten die Vorschriften über den Kreisausschuss entsprechend.

III. Abschnitt
Kooperationsrat

§ 211
Zusammensetzung des Kooperationsrates und Verfahren

(1) 1Im Kooperationsrat sind die regionalverbandsangehörigen Gemeinden durch ihre Bürgermeiste-
rin oder ihren Bürgermeister vertreten. 2Jede Gemeinde entsendet eine weitere Vertreterin oder einen
weiteren Vertreter aus der Mitte des Gemeinderates; darüber hinaus stehen ihr für je 40.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner zwei weitere Vertreterinnen oder Vertreter zu. 3Im Übrigen gilt § 114 entspre-
chend. 4Jede in der Regionalversammlung vertretene Fraktion kann ein Mitglied mit beratender Funk-
tion in den Kooperationsrat entsenden.

(2) Den Vorsitz im Kooperationsrat hat die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdi-
rektor; sie oder er hat kein Stimmrecht.

(3) 1Auf Antrag einer Gemeinde ist der Kooperationsrat unverzüglich einzuberufen. 2Die Einberufungs-
frist beträgt vier Wochen. 3In dringenden Fällen kann die Frist auf zwei Wochen verkürzt werden. 4Im
Übrigen gelten für das Verfahren im Kooperationsrat die Vorschriften der Landkreisordnung entspre-
chend..

§ 211a
Aufgaben des Kooperationsrates
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(1) 1Der Kooperationsrat entscheidet im Rahmen der Zuständigkeiten des Regionalverbandes über fol-
gende Aufgaben:

1. Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Flächennutzungsplans und des Land-
schaftsplans nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs und des Gesetzes zum Schutz der Na-
tur und Heimat im Saarland

 

2. Wirtschaftsförderung

 

3. Öffentlicher Personennahverkehr nach dem Gesetz über den Öffentlichen Personennahverkehr
im Saarland

 

4. Koordination von Freizeit-, Sport- und Erholungsmaßnahmen.

 

2Der Kooperationsrat kann die Aufgaben des Bildungsbeirats wahrnehmen. 3Satz 1 gilt nicht, soweit
der Regionalverband Aufgaben in grenzüberschreitender Zusammenarbeit erledigt; entgegenstehen-
des Bundesrecht bleibt unberührt.

(2) Der Kooperationsrat ist in folgenden Angelegenheiten zu hören:

1. Erlass der Haushaltssatzung gemäß § 216 in Verbindung mit § 84

 

2. Entscheidung über eine kommunale Zusammenarbeit nach § 197 Abs. 4 in Verbindung mit
§ 143 Abs. 3

 

3. regionale freiwillige Jugendarbeit

 

4. regionale Schulentwicklungsplanung.

 

(3) Die Zustimmung des Kooperationsrates zur Entscheidung der Regionalversammlung über einen
höheren Anteil an der Finanzierung einer kommunalen Zusammenarbeit nach § 19 a Abs. 2 des Kom-
munalfinanzausgleichsgesetzes muss einstimmig erfolgen.

IV. Abschnitt
Regionalverbandsdirektorin, Regionalverbands-

direktor und Regionalverbandsbeigeordnete

§ 212
Regionalverbandsdirektorin, Regionalverbandsdirektor

(1) 1Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor wird von den Bürgerinnen und
Bürgern der regionalverbandsangehörigen Gemeinden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher
und geheimer Wahl gleichzeitig mit der Regionalversammlung gewählt. 2Sie oder er ist Beamtin oder
Beamter auf Zeit.

(2) Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor oder eine andere leitende Be-
amtin oder ein anderer leitender Beamter des Regionalverbandes muss die Befähigung zum höheren
Verwaltungsdienst oder zum Richteramt besitzen.
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(3) Auf die Regionalverbandsdirektorin oder den Regionalverbandsdirektor finden die für die Bürger-
meisterin oder den Bürgermeister geltenden Vorschriften der Gemeindeordnung über die Rechtsstel-
lung, die Amtszeit, die Eignung, die Ausschreibung, die Wahl, die Wahlanfechtung, die Abwahl und
den Ruhestand auf Antrag aus besonderem Grund entsprechende Anwendung.

§ 213
Aufgaben der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektoren

(1) Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor ist die gesetzliche Vertreterin
oder der gesetzliche Vertreter des Regionalverbandes.

(2) 1Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor leitet die Verwaltung des Re-
gionalverbandes. 2Sie oder er bereitet die Beschlüsse des Regionalverbandsausschusses vor und führt
die Beschlüsse der Regionalversammlung und des Regionalverbandsausschusses aus. 3Sie oder er
erledigt die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihr oder ihm übertragenen Selbstverwal-
tungsangelegenheiten des Regionalverbandes. 4Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regional-
verbandsdirektor ist allein zuständig, soweit gesetzlich eine Anhörung des Regionalverbandes vorge-
schrieben und die Angelegenheit im Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bun-
desrepublik oder eines ihrer Länder geheim zu halten ist.

(3) Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor erledigt die dem Regionalver-
band übertragenen staatlichen Aufgaben (Auftragsangelegenheiten), soweit durch Gesetz nichts an-
deres bestimmt ist.

(4) 1Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor ist Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der Regionalverbandsbediensteten und der Regional-
verbandsbeigeordneten. 2Ihr oder ihm obliegt die Ernennung und Entlassung der Beamtinnen und Be-
amten sowie die Einstellung, Einstufung und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
nach den Beschlüssen der Regionalversammlung und des Regionalverbandsausschusses.

(5) Die Befugnisse der oder des Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde nimmt gegen-
über der Regionalverbandsdirektorin oder dem Regionalverbandsdirektoren in den Fällen des § 8
Abs. 1, § 58 Abs. 1 und § 59 Abs. 2 des Saarländischen Beamtengesetzes und des § 83 Abs. 2 des
Saarländischen Disziplinargesetzes die Kommunalaufsichtsbehörde, im Fall des § 85 des Saarländi-
schen Beamtengesetzes die Regionalversammlung, im Übrigen die oder der zur Vertretung der Regio-
nalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektoren berufene Regionalverbandsbeigeordnete
wahr.

(6) Die Vorschriften der Landkreisordnung über Widerspruchs- und Vorlagepflicht bei rechtswidrigen
Beschlüssen, Anordnungsbefugnis der Landrätin oder des Landrates in dringenden Fällen und Ver-
pflichtungserklärungen gelten entsprechend.

§ 214
Regionalverbandsbeigeordnete

(1) 1Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor wird im Fall ihrer oder seiner
Verhinderung durch Regionalverbandsbeigeordnete in der von der Regionalversammlung festgesetz-
ten Reihenfolge vertreten. 2Die erste Stellvertreterin oder der erste Stellvertreter der Regionalver-
bandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektoren führt die Amtsbezeichnung Erste Regionalver-
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bandsbeigeordnete oder Erster Regionalverbandsbeigeordneter. 3Im Fall gleichzeitiger Verhinderung
der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektoren und der Regionalverbandsbei-
geordneten wählt die Regionalversammlung für die Dauer der Verhinderung eine besondere Vertrete-
rin oder einen besonderen Vertreter aus seiner Mitte; hierbei führt das an Lebensjahren älteste hierzu
bereite Mitglied der Regionalversammlung den Vorsitz.

(2) 1Der Regionalverband hat insgesamt bis zu fünf Regionalverbandsbeigeordnete. 2Bei der Wahl ist
die Reihenfolge der Regionalverbandsbeigeordneten festzusetzen. 3Die Regionalverbandsbeigeordne-
ten sind Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte. 4Die Vorschriften der Gemeindeordnung über die eh-
renamtlichen Beigeordneten gelten entsprechend.

(3) Die Regionalverbandsdirektorin oder der Regionalverbandsdirektor kann mit Zustimmung der
Regionalversammlung Regionalverbandsbeigeordneten bestimmte Geschäftszweige zur Erledigung
übertragen.

V. Abschnitt
Regionalverbandsbedienstete

§ 215
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung

Für die Regionalverbandsbediensteten gelten sinngemäß die Vorschriften der Gemeindeordnung über
die Gemeindebediensteten.

§ 215a
Frauenbeauftragte des Regionalverbandes

1Der Regionalverband muss eine hauptamtliche Frauenbeauftragte bestellen. 2Für die Frauenbeauf-
tragte gilt § 79a entsprechend.

Dritter Teil
Regionalverbandswirtschaft

§ 216
Anzuwendende Vorschriften der Landkreisordnung

Die Vorschriften über die Kreiswirtschaft gelten entsprechend.

Vierter Teil
Kommunalaufsicht

§ 217
Anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Kommunalaufsicht über den Regionalver-
band die Vorschriften der Gemeindeordnung über die Kommunalaufsicht entsprechend.

§ 218
Kommunalaufsichtsbehörden

(1) Kommunalaufsichtsbehörde des Regionalverbandes Saarbrücken ist das Landesverwaltungsamt.

- Seite 107 von 111 -



(2) 1Oberste Kommunalaufsichtsbehörde ist das Ministerium für Inneres und Sport. 2Soweit die Zu-
ständigkeit der oberen Kommunalaufsichtsbehörde gesetzlich bestimmt ist, tritt an ihre Stelle die
oberste Kommunalaufsichtsbehörde.

Teil D
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 219
Einwohnerzahl

1Soweit nach diesem Gesetz die Einwohnerzahl von rechtlicher Bedeutung ist, ist das vom Statisti-
schen Amt zuletzt, in den Fällen der §§ 32, 64, 156, 184 und 211 das letzte vor dem sechzigsten Tag
vor dem Wahltag fortgeschriebene und veröffentlichte Ergebnis der letzten allgemeinen Zählung der
Bevölkerung maßgebend. 2§ 71 Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt.

§ 220
Beitreibung von Geldbußen und Zwangsgeldern

Geldbußen und Zwangsgelder werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben.

§ 221
Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes

(1) 1Die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes ist eine Versorgungseinrichtung
im Sinne dieses Gesetzes. 2Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 3Die Gemeinden, Ge-
meindeverbände und Zweckverbände gehören ihr als Mitglieder an. 4Die Aufnahme weiterer Mitglie-
der und die Voraussetzungen hierfür werden durch die nach Absatz 5 zu erlassende Rechtsverord-
nung geregelt.

(2) 1Die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes führt als Sonderkassen die Ruhe-
gehaltskasse und die Zusatzversorgungskasse. 2Die Vermögen der Sonderkassen sind Sondervermö-
gen und haften jeweils nur für deren Verbindlichkeiten. 3Sie sind getrennt zu verwalten.

(3) 1Die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes regelt ihre Angelegenheiten durch
Satzung. 2Sie hat die Aufgabe, im Rahmen der Satzung für ihre Mitglieder die beamtenrechtlichen
Versorgungslasten auszugleichen und den Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmern ihrer Mitglieder
im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusätzliche Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterblie-
benenversorgung zu gewährleisten. 3Auf Antrag eines Mitgliedes kann sie für dieses die Aufgabe der
Festsetzung der beamtenrechtlichen Versorgungsleistungen wahrnehmen und hierbei das Mitglied in
Widerspruchsverfahren und Rechtsstreitigkeiten vertreten. 4Sie kann auf Antrag eines Mitgliedes für
dieses die Aufgabe der Berechnung und Zahlung der Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und
Todesfällen, der Besoldung und der Entgelte wahrnehmen; Satz 3 gilt entsprechend. 5Weitere Aufga-
ben können der Kasse durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes übertragen werden.

(4) 1Organe der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes sind die Verwaltungsbeirä-
te der Ruhegehaltskasse und der Zusatzversorgungskasse, der Gesamtverwaltungsbeirat und die Di-
rektorin oder der Direktor. 2Die Direktorin oder der Direktor leitet die Kasse als deren Vertreterin oder
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deren Vertreter nach den Beschlüssen der Verwaltungsbeiräte und führt die Geschäfte der laufenden
Verwaltung.

(5) Das Ministerium für Inneres und Sport wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu
treffen über

1. die Aufgaben, den Aufbau und die Verwaltung der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse,
deren Aufsicht sowie über die Zusammensetzung, die Aufgaben und Bestellung der Mitglieder
der Verwaltungsbeiräte,

 

2. die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskas-
se des Saarlandes.

 

§ 221a
Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände

Bevor durch Gesetz oder Verordnung allgemeine Fragen geregelt werden, welche die Gemeinden und
Gemeindeverbände unmittelbar berühren, sollen die kommunalen Spitzenverbände gehört werden.

§ 222
Durchführung dieses Gesetzes

(1) Unbeschadet der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen wird das Ministerium für Inneres
und Sport ermächtigt, für die Gemeinden durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu treffen über

1. die öffentliche Bekanntmachung, insbesondere von Satzungen,

 

2. Form und Inhalt von Niederschriften über die Verhandlungen des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse,

 

3. Inhalt und Gestaltung des Haushaltsplans, der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung und
des Investitionsprogramms sowie die Haushaltsführung und die Haushaltsüberwachung; dabei
kann es bestimmen, dass Einzahlungen und Auszahlungen, für die ein Dritter Kostenträger ist
oder die von einer zentralen Stelle ausgezahlt werden, nicht im Haushalt der Gemeinde abge-
wickelt werden,

 

4. die Veranschlagung von Erträgen, Aufwendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen und
Verpflichtungsermächtigungen für einen vom Haushaltsjahr abweichenden Wirtschaftszeit-
raum,

 

5. die Bildung von Budgets sowie den Ausweis von Zielen und Kennzahlen,

 

6. die Bildung von Rückstellungen,

 

7. die Erfassung, den Nachweis und die Bewertung des Vermögens und der Schulden sowie die
Abschreibung der Vermögensgegenstände,

 

8. die Geldanlagen und ihre Sicherung,
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9. die Ausschreibung von Lieferungen und Leitungen sowie die Vergabe von Aufträgen einschließ-
lich des Abschlusses von Verträgen; dabei können die Gemeinden verpflichtet werden, die
Grundsätze anzuwenden, die das Ministerium für Inneres und Sport bekannt gibt.

 

10. die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Ansprüchen sowie die Behandlung von
Kleinbeträgen,

 

11. Inhalt und Gestaltung des Jahresabschlusses,

 

12. die Aufgaben und die Organisation der Gemeindekasse, deren Beaufsichtigung und Prüfung so-
wie die ordnungsgemäße Abwicklung der Buchführung und des Zahlungsverkehrs,

 

13. die zeitliche Aufbewahrung von Büchern, Belegen und sonstigen Unterlagen,

 

14. Aufbau und Verwaltung, Wirtschaftsführung und Rechnungswesen der Eigenbetriebe.

 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 und die Vorschriften des § 67 Abs. 1 Satz 3 und § 126 gelten für
die Durchführung der Landkreisordnung und der Regionalverbandsordnung entsprechend.

(3) Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen zur Durchführung dieses Gesetzes sind die von den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden zur Förderung ihrer Interessen gebildeten Vereinigungen zu hören.

(4) 1Das Ministerium für Inneres und Sport erlässt die erforderlichen Verwaltungsvorschriften[11]. 2Es
kann zur Vergleichbarkeit der Haushalte Muster für verbindlich erklären, insbesondere für

1. die Haushaltssatzung und ihre Bekanntmachung,

 

2. die Form des Haushaltsplans und seiner Anlagen,

 

3. die Gliederung des Haushaltsplans in Teilhaushalte, die Gliederung des Ergebnishaushalts nach
Ertrags- und Aufwandsarten, des Finanzhaushalts nach Einzahlungs- und Auszahlungsarten,

 

4. die Gliederung und die Form der Bestandteile des Jahresabschlusses und seiner Anlagen,

 

5. die Buchführung und die Zahlungsabwicklung,

 

6. die Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens,

 

7. die Gliederung des Produktplans.

 

Fußnoten

[11])
Vgl. VV Kommunalhaushaltsrecht vom 6. November 2006 (Amtsbl. S. 2105).

§ 223
(aufgehoben)
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